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Editorial 
 
Liebe Mitglieder des VSGS 
 
Wie wichtig ist uns eigentlich die Politische Bildung? In der Schweiz, wo es dafür – anders als etwa in 
Deutschland – kein eigenes Unterrichtsfach gibt, stellt sich diese Frage für uns Geschichtslehrerinnen 
und -lehrer täglich, und die Antwort fällt nicht immer leicht. Welche Spielräume bieten die Lehrpläne 
und Stundentafeln? Welche Inhalte nehmen wir auf, welche nicht? Und welche didaktischen und me-
thodischen Instrumente haben wir zur Verfügung, um den Schülerinnen und Schülern zur „vertieften 
Gesellschaftsreife“ zu verhelfen, was ja ein erklärtes Ziel der Politischen Bildung ist? 
 
Mit dem Thema beschäftigt sich zur Zeit auch die Politik, bis hin zum Bund. An einer vom Eidgenössi-
schen Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung initiierten Expertenkommission, die Thesen 
zur Zukunft der Politischen Bildung ausarbeiten sollte, hat sich im vergangenen Jahr auch der VSGS 
beteiligt. Von den Ergebnissen wird noch zu hören sein. 
 
Die Politische Bildung ist im Fach Geschichte bestens aufgehoben. Was früher einmal Politik war, ist 
heute Geschichte – und das politische Handeln von heute wird von künftigen Historiker/innengenera-
tionen untersucht. Aber es geht um mehr als die kognitive Ebene. Wir wollen die Schülerinnen und 
Schüler dazu motivieren, politisch aktiv zu werden, sich zu interessieren und sich einzubringen. Dies 
wird besonders dann plausibel, wenn wir heutige politische Verhältnisse als historisch gewachsen dar-
stellen. Denn dann können sie auch als veränderbar verstanden werden. 
 
Einen Beitrag zur Politischen Bildung leistet in diesem Sinne unser diesjähriges „Bulletin“. Die äusserst 
beunruhigende Zunahme des Rechtsextremismus in den letzten Jahren betrifft alle Ebenen. Von den 
Wahlerfolgen rechtspopulistischer und rechtsextremer Parteien – die Grenze ist fliessend – über die 
Verschiebungen im öffentlichen Diskurs bis hin zu Gewalttaten mit rechtsextremem Hintergrund: Es 
kann einen schon schaudern. 
 
Gerade wir Geschichtslehrerinnen und Geschichtslehrer stehen in der Pflicht und tragen die Verant-
wortung, die vorhandenen Spielräume möglichst gut zu nutzen. „History teaching is more important 
then ever before. So get out there and do it brilliantly“, so ein polnischer Kollege zum Abschluss der 
Euroclio-Jahrestagung vom April 2019 in Danzig. Die Beiträge in diesem Heft mögen Ihnen dazu die 
eine oder andere Anregung bieten. Zum einen geht es um inhaltliche Klarheit. Anna Jikharevas auf 
Deutschland und die Schweiz konzentrierte Analyse der Neuen Rechten und Hans Stutz‘ erhellende 
Periodisierung des Rechtsextremismus in der Schweiz seit 1945 liefern fundiertes Material. Sebastian 
Bott untersucht die nationalkonservative Geschichtspolitik in Polen und deckt deren antipluralisti-
schen und autoritären Kern auf. 
 
Mit dem fachlichen Wissen allein ist es nicht getan. Wie wir politikdidaktisch begründet mit rechts-
extremistischen Themen im Unterricht arbeiten können, zeigen die Beiträge von Silvana Werren und 
Mischa Marti, Ulrich Schnakenberg und Jan Scheller. Mut zur Auseinandersetzung lautet die Devise. 
Dies schliesst ein, die Schülerinnen und Schüler ernst zu nehmen und nicht von oben herab zu beleh-
ren, aber auch vor klaren Worten nicht zurückzuschrecken. Ergänzt werden diese Überlegungen durch 
auf den Praxisgebrauch zugeschnittene Unterrichtsideen zum Überfremdungsdiskurs in der Schweiz 
sowie zum juristischen Umgang mit dem Hitlergruss vor dem Hintergrund der Antirassismusstrafnorm. 
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Wir freuen uns sehr, die im vergangenen Jahr neu eingeführten Bulletin-Rubriken „Standpunkte“ und 
„Rezensionen“ fortsetzen zu können. Das methodische Konzept der Arbeit mit fiktiven Quellen des 
Zürcher Fachdidaktikers Philippe Weber steht bei den „Standpunkten“ im Zentrum der Auseinander-
setzung. Die Rezensionen beschäftigen sich – 30 Jahre nach dem Ende des Kalten Krieges – mit Neu-
erscheinungen über die Sowjetunion und das letzte Jahr der DDR. 
 
Auf den hinteren Seiten finden Sie einige Neuigkeiten aus dem Verein, einen Rückblick auf die Euroclio-
Jahrestagung in Danzig sowie die Traktandenliste der diesjährigen VSGS-Generalversammlung. Sie ist 
wie schon in den vergangenen Jahren mit einer Exkursion verbunden. Falls Sie dieses Jahr in La Chaux-
de-Fonds nicht dabei sein können – auch nächstes Jahr wollen wir die Verknüpfung von GV und Ex-
kursion beibehalten. Sie sind herzlich willkommen. 
 
Wie immer sind wir interessiert an Ihren Hinweisen, Ergänzungen, Einwänden und Kritik am Bulletin 
und danken Ihnen für Mails an die Adresse 
 
vsgs-vorstand@histomat.ch  
 
Mit den besten Wünschen für Ihren beruflichen wie persönlichen Alltag und eine anregende Bulletin-
Lektüre grüssen Sie herzlich 
 
Martin Pryde    Valentin Schönherr 
Präsident VSGS    Vorstand VSGS, Bulletin-Redakteur 
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Woher dieser Erfolg? 
In den Zielen einig, bestens vernetzt: die „Neue Rechte“ 
 
Anna Jikhareva 
 
Selbst wenn ihre ExponentInnen nicht auf 
den Podien oder in Talkshows sitzen, diktie-
ren sie die Agenda, haben praktisch schon die 
Themenplanung übernommen. Sie schüren 
Angst vor Geflüchteten, verbreiten Hetze ge-
gen Muslime, greifen Frauenrechte an. Sie 
machen radikale Ansichten salonfähig. Wer 
sind die Akteure der neurechten Bewegung, 
welche Strukturen haben sie aufgebaut, wel-
che Strategien verfolgen sie? Und wie konnte 
es soweit kommen? 
 
Etwas hat sich verschoben in den letzten Jah-
ren. Von der Öffentlichkeit praktisch unbe-
merkt etablierte sich ein Netzwerk: lose orga-
nisiert, global agierend, äusserst radikal. Und 
erstaunlich erfolgreich. Dieses Netzwerk will 
nichts weniger, als die Welt umkrempeln. 
In den USA sitzt ein Protagonist der Bewegung 
im Weissen Haus, in der Schweiz verwenden 
etablierte Politiker unbedarft belastete Be-
griffe. In Österreich lässt sich die Regierung von 
Extremisten hofieren, in Deutschland mar-
schieren Neonazis mit Parteikadern durch die 
Strassen. Jenen, die sich als Teil des neuen 
Netzwerks verstehen, geht es um Macht – in 
den Parlamenten, auf der Strasse, in den Köp-
fen. Und es geht ihnen um Deutungshoheit, sie 
wollen die Kontrolle zurückgewinnen in einer 
Welt, die ihnen zu entgleiten droht oder viel-
leicht schon längst entglitten ist. Make Myself 
Great Again. 
Das Netzwerk, das weltweit auf dem Vor-
marsch ist und von ExpertInnen „Neue Rechte“ 
genannt wird, hat es aber nicht nur in Parla-
mente und Amtsstuben geschafft, auf die 
Strassen und in die Jugendzentren. Ihr viel-
leicht grösster Erfolg ist ein anderer: die Dis-
kursverschiebung.  
Die Rhetorik der Neuen Rechten hat ihren Weg 
inzwischen bis weit in die gesellschaftliche 
Mitte gefunden. Ihre Phrasen werden in den 
grossen Medien so lange wiederholt, bis sie 
dem Publikum als normal erscheinen. Ihre Ver-
treter dürfen sich wie selbstverständlich im 
Fernsehen äussern – bis kaum jemandem noch 
auffällt, wie radikal sie sind.  

Wie eine Kampagne der Neuen Rechten euro-
paweit Karriere machen kann, sich gezielt ver-
breitete Falschnachrichten in Politikerköpfen 
festsetzen, illustrierte im vergangenen Jahr die 
Debatte um den Migrationspakt der Vereinten 
Nationen. Das Abkommen, das im Wesentli-
chen eine Diskussion über die Kontrolle von 
Migrationsbewegungen ermöglichen sollte 
und keinerlei verbindliche Massnahmen ent-
hält, wurde im Dezember von 164 Staaten fei-
erlich in Marrakesch angenommen.  
In Marokko nicht dabei waren Länder wie Un-
garn, die USA oder Kroatien, wo rechte Kreise 
oder die jeweilige Regierung von Anfang an ge-
gen den Pakt mobil machten. Ebenfalls abwe-
send waren auch Österreich und die Schweiz – 
was besonders überraschte, weil der Schweizer 
Uno-Botschafter Jürg Lauber massgeblich an 
der Ausarbeitung des Abkommens beteiligt ge-
wesen war. Der Absage der beiden Staaten war 
eine Fake-News-Kampagne vorausgegangen, 
die im deutschsprachigen Raum ihresgleichen 
sucht. Um den Pakt zu verhindern, hatten 
rechtsextreme Kreise eine gewaltige Propagan-
damaschine aufgebaut, deren Botschaften bis 
weit in bürgerliche Kreise hinein verfingen.  
 
Ein Gerücht macht Karriere 
Den Ursprung bildete mutmasslich ein Video 
der sogenannten Identitären Bewegung, einer 
Reihe von völkisch orientierten Gruppierungen 
in mehreren europäischen Ländern, die sich 
von Frankreich aus verbreiteten und als rechts-
extrem eingestuft werden. „Der Uno-Migrati-
onspakt besiegelt den Untergang der europäi-
schen Völker“, sagte darin der österreichische 
IB-Wortführer Martin Sellner in die Kamera – 
und rief zum grenzüberschreitenden Wider-
stand gegen die Vereinbarung auf: in Deutsch-
land, Österreich und der Schweiz. Das Video, 
das im Sommer 2018 erschien und im Internet 
tausendfach geklickt wurde, war Teil eines von 
Sellner ausgerufenen „Info-Kriegs“. Nur mit sei-
ner Hilfe schaffte es die FPÖ in Österreich da-
raufhin, den Pakt zu sabotieren.  
Kurz darauf meldete sich auch die SVP zu Wort: 
An einer Pressekonferenz warnte Parteichef 
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Albert Rösti vor einer „Welt ohne Grenzen“ 
und Nationalrat Andreas Glarner vor einem 
„Umsiedlungsprogramm“. Parlamentarier der 
Partei reichten reihenweise Fragen und Vor-
stösse zum Thema ein, rechtsnationale Medien 
wie die „Basler Zeitung“, die „Weltwoche“ oder 
die „Schweizerzeit“ doppelten mit harscher Kri-
tik an dem harmlosen Abkommen nach. Bis sich 
schliesslich auch die bürgerlichen Parteien der 
Kampagne anschlossen. In der Staatspoliti-
schen Kommission des Nationalrats sprachen 
sich neben der SVP auch die FDP und mehrere 
CVP-Politiker gegen das Abkommen aus.  
Sie waren einem Narrativ gefolgt, das von weit 
rechts kam und sich dank den sozialen Medien 
quer über den Kontinent verbreitete. Das Rin-
gen um den Uno-Migrationspakt ist deshalb ein 
Lehrstück über rechte Allianzen und ihre willi-
gen Helfer bei den bürgerlichen Parteien. Das 
Bemerkenswerte dabei: wie schnell sich Falsch-
meldungen und Verschwörungstheorien von 
Extremisten und Rechtspopulisten verbreite-
ten und Eingang in den politischen Diskurs fan-
den. Die Absage von Österreich, der Schweiz 
und vielen anderen Ländern an eine Vereinba-
rung, die lediglich den Dialog in Migrationsfra-
gen fördern will, kann die Neue Rechte für sich 
als Erfolg verbuchen.  
Das Beispiel Migrationspakt zeigt aber auch et-
was anderes: dass die Identitären und andere 
Bewegungen sowie die rechten PolitikerInnen 
ein diskursives Element eint. Es ist die These 
vom „Bevölkerungsaustausch“. Sie ist der Kitt, 
der das lose Netzwerk der Neuen Rechten am 
Leben hält.  
 
Der Wunsch nach Unheil 
„Besonders wichtig für die Konstruktion eines 
tragfähigen politischen Mythos ist es, ein 
Feindbild zu schaffen, das genügend Überzeu-
gungskraft hat, um die Menschen zu politi-
schen Aktionen zu mobilisieren“, schreibt der 
deutsche Soziologe Thomas Wagner. Das 
Feindbild, das die Neue Rechte zu politischen 
Aktionen mobilisiert, sind die Muslime. Die 
gern verwendete Rhetorik vom „grossen Aus-
tausch“ geht auf die kruden Theorien des Fran-
zosen Renaud Camus zurück, einen der Vor-
denker der Bewegung. In seinem gleichnami-
gen Buch behauptet er, Muslime würden be-
wusst nach Europa geschleust, um die Einhei-
mischen zu verdrängen.  

Zur Verbreitung verholfen haben der Idee 
ebenfalls die Identitären. Sie übersetzten 
Camus’ Texte ins Deutsche, nutzen seine Theo-
rien für ihre Kampagnen. Sie orientierten sich 
dabei auch an einem anderen rechten Denker 
aus Frankreich: Alain de Benoist, in dessen Tra-
dition sie begannen, völkisch-nationalistisches 
Vokabular durch unbelastete Begriffe wie 
„Identität“ zu ersetzen. Ihre Ideologie nennen 
sie den „Ethnopluralismus“. Sie gehen von ei-
ner geschlossenen und homogenen „europäi-
schen Kultur“ aus, deren „Identität“ von der 
„Islamisierung“ bedroht sei.  
Der Argumentation von Camus folgte die euro-
päische Rechte auch, als 2015 mehr als eine 
Million Geflüchteter aus dem kriegsversehrten 
Syrien nach Europa kam. Es ist kein Zufall, dass 
rechtsextreme Medien wie das deutsche 
„Compact“-Magazin in dieser Zeit gerne Angela 
Merkel auf die Titelseite hoben. Denn neben 
den Muslimen birgt Camus’ Theorie auch ein 
zweites Feindbild: jene Eliten, die den „grossen 
Austausch“ angeblich forcieren. Die antisemiti-
sche Hetzkampagne von Ungarns Premier Vik-
tor Orbán gegen US-Investor George Soros be-
ruht ebenfalls auf der Annahme, der Mäzen 
habe es sich zum Ziel gesetzt, die christliche Be-
völkerung mit Geflüchteten aus dem Nahen Os-
ten zu ersetzen.  
Auch AfD-Chef Alexander Gauland und die 
Dresdner Pegida-Demonstranten oder Öster-
reichs Ex-Vizekanzler Heinz-Christian Strache 
äusserten sich schon ähnlich – ebenso wie der 
28-Jährige, der im März mehr als fünfzig musli-
mische Gläubige in der neuseeländischen Stadt 
Christchurch ermordete. In einem „Manifest“, 
das der Attentäter vor seiner Attacke ins Netz 
stellte, sprach auch er von seiner Furcht vor 
dem „grossen Austausch der weissen Bevölke-
rung Europas“, als deren Teil er sich versteht. 
„Die Rede vom ,grossen Austauschʹ verbindet 
die radikale Rechte über Ländergrenzen hin-
weg“, schreibt Wagner.  
In seinem Manifest nahm der Attentäter von 
Christchurch auch auf den Genozid von Srebre-
nica Bezug, bei dem die Truppen der Republika 
Srpska im Sommer 1995 mindestens 8000 Mus-
lime ermordeten. Es sei Zeit, sich an den Tür-
ken zu rächen, hatte der bosnisch-serbische 
Militärchef Ratko Mladić im Vorfeld verkündet. 
Und der serbische Kriegsverbrecher Radovan 
Karadžić bezeichnete den Genozid von Srebre-
nica als „gerecht und heilig“. Seine Truppen 
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hätten die Errichtung eines islamistischen 
Kalifats verhindert. Der norwegische 
Rechtsterrorist Anders Breivik wiederum 
nennt Karadžić einen „ehrenhaften Kreuz-
ritter und europäischen Kriegshelden“. In 
der Ideologie der neuen Rechten sei Süd-
osteuropa der Übergangsraum, in dem sich 
die Zukunft des Abendlands entscheide, ar-
gumentierten die beiden Wissenschaftler 
Adnan Delalić und Patricia Zhubi kürzlich in 
der WOZ.  
Ob Donald Trump in den USA, Rassemble-
ment National in Frankreich oder Geert Wil-
ders’ PVV in den Niederlanden: Die grösste 
Gemeinsamkeit von konservativ-libertären 
Denkern, völkisch-nationalen Politikern 
und Rechtspopulisten ist die rassistisch be-
gründete Ablehnung des Islam. Eine Vorrei-
terrolle in antimuslimischer Hetze nimmt 
die SVP ein: mit ihren Initiativen für Mina-
rett- und Burkaverbote beispielsweise. Ihr 
Raketenplakat gegen Minarette wurde eu-
ropaweit zum Exportschlager, rechte und 
rechtsradikale Parteien nahmen sich das 
Motiv zum Vorbild.  
Die Motive hinter den hetzerischen Aussa-
gen hatte schon Theodor W. Adorno be-
schrieben. Es sei der unbewusste Wunsch 
nach Unheil, nach Katastrophe, der den An-
triebsmotor des Rechtsradikalismus aus-
mache, konstatierte der Philosoph in einem 
Vortrag in Wien vor fünfzig Jahren, der 
kürzlich in Buchform erschien. Die Substanz 
dieser Politik sei die Propaganda, so Adorno.  
 
Wie die Rechte auf die grosse Bühne drängt 
Wer den Zeitpunkt sucht, als die grosse Dis-
kursverschiebung begann und die Neue Rechte 
zu ihrem reaktionären Feldzug ansetzte, muss 
nach Deutschland blicken. 
Ende August 2010 brachte der SPD-Politiker 
Thilo Sarrazin sein Buch „Deutschland schafft 
sich ab“ auf den Markt. Die simple wie hetzeri-
sche These: Weil es die Migration nicht steuert, 
setzt Deutschland seine Zukunft aufs Spiel. 
Muslimische Einwanderer seien kriminell und 
strapazierten den Sozialstaat, ihre Religion sei 
anfällig für Diktatur und Terror. Gespickt ist das 
Buch mit falschen Zahlen und manipulierten 
Statistiken – mit dem Ziel, eine Minderheit in 
Verruf zu bringen. Doch der rassistische Inhalt 
von Sarrazins Buch schien viele nicht zu stören: 
Millionenfach fand es seinen Weg in die 

Bücherregale. Die Wichtigkeit dieses Buchs – 
zumindest bei der Neuen Rechten in Deutsch-
land – brachte später der rechtsextreme Publi-
zist Götz Kubitschek auf den Punkt: „Das Disku-
tieren über bestimmte Dinge ist einfacher ge-
worden“, frohlockte er. 
Aufmerksamkeit fand Sarrazin mit seinen The-
sen aber auch in der Schweiz. So durfte er etwa 
in einer SRF-Sendung auftreten, mehrere Vor-
träge halten. Ende Oktober 2019 soll er in Olten 
an einer Tagung der Stiftung Zukunft CH auftre-
ten, die sich nach eigenen Angaben „gegen die 
schleichende Einführung der Scharia“ einsetzt. 
In Deutschland ist mit der AfD 2013 eine Partei 
entstanden, die es sich zum Ziel machte, all 
jene anzusprechen, die Sarrazins Abschaf-
fungsthese glaubten. Die Partei setzte zum 
Marsch durch die Institutionen an: Seit den 
letzten Bundestagswahlen ist sie im nationalen 
Parlament vertreten – und bei den Landtags-

Abb. 1 2011 werden über 600 neu identifizierte Opfer des 
Massakers von Srebrenica bestattet. Im südosteuropäischen 
„Übergangsraum“ entscheide sich die „Zukunft des Abendlan-
des“, so die Neue Rechte.              (Foto: Getty Images / Universal Images Group) 
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wahlen in Sachsen und Brandenburg Anfang 
September 2019 gelang es ihr, gewaltige Er-
folge einzufahren. Es gibt nicht wenige in 
Deutschland, für die der Einzug der AfD in den 
Bundestag eine Zäsur bedeutet: Die Vorstel-
lung erwies sich als falsch, dass Deutschland 
aufgrund seiner Vergangenheit immun gegen 
den Rechtspopulismus sei.  
Während die Partei sich im Anschluss mehrfach 
spaltete und im Verlauf der internen Auseinan-
dersetzung immer radikaler wurde, traten auch 
andere Akteure auf den Plan: Leute aus dem 
Dunstkreis des Verlegers Götz Kubitschek. „Die 
AfD schürt den Zorn auf Medien, Bundesregie-
rung und Muslime. Die rechten Publizisten ver-
kaufen den passenden Lesestoff dazu. Der Ein-
zug der Partei ist ein Konjunkturprogramm für 
die Szene“, schreiben die beiden „Zeit“-Journa-
listen Christian Fuchs und Paul Middelhoff über 
die Arbeitsteilung zwischen Partei und neu-
rechter Bewegung. Was das Netzwerk will, ist 
eine „Revolution von rechts“. 
Auch Volker Weiss, der sich seit Jahren mit dem 
Phänomen beschäftigt, drückt es ähnlich aus. 
„Bedeutung verschaffte Öffentlichkeit und Öf-
fentlichkeit verschaffte Bedeutung. Die Neue 
Rechte war aus der Kulisse auf die grosse 
Bühne getreten. Ob als Intellektuelle, Aktivis-
ten oder Volksredner, auf einmal sah man ihre 
Protagonisten vor den Transparenten von 
Pegida, bei AfD-Parteitagen oder auf den Schu-
lungen in Schnellroda“, schreibt der deutsche 
Autor.  
Die historischen Wurzeln der Bewegung veror-
tet er im Jahr 1950, als der Schweizer Publizist 
und Kubitscheks Lehrer Armin Mohler das Buch 
„Konservative Revolution“ mit Beiträgen rech-
ter Denker von Ernst Jünger bis Carl Schmitt 
herausgab. In den folgenden Jahrzehnten wur-
den erste Zeitschriften gegründet, bildeten sich 
Gruppen und etablierten sich Kontakte ins Aus-
land. So unterstützte Mohler beispielweise tat-
kräftig die französische Nouvelle Droite, zu de-
ren Exponenten der oben erwähnte Alain de 
Benoist gehörte, an dem sich inzwischen die 
Identitären orientieren. Dann kam die Wieder-
vereinigung. 
In der Schweiz stieg die SVP in den neunziger 
Jahren zur grössten Partei auf. Angefangen 
hatte der ideologische Wandel der Partei, die 
aus einem Milieu protestantischer Bauern und 
kleinbürgerlicher GewerblerInnen entstanden 
war, mit dem Milliardär Christoph Blocher. Von 

Zürich aus führte er die SVP zum Erfolg, die nun 
verstärkt auf das direktdemokratische Mittel 
der Volksinitiative setzte, um elementare 
Grundrecht zu schwächen. Im Visier: Asylsu-
chende, Ausländerinnen, Sozialhilfebezüger. 
Und die EU. Mit seinem ausserparlamentari-
schen Kampfverband Aktion für eine unabhän-
gige und neutrale Schweiz (Auns) trug Blocher 
1992 wesentlich dazu bei, dass der Beitritt der 
Schweiz zum Europäischen Wirtschaftsraum 
EWR an der Urne abgeschmettert wurde. Das 
Feindbild EU teilt sich die SVP mit rechten Par-
teien von Frankreich über Italien bis Deutsch-
land.  
 
Die SVP dient als Vorbild 
Einer der grössten Erfolge der SVP war, dass die 
bürgerlichen Parteien immer stärker ihrem 
Kurs folgten und sich der gesellschaftliche Dis-
kurs unter dem Einfluss der PopulistInnen ste-
tig nach rechts verschob. Nach seiner Abwahl 
aus dem Bundesrat verlagerte sich der Fokus 
von Blocher auf die Medien. Haben sie mit ihrer 
auf Blocher fixierten Berichterstattung den 
Aufstieg der SVP gefördert, konnte die Partei 
nun mit eigenen Medien ihre Themen auf die 
Agenda setzen und Kampagnen fahren. 
Während die SVP zu ihrem Siegeszug ansetzte, 
brannten in Deutschland die Flüchtlingsunter-
künfte. Die rassistischen Ausschreitungen von 
Rostock-Lichtenhagen, Mölln, Solingen oder 
Hoyerswerda belasten das Land bis heute. Min-
destens 169 Menschen sind laut Schätzungen 
der rechten Gewalt zum Opfer gefallen. In die-
ser Zeit, als der Staat vor allem im frisch wie-
dervereinigten Osten des Landes vor den Het-
zern zurückwich, wurde die sogenannte Gene-
ration Hoyerswerda politisiert, wie die deut-
sche Autorin Heike Kleffner jene nennt, die da-
mals Molotowcocktails auf Asylheime warfen 
oder vor diesem Hintergrund politisiert wur-
den. Aus diesem Milieu stammen auch die Mit-
glieder der Terrorzelle namens Nationalsozia-
listischer Untergrund, die mindestens neun 
Migranten und eine Polizistin ermordeten und 
sich daraufhin jahrelang unbehelligt im Unter-
grund bewegen konnten.  
Auch Deutschlands extreme Denker um Götz 
Kubitschek schliefen in dieser Zeit nicht. Inzwi-
schen soll es in Deutschland rund 150 Organi-
sationen geben, die der Neuen Rechten zuge-
ordnet werden: Denkfabriken und Medien, 
Verlage, Gruppierungen und Parteien. Einige 
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werden vom Verfassungsschutz beobachtet, 
andere sind ganz verboten, manche sind klein 
und unbedeutend, andere gewinnen immer 
weiter an Einfluss. Alle haben jedoch eines ge-
meinsam: Sie sind Teil der Bewegung. Der poli-
tische Ort, wo sich ihre Exponentinnen und Ak-
teure treffen, ist die AfD. Manche sagen, die 
Partei sei der politische Arm der Neuen Rech-
ten.  
Am deutlichsten zeigte sich dies im vergange-
nen Jahr in Chemnitz, wo der gewaltsame Tod 
eines jungen Mannes am Rande eines mehrtä-
gigen Volksfests tagelange Ausschreitungen 
nach sich zog. Exponenten der AfD marschier-
ten gemeinsam mit Neonazis, die Menschen 
vermeintlich nicht-deutschen Aussehens durch 
die Strassen jagten. Es war das erste Mal, dass 
der Schulterschluss zwischen Partei und Identi-
tären, zwischen teilweise vorbestraften 
Rechtsextremisten und rechten Fussballhooli-
gans so offen zutage trat. „In Chemnitz erodie-
ren die Grenzen zwischen Neuen Rechten und 
militanten Neonazis“, schreiben die „Zeit“-Au-
toren Fuchs und Middelhoff.  
 
Das Geld kommt aus der Schweiz 
Roger Köppel, Verleger der „Weltwoche“ und 
SVP-Nationalrat, war in die ostdeutsche Stadt 
gereist und lief an einem der Aufmärsche mit. 
Überhaupt spielt die Schweiz für die AfD eine 
wichtige Rolle: Von hier kommt das Geld. Wie 
die WOZ und andere Medien aufgedeckt ha-
ben, erhält die AfD aus der Schweiz finanzielle 
Unterstützung in Millionenhöhe, wohl von ver-
mögenden Deutschen. So werden ein ominöser 
Verein, der bei mehreren Landtagswahlen Pla-
kate und Werbung für die Partei machte, wie 
auch mehrere hochkarätige Politiker der Partei 
von Andelfingen aus unterstützt. Dort, im 

Weinland unweit von Zürich entfernt betreibt 
Alexander Segert seine Agentur: ein Werber, 
der nicht nur dafür bekannt ist, dass er meh-
rere Hetzkampagnen der SVP gestaltete, son-
dern auch für seinen Wunsch, europaweit zu 
expandieren. 
Die genannten Beispiele zeigen: Die Neue 
Rechte ist sich ideologisch weitestgehend einig 
und sie ist international bestens vernetzt. Ob 
Rassemblement National oder Donald Trump, 
die SVP oder die Identitären, Pegida oder die 
FPÖ – sie alle behaupten, für das „Volk“ zu 
sprechen, und inszenieren sich als Vertreter 
von dessen Willen. Und es ist längst nicht nur 
die Ablehnung des Islams, die sie eint, nicht nur 
die persönlichen Kontakte zwischen ihren Ex-
ponenten, die sie verbinden. Im Grunde ge-
nommen geht es ihnen darum, die Globalisie-
rung rückgängig zu machen, die Uhr zurückzu-
drehen: in eine Zeit, wo die einstigen Privile-
gien noch nicht von Frauen, Migranten oder 
Mitgliedern der LGBT-Gemeinschaft angegrif-
fen wurden.  
Anziehend wirken ihre simplen Rezepte aber 
vor allem auf jene, die von der Globalisierung 
nicht profitieren konnten, denen die Finanz-
krise vor etwas mehr als einem Jahrzehnt oder 
die Wiedervereinigung in Deutschland nicht 
nur die Ersparnisse wegnahm, sondern zuwei-
len auch ihre Würde. Wer die Neue Rechte zu-
rückdrängen will, muss deshalb die Gründe für 
ihr Erstarken analysieren.  
 
 
Anna Jikhareva ist Reporterin bei der Wochen-
zeitung WOZ. Zu ihren Schwerpunkten gehören 
die internationale und Schweizer Migrations-
politik sowie rechte Parteien und rechtsex-
treme Netzwerke in der Schweiz und Europa. 

 
 
Zum Weiterlesen: 
Theodor W. Adorno: Aspekte des neuen Rechtsradikalismus. Berlin 2019.  
Christian Fuchs und Paul Middelhoff: Das Netzwerk der Neuen Rechten. Wer sie lenkt, wer sie finan-
ziert und wie sie die Gesellschaft verändern. Hamburg 2019. 
Thomas Wagner: Die Angstmacher. 1968 und die Neuen Rechten. Berlin 2017.  
Volker Weiss: Die autoritäre Revolte. Die Neue Rechte und der Untergang des Abendlandes. Stuttgart 
2017. 
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Hammerskin und Rütlischande 
Rechtsextremismus in der Schweiz seit 1945 – ein Überblick 
 
Hans Stutz 
 
Zeitschriften und Kameradschaften, Hooli-
gangruppen und Parteien, Einzelkämpfer und 
Vernetzte – die Vielfalt rechtsextremistischer 
Aktivisten und Aktivitäten in der Schweiz ist 
beachtlich. Was immer sie trennt oder ver-
bindet: Fast immer handelt es sich um Män-
ner, und ihre Ideologie lehnt den demokrati-
schen, rechtsstaatlichen und menschenrecht-
lichen Konsens ab. Der folgende Beitrag un-
terteilt fast 75 Jahre Schweizer Rechtsextre-
mismus-Geschichte in Phasen und bietet so 
Orientierung. 
 
1891 beging die Schweiz erstmals den Bundes-
feiertag, zu einem Zeitpunkt, als die liberale 
Utopie von 1848 ihre Anziehungskraft einge-
büsst hatte, auch bei bürgerlichen Intellektuel-
len und freisinnigen Politikern. Die Schweiz 
schwenkte, so der Historiker Hans Ulrich Jost, 
auf „einen modernisierten Konservatismus“ 
ein, „in dessen Schatten sich eine anti-

demokratische Rechte einzurichten beginnt“. 
Das Wertesystem dieser Rechten war geprägt 
durch Negation, so Jost weiter: „gegen die 
Fremden, gegen vermeintlich minderwertige 
Rassen, gegen Sozialismus und Liberalismus, 
gegen die Emanzipation der Frau“. In diesen 
Jahren begann sich auch ein Begriff durchzu-
setzen, der Politik und staatliches Handeln in 
der Schweiz seit Ende des Ersten Weltkrieges 
prägt: Überfremdung. 
Ihre Positionen konnte die antidemokratische 
Rechte bald erfolgreich in der institutionalisier-
ten Politik einbringen. Nach dem Kriegsende 
von 1918 und dem Schock der europäischen 
sozialistischen Revolutionsversuche – sowie 
dem Generalstreik in der Schweiz – organi-
sierte sich ein Teil der Bürgerlichen in Organi-
sationen wie dem Schweizerischen Vaterländi-
schen Verband (SVV), welche die Arbeiterbe-
wegung zerstören wollten und für faschistische 
oder nationalsozialistische Ideen offen waren. 

Abb. 1 Rechtsextreme Kundgebung in Sempach.        (Foto: Hans Stutz) 
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Der „Frontenfrühling“ von 1933 stellte die an-
tidemokratische Rechte vor die Entscheidung, 
wie weit sie sich mit den nationalsozialistischen 
oder faschistischen Bewegungen einlassen 
sollte. Die meisten Rechten lehnten die Fron-
ten als Organisationen ab, nicht jedoch alle ihre 
ordnungspolitischen und gesellschaftlichen 
Vorstellungen. Antifaschistisches Engagement 
blieb ausserhalb der Arbeiterbewegung und 
der jüdischen Gemeinschaft selten und wurde 
von Rechten, insbesondere Katholisch-Konser-
vativen, behindert. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg prägte diese Ver-
gangenheit den Umgang mit rechtsextremisti-
schen Vorstellungen. Man verdrängte – neben 
der wirtschaftlichen Zusammenarbeit – die ide-
ologische Nähe zu nationalsozialistischen/fa-
schistischen Vorstellungen und redete die Be-
deutung der frontistischen Bewegungen klein. 
Als in den 1980er Jahren rechtsextremistische 
Bewegungen sich wieder öffentlich bemerkbar 
machten, zögerten bürgerlichen Politikerinnen 
und Politiker, diese überhaupt wahrzunehmen. 
Erst nachdem im Jahre 2000 am Nationalfeier-
tag über 100 Naziskinheads eine offiziöse Bun-
desfeier auf dem Rütli gestört hatten, folgte 
der Skandalisierung durch die Medien („Rüt-
lischande“) eine verstärkte Beachtung rechts-
extremistischer Aktivitäten. 
Doch auch Rechtsextreme entwickeln neue 
Konzepte. Das Erschrecken über den Völker-
mord an den europäischen Juden hatte natio-
nalsozialistische Vorstellungen politikunfähig 
werden lassen. Ende der 1960er Jahre setzen 
Exponenten der Nouvelle Droite dem Konzept 
der Überlegenheit einer Rasse die Idee der Un-
verträglichkeit von Kulturen gegenüber. Sie 
propagieren einen Ethnopluralismus, wonach 
Menschen nur in ethnisch homogenen Gebie-
ten harmonisch zusammenleben könnten. 
Auch betonen sie die Überlegenheit der euro-
päischen Kultur. In der Schweiz werden die 
Ideen der Nouvelle Droite vorerst nur in der Ro-
mandie von politischen Aktivisten aufgenom-
men. 
 
1945 bis 1980: Von der Öffentlichkeit unbe-
achtet 
Erst am 8. Mai 1945 löst der Bundesrat die Lan-
desgruppe Schweiz der NSDAP auf. Bereits 
Mitte Juli 1943 hatte er die Eidgenössische 
Sammlung verboten, die letzte der nationalso-
zialistischen „Fronten“. In den ersten Nach-

Die 5 Phasen des Rechtsextremismus in der 
Schweiz seit 1945 
1945–1980 Schon vor Kriegsende ziehen 
sich Fröntler aus der Öffentlichkeit zurück. In 
den ersten Nachkriegsjahren treten einige in 
bürgerliche Parteien ein. Andere agieren in 
wenig beachteten publizistischen Nischen. 
Sie orientieren sich weiter an nationalsozia-
listischen Vorstellungen. 
1980–1990 Ab Anfang der 1980er Jahre 
– zuerst in Fussballstadien – treten jugendli-
che Skinheads in Erscheinung und gründen 
ab 1985 erste meist kurzlebige Fronten, eine 
Entwicklung, die 1989 im „kleinen Fronten-
frühling“ ihren Höhepunkt erreicht. In dieser 
Periode – gestützt durch asylfeindliche Kam-
pagnen der SVP und der Boulevardzeitung 
„Blick“ – kommt es zu vielen Angriffen auf 
Asylbewerber und ihre Unterkünfte. 
1990–2000 In den 1990er Jahren findet 
die Jugend-Subkultur der Naziskinheads ver-
breitet Anhänger, vorwiegend in ländlichen 
und kleinstädtischen Gebieten. Ende der 
1990er Jahre sind auch in der Schweiz die 
beiden internationalen Naziskin-Netzwerke 
Hammerskinheads und Blood and Honour 
aktiv. Sie verbreiten ihre Ideen meist an Kon-
zerten, die ungehindert von der Polizei über 
die Bühne gehen können. Ehemalige „Blood 
and Honour“-Mitglieder gründen im Herbst 
2000 die Partei National Orientierter 
Schweizer (PNOS). 
2000–2010 Der PNOS und ihren Umfeld-
organisationen gelingt es, jährlich mehrmals 
Hunderte zu mobilisieren, bevorzugt an pa-
triotischen Gedenkanlässen wie der „Bun-
desfeier“ auf dem Rütli oder der Schlacht-
jahrzeit von Sempach. Die Organisatoren der 
vaterländischen Feiern weigern sich zuerst 
auf diese Demonstrationen zu reagieren. 
Erst als 2005 rund ein Drittel der Rütli-Besu-
cherInnen gegen den Festredner Bundesrat 
Samuel Schmid (SVP) pöbeln, ändern sie ihre 
Meinung. Die Rechtsextremen weichen auf 
eigene Aufmärsche aus und verlieren an Zu-
lauf. 
Seit 2010 Seit einigen Jahren steckt 
die rechtsextreme Szene in einer Krise, zu-
mindest in der Deutschschweiz. In der Ro-
mandie gelingt es mehreren Organisationen, 
die sich an den Vorstellungen der Nouvelle 
Droite orientieren, eine konstante politische 
Arbeit zu betreiben. 
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kriegsjahren suchen einige ehemalige Fröntler 
wieder die Öffentlichkeit, bleiben aber weitge-
hend unbeachtet. Ab 1946 bis 1949 erscheint 
in Zürich die Schriftenreihe „Der Turmwart“ 
und in Genf die Zeitschrift „Courrier du Conti-
nent“. Anfang der 1950er Jahre übernimmt 
Gaston-Armand Amaudruz (1920–2017), der 
bereits 1941 als Nationalsozialist aufgetreten 
war, den „Courrier du Continent“ als Redakteur 
und Verleger und führt ihn bis 2014. Der „Cour-
rier du Continent“ verbreitet einen biologisti-
schen Rassismus, publiziert antisemitische Er-
klärungen und leugnet den Holocaust. Das 
Blättchen vernetzt das rechtsextreme Milieu 
deutsch- und französischsprachiger Länder 
durch Hinweise auf Publikationen und Veran-
staltungen sowie die regelmässige Nennung 
von Bezugsadressen. 
Amaudruz veröffentlicht bereits 1949 das Buch 
„Ubu justicier au premier procès de Nurem-
berg“, eine der ersten Publikationen, die den 
Holocaust in Frage stellen. Er gehört zu den 
Mitbegründern und Anführern einer paneuro-
päischen Organisation von Rechtsextremisten, 
der Europäischen Nationalen Bewegung. In der 
Schweiz gehört er Anfang der 1950er Jahre der 
kurzzeitig existierenden Volkspartei der 
Schweiz an, geleitet vom einstigen Nationalso-
zialisten Erwin Vollenweider. In den 1980er 
Jahren ist Amaudruz der Primus der Nationalen 
Koordination NK und einziger Redner der ers-
ten angekündigten rechtsextremen Kundge-
bung nach 1945: Mitte August 1989, gegen die 
Französische Revolution von 1789. 
In der Westschweiz entsteht 1948 die Associa-
tion des Amis de Robert Brasillach, die die Re-
habilitierung von faschistischen und antisemiti-
schen Schriftstellern wie Louis-Fernand Céline, 
besonders aber von Robert Brasillach anstrebt. 
In den folgenden Jahrzehnten folgen weitere 
Gedenkvereine. Ihr Wirken wird nur von Einge-
weihten wahrgenommen, die Vereine ermögli-
chen über Jahrzehnte verstreuten Rechtsextre-
men intellektuellen Austausch, auch über die 
Landesgrenzen hinweg. 
In der Deutschschweiz entstehen in den 1970er 
Jahren die ersten neonazistischen Gruppen, zu-
erst in Zürich, die Europäische Bruderschaft, 
geführt vom Zürcher Psychiater Heinz Manz, 
später in Basel eine Volkssozialistische Partei 
der Schweiz. Die Zürcher Gründung spaltet sich 
bald, jene in Basel schläft ein. 

Anfang der 1970er Jahre formieren sich – meist 
in Genf – mehrere Gruppen. Sie vertreten eine 
nationalrevolutionäre Linie, sie versuchen sozi-
ale Revolution mit gesellschaftlicher Restaura-
tion zu verbinden. Die stärkste Kleinorganisa-
tion ist die Nouvel Ordre Social, aktiv von 1972 
bis 1979, vor allem im universitären Milieu von 
Genf und Lausanne. Ihr schliesst sich um 1975 
die Gruppe „La lutte du peuple“ an. Die vom 
Nouvel Ordre Social herausgegebene Publika-
tion „Avant-Garde“ verantwortet ab 1977 der 
Medizinstudent Dominique Bättig, der 2007 im 
Kanton Jura als SVP-Vertreter ins eidgenössi-
sche Parlament gewählt und 2011 abgewählt 
wird.  
Ab Ende der 1970er Jahre gründet der Student 
Pascal Junod mehrere Gruppen der Neuen 
Rechten. In den folgenden Jahrzehnten vertritt 
er als Anwalt regelmässig auch Rechtsextreme. 
 
Die 1980er Jahre: Hooligans, Skinheads und 
„Kleiner Frontenfrühling“ 
In der Deutschschweiz treten Anfang der 
1980er Jahre die ersten nationalsozialistischen 
Skinheads im Umfeld der Hooliganformation 
„Hardturmfront“ – Anhänger des Zürcher Fuss-
ballclubs Grasshoppers – in Erscheinung. Dar-
aus entwickelt sich ein subkultureller Rechts-
extremismus, der in den kommenden Jahren 
vor allem in ländlichen und kleinstädtischen 
Gebieten Jugendliche und junge Erwachsene, 
meist Männer, anzieht. In ihrem Umfeld ent-
stehen in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre 
mehrere politische Neugründungen. Fast alle 
verschwinden nach kurzer Zeit. Gemeinsam ist 
diesen Organisationen, dass wenige Exponen-
ten die Aktivitäten tragen und sie nur wenige 
Mitglieder haben. Neue Fröntler gründen 1985 
im Kanton Aargau die Neue Nationale Front 
(NNF), sie strebt erfolglos mit der Nationalen 
Aktion eine Zusammenarbeit bei Wahlen 1987 
an.  
Einen ersten Höhepunkt bringt der „Kleine 
Frontenfrühling“ von 1988/89, als in Schaff-
hausen, Winterthur und der Innerschweiz lokal 
aktive Fronten bestehen, verbunden durch in-
formellen Austausch. Stärkste und lauteste Or-
ganisation ist die Patriotische Front (PF) und ihr 
mediengewandter Anführer Marcel Strebel. 
Die PF strebt die „Vorherrschaft der weissen 
Rasse“ an, ebenso das „Verbot aller kommunis-
tischen sowie linkssozialistischen Parteien, Ver-
bände und Gewerkschaften“. Sie fordert 
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zudem: „Juden müssen ausgewiesen und deren 
Kapital der Allgemeinheit übergeben werden.“ 
Gewalttätige Angriffe von PF-Exponenten rich-
ten sich zumeist gegen Asylbewerber und de-
ren Unterkünfte. Interne Auseinandersetzun-
gen – nebst mehreren gerichtlichen Auseinan-
dersetzungen – lassen die Gruppe implodieren. 
PF-Führer Marcel Strebel stirbt 2001 durch 
mehrere Schüsse, abgegeben in Notwehr. 
Ausserhalb der Skinhead-Subkultur agiert Ende 
der 1980er Jahre die Wiking-Jugend Schweiz, 
angeführt vom Berner Roger Wüthrich. Die 
kleine Schweizer Sektion stellt ihre Aktivitäten 
jedoch bald wieder ein. Zusammen mit mehre-
ren Gesinnungskameraden gründet Wüthrich 
1990 die Avalon-Gemeinschaft. Auf neuheid-
nisch-völkischer Grundlage organisiert die Ge-
meinschaft Vorträge und Feste wie die jährli-
che Wintersonnenwendfeier. In der Avalon-
Gemeinschaft treffen sich ehemalige Mitglie-
der der Waffen-SS wie auch Naziskins, aber 
auch der Islamist und Holocaust-Leugner Ah-
med Huber, lange Zeit Ringier-Journalist und 
bis Anfang der 1990er Jahre Sozialdemokrat. 
Ein interner Machtkampf endet mit der Ver-
drängung Wüthrichs durch Adrian Segessen-
mann, in jugendlichen Jahren Skinhead, später 
Betreiber des Bücher- und Tonträger-Vertrie-
bes Neue Zeitwende und PNOS-Vizepräsident. 

Der Austausch unter Rechtsextremen über die 
Sprachgrenze hinweg bleibt zufällig, mit einer 
Ausnahme. Ab Anfang der 1980er Jahre versu-
chen Deutsch- und Westschweizer Rechtsext-
remisten, aber auch Exponenten der Nationa-
len Aktion NA, in der Nationalen Koordination 
(NK) gemäss den Statuten eine „Zusammenar-
beit der verschiedenen Organismen der natio-
nalen Opposition“ zu entwickeln. Sie fühlen 
sich bestärkt durch die vermehrt diffamieren-
den Kampagnen der Boulevardzeitung „Blick“ 
gegen Asylbewerber wie auch von Blochers 
SVP. Zentrale Figur ist Gaston-Armand Amaud-
ruz. Die NK organisiert im August 1989 die erste 
angemeldete rechtsextreme Demonstration 
nach 1945. Diese richtet sich gegen die Franzö-
sische Revolution, hätte in Luzern vor dem Lö-
wendenkmal stattfinden sollen, was die Stadt-
luzerner Regierung – aus Rücksicht auf den 
Tourismus – untersagt. Vor dem Rathaus ver-
sammeln sich rund 30 Demonstrierende und 
fast ebenso viele Medienschaffende. 
 
Die 1990er Jahre: Hammerskinheads, Blood 
and Honour und Holocaust-Leugner 
Anfang 1990er Jahre gründen Luzerner Skin-
heads mit dem Schweizer „Chapter“ eine der 
ersten europäischen Sektionen der Ham-
merskin-Nation. Sie sehen sich als „Elite“, pro-
pagieren eine Apartheid-Politik und fordern 
„White areas for white people“. Erst um 
1997/1998 entsteht eine Schweizer Sektion 
von „Blood and Honour“, zuerst in der Deutsch-
schweiz, dann in der Romandie. Beide Bewe-
gungen sind bald heftig verfeindet. 
Die Naziskin-Szene ist international vernetzt 
und mobil. Sie trifft sich an konspirativ organi-
sierten Konzerten. Viele Liedtexte loben den 
Nationalsozialismus und hetzen gegen Linke, 
Schwarze, Schwule und Juden. Die Schweiz gilt 
als „Konzertparadies“, da die Polizei das Publi-
kum nur ausserhalb des Saales kontrolliert. 
Verdeckt angefertigte Aufnahmen eines deut-
schen Journalisten belegen im September 2005 
bei einem Konzert in Brig die hetzerischen Lie-
der und den Verkauf nationalsozialistischer Li-
teratur. 
Naziskinheads fallen als Gewalttäter auf. Seien 
es Brandanschläge gegen Asylbewerberunter-
künfte, wie im August 1991 in Thun. Oder An-
griffe auf linke Veranstaltungen, wie im No-
vember 1995 in Hochdorf LU. Seien es Schüsse 
auf ein besetztes Haus, wie im Juli 2000 in Bern. 

Abb. 2 Die erste angemeldete rechtsextreme De-
monstration nach 1945 in der Schweiz: Gaston-Ar-
mand Amaudruz 1989 vor dem Luzerner Rathaus. 

(Foto: Hans Stutz) 
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Und Ende Januar 2001 ermorden drei Rechts-
extremisten bei Interlaken einen „Kameraden“, 
da dieser gegen das Schweigegebot verstossen 
haben soll. 
Die Auseinandersetzung um den Beitritt der 
Schweiz zum UNO-Übereinkommen gegen Ras-
sismus aktiviert ab 1993 die Holocaust-Leug-
ner, unter ihnen Bernhard Schaub, Jürgen Graf 
und Arthur Vogt. Sie sammeln sich in der „Ar-
beitsgemeinschaft zur Erforschung (später Ent-
tabuisierung) der Zeitgeschichte“. Sie bleiben 
weitgehend bedeutungslos, wenn auch holo-
caustleugnende Ansichten von vielen Rechts-
extremisten geteilt werden. Nach Verurteilun-
gen entziehen sich einige Exponenten dem 
Strafvollzug durch Flucht ins Ausland. 
 
Die 2000er Jahre: PNOS/PNS und Identitäre 
Bewegung 
Anfang September 2000 gründen mehrere 
ehemalige Blood-and-Honour-Aktivisten die 
Partei National Orientierter Schweizer PNOS. 
Die Partei wird in der Deutschschweiz das poli-
tische Sprachrohr des subkulturellen Rechts-
extremismus und erreicht in der Kleinstadt Lan-
genthal 2004 und 2008 einen Sitz im Stadtpar-
lament. Die programmatischen Anklänge an 
das NSDAP-Programm streicht sie, kurz bevor 
mehrere Parteiexponenten wegen Widerhand-
lung gegen die Rassismus-Strafnorm verurteilt 
werden. Die Partei verknüpft Kapitalismuskritik 
mit dem Ziel einer Solidargemeinschaft aus-
schliesslich für Schweizerinnen und Schweizer. 
Die PNOS ist die erste rechtsextreme Partei seit 
1945, die sich halten kann und zeitweise Sitze 
in kommunalen Exekutiven und in einem Parla-
ment innehat. 
Aktiv ist die PNOS nur in einigen Deutsch-
schweizer Kantonen sowie – als Parti Nationa-
liste Suisse (PNS) – in der Westschweiz, wo sie 
seit Jahren von Holocaust-Leugner Philippe 
Brennenstuhl dominiert wird. Nach internen 
Auseinandersetzungen gründen einige PNS-
Mitglieder 2014 die Gruppe „Renaissance Hel-
vétique“, ab 2015 „Résistance Helvétique“.  
Für Aufmärsche auf dem Rütli wie bei Schlacht-
feiern kann die PNOS weit über die Partei hin-
aus mobilisieren. In seinem Bericht „Innere Si-
cherheit“ für das Jahr 2007 erwähnt der Dienst 
für Analyse und Prävention DAP, dass „derzeit 
über 30 Skinhead-Gruppierungen aktiv“ seien. 
Neben der Naziskinszene entsteht in Frank-
reich ab Anfang der 2000er Jahre eine neue 

rechtsextreme Jugendbewegung, „Les Identi-
taires“. Sie stützt sich auf die Vorstellungen der 
Nouvelle Droite und gewinnt bald Anhänger in 
der französischsprachigen Schweiz. Sie verbin-
det einen militanten Tonfall mit dem Ziel eines 
„weissen Europas“ ohne Muslime. Die West-
schweizer Identitaires sind Teil der französi-
schen Bewegung, zu deren führenden Expo-
nenten 2019 der Genfer Jean-David Cattin ge-
hört. In der Agglomeration Genf agieren einige 
Zeit Aktivisten der Gruppe „Genève Non Con-
forme“, sie orientierten sich an italienischen 
Vorbildern um das Projekt CasaPound in Rom, 
ein Kulturzentrum, dessen Wohnungen italieni-
schen Familien vorbehalten sind. 
 
Die 2010er Jahre: … und am Schluss ist Krise 
Ende der 2010er Jahre befindet sich die rechts-
extreme Szene in der Schweiz in einem bereits 
länger andauernden Niedergang, da ihre sub-
kulturelle Basis, die Naziskin-Szene, selten 
neue Anhänger begrüssen kann. Das zeigt sich 
auch darin, dass die meisten öffentlich bekann-
ten Aktivisten bereits seit Jahren tätig sind.  
Weniger ausgeprägt ist die Krise in der West-
schweiz: „Résistance Helvétique“ veranstaltet 
Vorträge mit französischen Rechtsextremen 
und propagandistische Kleindemos. Die Genfer 
Gruppe „Kalvingrade Patriote“ trainiert – nebst 
regelmässigen politischen Diskussionen – für 
Auseinandersetzungen auf der Strasse und ver-
sucht sich als Bürgerwehr. Die PNS beteiligt 
sich mehrmals an den nationalen Wahlen, al-
lerdings mit durchschlagendem Misserfolg. 
Es bleibt ein Paradox: Gemäss verschiedenen 
Untersuchungen sollen rund drei bis fünf Pro-
zent der Bevölkerung antidemokratische, auto-
ritäre und gewaltbereite Haltungen oder An-
sichten vertreten. Und ein beachtlicher Teil der 
Bevölkerung stimmt xenophoben und rassisti-
schen Ideen zu. Diskriminierende Vorschläge, 
zum Beispiel gegen Muslime, können in Volks-
abstimmungen eine Mehrheit erlangen. Die 
rechtsextremen Gruppen ernten dennoch we-
nig aktive Unterstützung. Rechtsextreme wer-
den aber weiterhin, ob allein oder in Gruppen, 
missliebige Personen bedrohen oder/und an-
greifen, ihrer gewaltverherrlichenden Ideolo-
gie können Taten folgen. 
 
Hans Stutz wohnt in Luzern und beobachtet als 
Journalist die rechtsextremen Aktivitäten seit 
1989. Er sitzt für die Grünen im Kantonsrat. 
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„Es ist, als gebe es kein Dazwischen mehr, keine Möglichkeit 
des Miteinanders …“ 
Anmerkungen zur Geschichts- und Identitätspolitik der polnischen Regierungspartei PiS 
 
Sebastian Bott 
 
Emilia Smechowski verliess 1988, mit fünf Jah-
ren, ihr Geburtsland Polen Richtung Deutsch-
land. Erst 2018 kehrte sie zurück, um ihrer 
Tochter das Land ihrer Vorfahren näherzubrin-
gen. In ihrem lesenswerten Buch über ihren 
Aufenthalt findet sich der Satz: „Wer behaup-
tet, Deutschland sei gespalten, der sollte nach 
Polen schauen.“ Man solle besser von zwei Po-
len mit zwei unterschiedlichen Sprachen, Vor-
bildern und Geschichtsbildern sprechen. Wel-
che Partei man wähle, eine der Oppositions-
parteien oder die regierende PiS (Recht und Ge-
rechtigkeit), entscheide über die eigene mora-
lische Integrität. Der Riss, der die Gesellschaft 
spalte, sei unüberwindbar.  
Ich bediene mich im Folgenden eines Interpre-
tationsansatzes, der Rechtspopulismus als 
Symptom neoliberaler Entwicklungen betrach-
tet. Cornelia Koppetsch und Andreas Reckwitz 
haben dies für Deutschland untersucht, Pippa 
Norris und Ronald Inglehart haben einen inter-
nationalen Vergleich rechtspopulistischer Strö-
mungen vorgenommen. Ohne diesen Hinter-
grund, und natürlich ohne die Geschichte des 
Zerfalls der Solidarność, auf die hier nicht ein-
gegangen werden kann, lassen sich das heutige 
Polen nicht verstehen.  
Kollektive Identitäten, darauf weisen Cornelia 
Koppetsch und Heike Delitz hin, sind stets kon-
trafaktische, d.h. imaginierte Phänomene, die 
für eine funktionierende Gemeinschaft unab-
dingbar sind. Entscheidend sei, wie imaginiert 
werde, nicht dass imaginiert werde.  
 
Metapolitik in neoliberalen Zeiten 
In den Ländern Mittelosteuropas wandelten 
sich die Gesellschaften seit 1990 in einem tief-
greifenden Prozess unter dem Einfluss neolibe-
raler Reformer. Sie unterzogen auch Polen ei-
ner radikalen Markttransformation mit teil-
weise traumatischen Folgen. Zugleich ver-
schrieben sich die neuen urbanen Eliten einem 
kosmopolitischen Liberalismus.  
Andreas Reckwitz hat die eigentümliche Vermi-
schung der beiden liberalen Strömungen als ein 
Spezifikum unserer postindustriellen Gesell-

schaften beschrieben. Die Haltung des kosmo-
politischen Liberalismus folge, so Reckwitz, ei-
ner eigenen Logik der Be- und Entwertung von 
Lebensformen. Der akademisch gebildete Mit-
telstand nutze intensiv die vielfältigen Möglich-
keiten der Metropolen (Berlins oder War-
schaus) für einen kreativen, „kuratierten“ Le-
bensstil. Entwertet werde dabei ganz grund-
sätzlich die Kultur der alten, nichtakademi-
schen Mittel- und Unterschicht, die Peripherie 
und alles Provinzielle. Wirtschaftsliberalismus 
und progressiver Kosmopolitismus haben laut 
Reckwitz eine gemeinsame Wurzel: das flexible 
Subjekt, das in den Wissens- und Kulturökono-
mien postindustrieller Welten einsetzbar ist, 
sich stetig selbst optimiert und sich globalen 
Anforderungen unterwirft. Als diskursmächtige 
Neogemeinschaft wähnen sich die Mitglieder 
dieses Kollektivs im Besitz einer moralisch 
überlegenen, weil stets toleranten und libera-
len Wir-Identität.  
Gegen diese globalisierten Eliten und ihre Dis-
kursmacht richtet sich der illiberale Populis-
mus. Er kann als politisch instrumentalisierte 
Revolte der Abgehängten und Entwerteten 
verstanden werden. Die PiS wie auch andere 
ihr verwandte Parteien mobilisieren und bear-
beiten deren Ressentiments und bedienen sich 
bewusst des hohen Kränkungspotenzials (Ur-
sula Renz), das in allen Identitätsbewertungen 
steckt. Identitätspolitik verstehe keinen Spass, 
so Heike Delitz in ihrer soziologischen Studie 
über kollektive Identität.  
In Polen haben verschiedene nationalkonser-
vative Intellektuellenzirkel (samt Zeitschriften 
und Verlagen) seit längerem eine Neuausrich-
tung übernommen. Einflussreich wurde u. a. 
die Schrift Triumf człowieka pospolitego (Der 
Dämon der Demokratie. Totalitäre Strömungen 
in liberalen Gesellschaften 2011/2017) des Kra-
kauers Ryszard Legutko. „Die polnische Gesell-
schaft“, schreibt Legutko über die Zeit der sozi-
alistischen Volksrepublik, „durchlebte einen 
grundsätzlichen und im Wesentlichen unum-
kehrbaren Prozess der Zerstörung ihrer Kul-
tur.“ Dieser Zerfall werde durch den Siegeszug 
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der allgegenwärtigen liberalen Ideologie noch 
verschärft. Die feministische Ideologie, der Sieg 
des Vulgären, eine Literatur des Nihilismus und 
Todes, so Legutko, hätten in einer Art „Blitz-
krieg“ (sic!) zu einer neuen Barbarei geführt: 
Während die Barbarei des Kommunismus vor-
kulturell gewesen sei, sei die der liberalen De-
mokratie postkulturell (Legutko, 185). Gegen 
diese Entwicklungen gelte es die Werte kollek-
tiver Identität zu stärken und zu politisieren. 
Legutko nennt – wenig überraschend für einen 
katholischen Polen – Werte der Familie, der 
Kirche sowie die überzeitlichen Bestände von 
„Wahrheit, Glauben und Schönheit“, die im Po-
lentum aufbewahrt seien (53). 
 
Kollektive Identität und Gebrauchsgeschichte 
Es fällt auf, dass die metapolitischen Think 
Tanks in Polen stark von deutschen Kritikern 
des Liberalismus beeinflusst sind. Im Verlag des 
Krakauer Kreises Teologia Polityczna, zu dem 
neben Legutko auch Bronisław Wildstein (der 
den Begriff Pädagogik der Scham, pedagogika 
wstydu, prägte) oder Zdzisław Krasnodębski, 
ein Freund Jarosław Kaczyńskis, gehören, er-
scheinen unter anderem auch Schriften von 
Carl Schmitt. Schmitts binäre Freund-Feind-
Metaphorik wird von vielen Rechtsintellektuel-
len Polens rezipiert, prominent von Marek Ci-
chocki, einem ehemaligen Berater Lech 
Kaczyńskis. Zu den einflussreichen „Metapoliti-
kern“ gehört auch der Historiker Andrzej No-
wak, der über fünfzehn Jahre die Zweimonats-
schrift Arcana herausgab. Arcana erscheint wie 
Pressje, das Organ des konservativen Klub 
Jagielloński, in Krakau und propagiert eine ge-
nuine polnische Katholizität. Nowak gehört seit 
2016 dem Führungsgremium des IPN (Instytut 
Pamięci Narodowej), des staatlichen Instituts 
für nationales Gedenken, an. Sein Einfluss auf 
die aktuelle Geschichtspolitik der PiS ist nicht 
zu überschätzen.  
Gemeinsam ist diesen verschiedenen Akteuren 
das Bemühen, das polnische Volkskollektiv, ge-
dacht als homogene ethnisch-nationale 
Gruppe, über die Imagination eines im Kern na-
tionalkonservativen Wir-Bewusstseins nicht 
nur zu stärken, sondern stets neu herzustellen. 
Das juste milieu der liberalen Spätmoderne ist 
in den Augen dieser Kreise durch Verrat an der 
polnischen Seele, am polnischen Wesen ge-
prägt. Über die liberalen Medien – allen voran 
der auflagenstarken Tageszeitung Gazeta 

wyborcza – würde einem diffamatorischen De-
fätismus gehuldigt. Polens Wesen werde von 
diesen Kreisen nicht nur negiert, es werde re-
gelmässig mit einer „Pädagogik der Scham“ 
überzogen und zersetzt. Gegenüber einer sol-
chen negativistischen Position der Selbst-
zerfleischung, die sich zum Beispiel an der Dis-
kussion um Jedwabne zeige (am 10. Juli 1941 
befahlen die Deutschen, die jüdische Gemein-
schaft der Kleinstadt umzubringen, vollzogen 
wurde das Todesurteil von den ortsansässigen 
Polen), sei an positive, patriotische Geschichts-
momente des „wahren“ Polentums zu erin-
nern.  
In den Spalten der PiS-nahen Geschichtszeit-
schrift wSieci Historii wird eine solche Ge-
brauchsgeschichte (Guy Marchal) publikums-
wirksam. Hier geht es um die polnische Nation 
als Opferkollektiv, um polnische Heldenge-
schichten, denen schon Henryk Sienkiewicz 
seine historischen Romane widmete, um Nati-
onalstolz und Patriotismus. Polens Geschichte 
wird in die „grosse Erzählung“ einer Polonizität 
gezwängt, die sich gegen alle äusseren Anfech-
tungen, Aufweichungen und Auslöschungen in 
den Herzen und Taten der Polen (und mancher 
Polinnen), in der polnischen Seele und im Geist 
des Widerständigen bewahrt habe.  
 
Antiliberal und affirmativ patriotisch: Polen 
und die PiS seit 2015 
Im Jahre 2015 gewann die PiS unter Jarosław 
Kaczyński die Wahlen zum Sejm, dem polni-
schen Parlament, mit dem Slogan Polska w rui-
nie (Polen in Ruinen). Sie bezog sich dabei auf 
die Regierungsjahre der Koalitionsregierung 
PO-PSL unter Donald Tusk und prangerte deren 
angebliche moralische Verlotterung und Servi-
lität gegenüber der EU an. Bereits 2011 hatte 
Kaczyński in seinem Buch Polska naszych 
marzeń (Das Polen unserer Träume) geschrie-
ben: „Wir haben es mit einer unerhörten Bas-
tardisierung [skundlenie] des politisch-kulturel-
len Establishments zu tun. … Unsere unseligen, 
marginalen, imitatorischen, nachäffenden Eli-
ten meinen, dass es sich nicht ziemt, morali-
sche Argumente zu gebrauchen.“ (zit. nach 
Krzemiński, Osteuropa 2016, 122) 
Laut Adam Krzemiński geht es bei dieser 
Sprechweise immer auch um die Mobilisierung 
von Affekten: Wer nicht für die Nationalkonser-
vativen stimme, sei nicht nur anderer Meinung, 
er zeige sich als moralisch verkommener 
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Mensch, der es mit korrupten, kosmopoliti-
schen Eliten hält und den Lügen der Gazeta wy-
borcza auf den Leim krieche. Das polarisie-
rende Weltbild und die moralisierende Sprache 
der PiS erinnern Krzemiński an die totalitäre 
Propaganda vergangener Zeiten, seine kriti-
sche Einschätzung trägt mit Bezug auf Victor 
Klemperers Analyse der NS-Sprache „LTI“ den 
Titel Lingua tertii rei publicae (Osteuropa, 
2016). 
Polnische Wählerinnen entscheiden sich für 
Parteien nicht unbedingt und ausschliesslich 
aufgrund wirtschaftlicher Interessen, vielmehr 
sind es oft weltanschauliche Fragen und mora-
lische Überzeugungen, die an der Urne den 
Ausschlag geben. Lech Kaczyński gründete die 
PiS 2001 als Antwort auf eine von der War-
schauer Soziologin Mirosława Grabowska kon-
statierte „postkommunistische Spaltung“. Die 
PiS, wie auch die Partei „Bürgerplattform“ 
(PO), gab sich als Typ einer neuen, antikommu-
nistischen Bewegung aus, die ganz bewusst auf 
die Bezeichnung Partei im Namen verzichtete 
und offen für die Einführung einer Vierten Re-
publik eintrat. Vor 2015 regierte lange eine Ko-
alition aus PO und Bauernpartei (PSL) unter 
Premier Donald Tusk. Polen konnte in der Folge 
von umfangreichen EU-Fördergeldern profitie-
ren, der Lebensstandard stieg, das Land wurde 
zum oft zitierten Beispiel einer gelungenen 

Systemtransformation. Besonders deutlich 
schlug sich dieser Wandel in den Grossstädten 
nieder. Die katholische Kirche verlor an Ein-
fluss, Warschau, Danzig und Posen lassen sich 
heute kaum mehr von westeuropäischen Met-
ropolen unterscheiden.  
Seit der Flugzeugkatastrophe von Smolensk 
2010 dominiert Jarosław Kaczyński die inneren 
Zirkel der PiS, unterstützt von loyalen, meist 
rechtskatholischen Intellektuellen und engen 
Weggefährten aus Zeiten der Solidarność wie 
Ryszard Legutko, Antoni Macierewicz, Zbig-
niew Ziobro. Ein „Wandel zum Guten“ (dobra 
zmiana) – so der Wahlslogan von 2015 – sollte 
der Bevölkerung das Gefühl für nationale Ein-
heit und kollektive Identität zurückgeben. 
Durch einen affirmativen Patriotismus und ein 
Bekenntnis zum Helden- und Märtyrertum der 
polnischen Geschichte wurde dieser anvisierte 
Wandel mit Inhalt versehen.  
Nach Einschätzungen polnischer Politologen 
gewann die Vereinigte Rechte (Zjednoczona 
Prawica unter Federführung der PiS) ihre 251 
von 460 Mandaten durch ein starkes zivilgesell-
schaftliches Engagement auf dem flachen 
Land, das sich intensiv den Möglichkeiten der 
neuen sozialen Medien bediente und im Rund-
funksender Radio Maryja (samt Fernsehsender 
TV Trwam des Medienmoguls Pater Tadeusz 
Rydzyk) und der Tageszeitung Gazeta Polska 
Codzienna mächtige Verbündete fand. Klaus 
Bachmann, langjähriger Beobachter der polni-
schen Politlandschaft, erklärt den Sieg der PiS 
in den Präsidentschafts- und Parlamentswah-
len 2015 mit einem fundamentalen Spalt zwi-
schen gut ausgebildeten Städtern, einer klei-
nen Elite, wie er betont, und der breiten Masse 
der traditionalistischen Bewohner von Klein-
städten und Dörfern, also der Peripherie (Bach-
mann, 2016, 315). Mit Fördergeldern und Steu-
ererleichterungen hat sich die PiS seitdem die 
Unterstützung dieser Wählerschaft gesichert. 
 
Helden und Opfer: Narrative und Schauplätze 
kollektiver Erinnerung 
Am 17. November 2015 legte der neugewählte 
Präsident Andrzej Duda (PiS) anlässlich eines 
Treffens mit ausgewählten Gästen die Ge-
schichtspolitik seiner Partei dar. Auch zugegen 
war ein massgeblicher Ideengeber der PiS-Ge-
schichtspolitik, der bereits erwähnte Andrzej 
Nowak, der das präsidiale Treffen koordinierte. 
Vor seinen Gästen erklärte der Präsident, 

Abb. 1 „Heiliger Glaube, Polnischer Mut“. Titelblatt 
der PiS-nahen Geschichtszeitschrift wSieci Historii 
7/2013. 
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Geschichtspolitik müsse dazu dienen, das Po-
tenzial des polnischen Staates zu entfalten. Die 
„Pädagogik der Scham“, so der anwesende Bo-
ris Wildstein, sei zu beenden. Er verwies für die 
nötige Identitätsbildung auf das monumentale 
Geschichtswerk Dzieje Polski Andrzej Nowaks. 
Das Freiheitsstreben eines zutiefst republikani-
schen Geistes des Polentums liesse sich an die-
sem Werk nachvollziehen. Unter den gelade-
nen Gästen befanden sich neben Ryszard Le-
gutko der Kultusminister Piotr Gliński, der da-
malige Präsident des staatlichen Instituts für 
Nationales Gedenken (IPN) Łukasz Kamiński, 
der Herausgeber der wSieci Historii Jan Żaryn, 
der Direkter des Jüdischen Museums Dariusz 
Stola sowie Marek Cichocki, von dem der Aus-
druck „affirmativer Patriotismus“ stammt. Mit 
Maciej Pawlicki war ein einflussreicher Film-
produzent zugegen, Andrzej Waśko vertrat den 
rechtsintellektuellen Verlag Arcana.  
Mit Dudas Diskussion und Absichtserklärung 
war die Agenda für zukünftige Massnahmen 
gesetzt. Schon damals wurden die unterschied-
lichen Bausteine einer bis heute offensiv ver-
folgten Geschichtspolitik deutlich: Museen, öf-
fentliche Medien, Schulen und vor allem das 
IPN sollten die neue Identitätspolitik aktiv und 
affirmativ vertreten. Dazu wurden von den an-
wesenden Gästen Nowak, Wildstein und Stola 
in den „Nationalen Entwicklungsrat, Sektion 

Kultur, nationale Identität und Geschichtspoli-
tik“ (Narodowa Rada Rozwoju, Sekcja Kultura, 
Tożsamość narodowa, Polityka historyczna) be-
rufen. Von hier aus wird die Erinnerungspolitik 
der PiS koordiniert. Andrzej Waśko brachte im 
gleichen Rat die Sektion Erziehung auf Linie. 
Auf allen Ebenen des staatlichen Lebens wer-
den seitdem Eliten, die sich dem neuen Kurs 
nicht beugen wollen, ausgewechselt. Stipen-
dien für Kulturschaffende, etwa Unterstützung 
durch das polnische Buch-Institut, werden kri-
tischen Geistern wie Andrzej Stasiuk oder Olga 
Tokarczuk verwehrt. Stiftungen, die die polni-
sche Märtyrologie und den Heroismus fördern 
(z.B. die fundacja pamiętamy oder die fundacja 
reduta dobrego imienia), werden unterstützt. 
Was aus der Ferne wie ein allmählich anschwel-
lender Strom punktueller Massnahmen wirkt, 
erweist sich bei genauerem Hinsehen als 
konzertierte Aktion einiger an entscheidenden 
Schaltstellen sitzender Akteure – fast aus-
schliesslich Männer – in staatlichen Institutio-
nen.  
 
Das IPN und die Umsetzung der Agenda 
Das „Institut für nationales Gedenken“ (IPN) 
wurde 1999 mit dem Ziel gegründet, den Um-
gang mit der kommunistischen Vergangenheit, 
insbesondere mit den Nachrichtendiensten der 
Volksrepublik, zu regeln. Anders als die deut-
sche Gauck-Behörde führt das IPN auch staats-
anwaltliche Aufgaben durch und engagiert sich 
in der politischen Bildung. Seit 2016 amtet Ja-
rosław Szarek als Institutsleiter, als Stellvertre-
ter wurde Mateusz Szpytma berufen, der Leiter 
des neuen Museums der Familie Ulma, auf das 
weiter unten eingegangen wird. Das Institut 
entwickelte sich zum wichtigsten und finanziell 
stark aufgestellten Promoter der neuen Ge-
schichtspolitik. Jan Żaryns populärwissen-
schaftliche wSieci Historii widmete dem IPN 
eine eigene Ausgabe (06/2015). Lobend wird 
der Einsatz des Instituts für die „Verfemten Sol-
daten“ (żółnierze wyklęci) hervorgehoben, die 
exemplarisch die Aufopferungsbereitschaft für 
ein unabhängiges Polen verkörpern würden. 
Ausdrücklich verwiesen wird auf den Einsatz 
des Instituts in Schulen: das IPN fördere den 
Patriotismus, und seine Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter entwickelten eine belastbare Vor-
stellung des Polentums.  
Ein Gang über die Prachtstrasse Krakowskie 
Przedmiejście in der Warschauer Innenstadt 

Abb. 2 Comic aus der Publikationsreihe des 
IPN zur Schlacht um Montecassino 1944 
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führt geradewegs zum neueingerichteten In-
formationsbüro des IPN. Hier finden sich die 
einschlägigen Publikationen, die das neue Ge-
schichtsverständnis transportieren sollen. Ein 
Blick auf das Sortiment zeigt neben Biogra-
phien der berühmten Staatsmänner der II. Re-
publik Comics, die polnische Helden zum 
Thema haben.  
Mentalitäts-, geschlechter- oder globalge-
schichtliche Perspektiven fehlen vollständig. 
Staatspolitik und Ereignisgeschichte dominie-
ren die Auswahl. Das monatliche Informations-
bulletin (Biuletyn IPN) widmet sich vornehm-
lich Männern und Frauen, die eine positive 
Identifikation ermöglichen. Die Narrative mo-
ralisieren die Taten ihrer Helden und Opfer. 
Nirgends zeigt sich dies deutlicher als in der Ge-
schichte um die „verfemten Soldaten“. Die von 
der sozialistischen Volksrepublik gemiedenen 
und verleugneten Mitglieder der antikommu-
nistischen Untergrundarmee, die lange über 
das Kriegsende hinaus ihren antisowjetischen 
Kampf aufrechterhielten, werden zu Identifika-
tionsfiguren für das gegenwärtige Polen. Ihr 
Kampf um Unabhängigkeit, für den sie bereit 
waren ihr Leben zu geben, wird zum leuchten-
den Vorbild im Einsatz um Freiheit und Gerech-
tigkeit (Biuletyn 3/2019). Hier ergeben sich An-
knüpfungspunkte zur traditionellen Märtyrolo-
gie der polnischen Romantik, wie sie 

Sienkiewicz literarisierte, die nach wie vor zu 
den wirkmächtigsten Elementen des polni-
schen Selbstverständnisses gehört, aber auch 
zum Widerstand gegen die kosmopolitischen 
Werte der urbanen Eliten.  
 
Museen, Erinnerungsmärsche, Strassenna-
men 
Die Geschichtspolitik der PiS lässt sich gut in 
den staatlichen Museen Polens nachvollziehen. 
Viele Museumsprojekte wurden schon lange 
vor dem Wahlsieg von 2015 initiiert. Wie sich 
die Geschichtsstrategen der Partei diese Pro-
jekte aneigneten und instrumentalisierten, 
zeigt sich am „Museum des Zweiten Welt-
kriegs“ in Danzig. Das 2010 ausgelobte Mu-
seum wurde ursprünglich von einem internati-
onalen Kuratorium ausgewiesener Experten 
(u.a. Ulrich Herbert, Timothy Snyder, Norman 
Davies) begleitet. Es sollte den Weltkrieg aus 
unterschiedlichen Perspektiven beleuchten, 
durchaus auch selbstkritisch bezüglich der pol-
nischen Nation. Der Gründungsdirektor Paweł 
Machcewicz hatte als IPN-Mitglied gemeinsam 
mit Krzysztof Persak bereits 2002 zwei Quellen-
bände zu Jedwabne ediert.  
Der neue IPN-Chef Jarosław Szarek entliess die 
beiden mit Amtsantritt 2016, ein Jahr später 
verlor Machcewicz seine Stelle als Gründungs-
direktor des Museums. Kulturminister Piotr 
Gliński begründete diesen Schritt mit der „fal-
schen“ Relativierung des Opferstatus der Polen 
im Krieg. Gefordert sei eine Perspektive, die 
der polnischen Staatsräson nutze. Zeitgleich 
mit der Entlassung kündigte Gliński die Fusion 
des Museums mit einem zukünftigen „Museum 
der Westerplatte“ an. An dieser geschichts-
trächtigen Stelle soll ein genuin polnischer Ort 
der Erinnerungskultur geschaffen werden. Das 
Heldentum der 217 polnischen Soldaten, die 
sich dem deutschen Angriff entgegenstellt und 
eine Woche lang ausgeharrt hatten, wird im 
Neubau im Zentrum stehen (siehe S. 57). Sein 
Vorbild findet dieses Projekt im „Museum des 
Warschauer Aufstands“, das den Mut und die 
Opferbereitschaft der Kämpfenden und deren 
Leiden in einer optimistischen Narration heroi-
siert. Besucher und Besucherinnen werden in 
diesem wohl populärsten polnischen Museum 
vor allem überwältigt. Überwältigt von der In-
szenierung der Exponate, die kaum Raum, Zeit 
und Musse für eigenständiges Nachdenken o-
der kritisches Hinterfragen lassen.  

Abb. 3 1944-1963: Die Legende der Verfemten. 
Titelblatt wSieci Historii 3/2018 



Bulletin	2019	VSGS	|	SSPH	|	USSH		 Seite 20 
 

Emotional überwältig wird man auch durch die 
öffentliche Inszenierung von Gedenktagen. Seit 
dem Flugzeugabsturz vom April 2010, bei dem 
neben dem damaligen Präsidenten Lech 
Kaczyński ein Teil der polnischen Führungselite 
ums Leben kam, wird von der PiS monatlich mit 
Gedenkmärschen an dieses tragische Ereignis 
erinnert. Schuld am Absturz, so bis heute Ja-
rosław Kaczynski und der Untersuchungsbeauf-
tragte Antoni Macherewicz, sei ein Komplott, 
in das auch Donald Tusk involviert gewesen sei. 
Jeweils am 10. des Monats wird in aufwendig 
inszenierten Veranstaltungen des Absturzes 
gedacht. Jeder dieser Märsche ist mehr als ein 
Ausdruck kollektiven Trauerns. Es geht immer 
auch um polnische Identität und nationalen 
Stolz, der all denjenigen abgesprochen wird, 
die nicht an ein Komplott glauben. Da der Op-
ferdiskurs ein zentrales Element der polnischen 
Meistererzählung ist, lässt sich mit dem Ab-
sturz der Tu-154 ein grosser Bogen schlagen zu 
den Opfern von Katyń, zu den Aufständischen 
von Warschau, zur Bereitschaft der „verfemten 
Soldaten“, bis zum Tode zu kämpfen. So wer-
den die Märsche zu Manifestationen einer 
Grundcharakteristik vieler kollektiver Imagina-
tionen: der asymmetrischen Zuschreibung von 
guten und schlechten Eigenschaften. Wer der 
Opfer nicht auf diese Weise gedenken möchte, 
kann, ja darf nicht Teil der nationalen Gemein-
schaft sein. Entsprechend scharf und heftig 

wurde und wird in Polen um den jeweils 10. des 
Monats gerungen und gestritten. Am 10. April 
2019 sicherten Hundertschaften von (Militär-) 
Polizisten den Marsch in Warschau.  
Eine kollektive Identität wird durch viele Quel-
len gespeist, auch durch Strassennamen. Es 
verwundert deshalb nicht, dass auch hier die 
neue Regierung massive Veränderungen vor-
genommen hat. Seit 2017 werden im grossen 
Stil unliebsame Namen getilgt und Strassen 
neu benannt. Am 10. November 2017 wurde 
die grüne Achse Warschaus, die Aleja Armii Lu-
dowej (Allee der Volksarmee) in Aleja Lecha 
Kaczyńskiego umgetauft. Die Massnahmen lau-
fen unter dem Schlagwort akcja dekomunizacja 
(Entkommunisierung). So werden z.B. kommu-
nistische Opfer der deutschen Okkupationszeit 
gegen „verfemte Soldaten“ ausgetauscht oder 
Widerstandskämpfer gegen die Volksrepublik 
zu Namensgebern „sowjetischer“ Strassenna-
men. Häuserwände werden mit den Symbolen 
des patriotischen Narrativs geschmückt (z.B. 
grossflächige Murals zu den „Verfemten“), 
neue Denkmäler an zentralen Orten der gros-
sen Städte errichtet. Visualisiert wird auch hier 
polnischer Patriotismus. Der polnische Sozio-
loge Mateusz Halawa hat diese Phänomene un-
tersucht: „Die … Verflechtung zwischen Archi-
tektur, Stadtplanung und Politik ist meiner Be-
obachtung nach befremdlich engmaschig. Man 
kann förmlich dabei zusehen, wie sich die 

Abb. 4 Warschau, 10. April 2019. Fassade mit Bildern der Opfer des Flugzeugabsturzes von 10. April 2010, in der Mitte 
das damalige Präsidentenpaar.                         (Foto: Sebastian Bott) 
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Grenzen zwischen Staatsführung, Stadtgestal-
tung und Immobilienwirtschaft mehr und mehr 
auflösen.“ (ARCH+, 235/2019, 177). 
 
Die Auseinandersetzung um das Centrum 
Badań nad Zagłady Żydow 
Abschliessend noch ein Blick auf das wohl 
schwierigste Thema polnischer Geschichtspoli-
tik: auf das Verhältnis der katholischen Polen 
und Polinnen zu ihren jüdischen Mitbürgern 
und Mitbürgerinnen. Kann man stolz sein auf 
dieses Verhältnis? Die Antwort lautet wohl, wie 
überall in Europa, ja und nein. Ja im Falle derje-
nigen, die sich der deutschen Vernichtungspo-
litik entgegenstellten, ihr Leben für ihre jüdi-
schen Nachbarn gaben. Von diesen gab es in 
Polen zahlreiche, in Yad Vashem werden sie ge-
ehrt. Nein im Falle derjenigen, die aktiv an der 
Verfolgung und Ermordung teilnahmen. Auch 
davon gab es in Polen manche. Überraschend 
ist dies nicht, der Antisemitismus gehörte in 
ganz Europa zur Grundausstattung junger Nati-
onalstaaten. Wie kann eine ausschliesslich auf 
Stolz und Heldentum abzielende Geschichtspo-
litik damit umgehen?  
Die Aufarbeitung der polnisch-jüdischen Bezie-
hungen hat in Polen eine lange Tradition. Seit 
70 Jahren publiziert das Żydowski Instytut His-
toryczny über dieses Thema. Mit dem Centrum 
Badań nad Zagłady Żydow unter der Leitung 
von Barbara Engelking entstand 2003 eine wis-
senschaftliche Institution, die sich interdiszipli-
när mit der Shoah auseinandersetzt. Französi-
sche Forschende haben in diesem Zusammen-
hang von einer neuen Schule polnischer Sho-
ahforschung gesprochen (Nouvelle école polo-
naise d’histoire de la Shoah).  
Für IPN-nahe Kreise stellt das Zentrum eine 
Provokation dar. Statt sich auf die heldenhaf-
ten Helfer zu konzentrieren, liege der Schwer-
punkt der Studien auf Kollaboration und Anti-
semitismus. Regelmässig und systematisch 
werden die Forschungen des Zentrums entwer-
tet. Die Studien seien nicht quellenbasiert, die 
Mitarbeiter (allen voran Barbara Engelking) 
keine ausgebildeten Historiker, ausländische 
Kreise würden Einfluss nehmen. Letzterer Vor-
wurf zielt auch auf das Ehepaar Jan und Irena 
Gross, die von den USA aus zu Pionieren der 
polnischen Holocaustforschung wurden. Ge-
gen Jan Gross strengte die PiS 2015 ein Straf-
verfahren an, Präsident Duda will ihm einen 
polnischen Verdienstorden entziehen. Barbara 

Engelking musste nach der Publikation einer 
umfangreichen Studie zum Verhalten polni-
scher Landbewohner gegenüber entflohenen 
Juden ihren Einsitz im Auschwitz-Rat aufgeben.  
Seitens des IPN und der PiS wird demgegen-
über verstärkt die Entlastungserzählung des 
helfenden Polens bemüht. Das IPN veröffent-
lichte in den letzten Jahren einige englischspra-
chige Titel zur Thematik. Bogdan Musiał, ein 
ausgewiesener Kenner der deutschen Besat-
zungszeit, konzentriert sich in seiner neuesten 
Publikation (Kto dopomoże Żydowi) auf den 
deutschen Terror, der es jedem vernünftig den-
kenden Polen verunmöglicht hätte, sinnvoll 
Hilfe zu leisten. Dies ist durchaus plausibel, nur 
fragt sich, weshalb seine Forschungen mit mas-
siven Vorwürfen an Barbara Engelking und an-
deren verbunden werden müssen. In einem 
neuen Museum unter der Leitung von Mateusz 
Szpytma, Vizepräsident des IPN, das den Hel-
fern der Familie Ulma in Markowa gewidmet ist 
(Muzeum Polaków Ratujących Żydów podczas 
II wojny światowej im. Rodziny Ulmów w Mar-
kowej) wird demgegenüber neuerdings die 
„wahre“ Geschichte der polnischen Helfer er-
zählt.  
Kein Thema entzweit die polnische Öffentlich-
keit so sehr wie der Umgang mit polnischem 
Antisemitismus. An dieser Frage wird der ge-
sellschaftliche Riss, der die Gesellschaft teilt, 
besonders deutlich und spürbar. Wer sich an-
ders als neutral zu diesem Thema äussert, gibt 
zu erkennen, zu welchem Lager er gehört. Ein 
Dazwischen gibt es hier nicht. So zeigt sich auch 
gerade bei diesem sensibelsten aller histori-
schen Bereiche, wohin eine staatlich verord-
nete, eindimensionale Geschichtspolitik führen 
kann. Öffentliches Nachdenken und kontro-
verse Diskussionen werden einem schalen Mo-
ralismus geopfert, der immer schon Bescheid 
zu wissen glaubt, was gut und schlecht, richtig 
und falsch ist. Affekte statt Argumente, Ressen-
timents statt Abwägen: Was bleibt, ist ein ver-
giftetes Klima, in dem Sachargumente nicht 
mehr gehört werden.  
Das letzte Kapitel ihres Reiseberichts betitelt  
Emilia Smechowski mit Mama, warum weinst 
du? Dort schreibt sie: „Ist der Riss, der durch 
dieses Land geht, noch zu kitten? Am Ende mei-
nes Jahres in Polen, nach vielen Reisen und Ge-
sprächen, glaube ich nicht mehr daran.“ Daran 
mitschuldig ist zweifellos die Geschichtspolitik 
der regierenden PiS.  
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Ohne kollektive Identitäten können moderne 
Demokratien nicht leben, sie ermöglichen 
überhaupt erst demokratisches Engagement. 
Welcher Couleur diese Identitäten auch immer 
sein mögen, sie dürfen ihren prozessualen, 
grundsätzlich unabgeschlossenen Charakter 
nicht verleugnen. Tun sie dies, so leugnen sie 
das per se Kontrafaktische ihrer Entstehung, 
nämlich die Imagination. Was dann dominiert, 

ist eine essenzialistische, asymmetrische Vor-
stellung eines tribalistischen Wir, das sich nicht 
gegenüber anderen bildet, sondern gegen an-
dere. Einfacher gesagt: Ressentiments zu schü-
ren ist einfach, Ressentiments abzubauen weit-
aus schwieriger.  
 
Sebastian Bott ist Geschichtslehrer an der Kan-
tonsschule MNG Rämibühl in Zürich.

 
 
 
Lektüreempfehlungen 
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und Polen sind lesenswert, insbesondere die Artikel zur Geschichtspolitik. Legutko, Ryszard. Der Dä-
mon der Demokratie: Totalitäre Strömungen in liberalen Gesellschaften. Wien 2017 erschien bereits 
2011 in Polen. *Emilia Smechowski veröffentlichte ihre Heimateindrücke unter dem Titel Rückkehr 
nach Polen: Expeditionen in mein Heimatland, Berlin 2019. 
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Rechtsextremismus im gymnasialen Unterricht 
Theoretische Überlegungen und praktische Vorschläge zu einer akuten Herausforderung 
 
Silvana Werren und Mischa Marti 
 
 
„Rechtsextreme Chats gibt es an jeder 
Schule!“, ist der Befund von Dirk Baier, wel-
cher als Professor am Institut für Delinquenz 
und Kriminalprävention an der Zürcher Hoch-
schule für Angewandte Wissenschaften 
ZHAW zu Extremismus forscht. Und weiter 
stellt er fest: Rechtsextremismus sei unter Ju-
gendlichen auf dem Vormarsch. Zeit, sich 
auch im gymnasialen Unterricht dem Thema 
zu widmen? 
 
Sobald Menschen Gewalt als Mittel zur Durch-
setzung ihrer Interessen sehen und diese mit 
einem ideologischen Grundgedanken ver-
knüpft ist, wird von Extremismus gesprochen. 
Besonders Menschen in der Adoleszenz sind 
gefährdet.1 Wesentliche Merkmale des Rechts-
extremismus sind die Prämisse einer rassischen 
oder ethnischen Ungleichheit der Menschen, 
eine erhöhte Gewaltakzeptanz und die Ableh-
nung allgemein gültiger Grund- und Menschen-
rechte.  
 
Rechtsextremismus unter Schweizer Jugendli-
chen 
5,9 Prozent der Schweizer Jugendlichen ohne 
Migrationshintergrund werden laut einer 2018 
veröffentlichten Studie2 als rechtsextrem ein-
gestuft. Dabei zeigt sich, dass die Zustimmung 
zu den ideologischen Zielen höher ausfällt (je-
der vierte Befragte ist ausländerfeindlich, jeder 
fünfte nationalistisch eingestellt) als die Befür-
wortung von Gewalt. Und: Je geringer der sozi-
ale Status und das Bildungsniveau ist, desto  
eher befürworten Jugendliche Rechtsextremis-
mus. Weitere relevante Faktoren sind Ge-
schlecht (Männer neigen eher zu Extremismus) 

 
1 Kanton St. Gallen, Freiheit, Gewalt, Respekt, Polarisie-
rung, Toleranz. St. Gallen 2017. 
(https://www.sichergsund.ch/filead-
min/kundendaten/Hefte/Radikalisierung_und_Extrem-
ismus/02_Dokumente/2018__Beratungsstellen.pdf) 
2 „Verbreitung extremistischer Einstellungen und Verhal-
tensweisen unter Jugendlichen in der Schweiz“, ZHAW 
Zürcher Hochschule für Angewandte Wissenschaften, 
Zürich 2018. https://digitalcollec-
tion.zhaw.ch/bitstream/11475/12530/3/2018_Manzoni_

und regionale Unterschiede (im ländlichen 
Raum ist die Zustimmung zum Rechtsextremis-
mus höher als im städtischen Raum). Eine Erhe-
bung der auf rechtsextremen Einstellungen be-
ruhenden Vorfälle im Bildungsbereich ist 
schwierig. Zwar zeigt der Bericht „Rassistische 
Diskriminierung in der Schweiz“ aus dem Jahr 
20163 auf, dass die Fallzahlen von rassistischer 
Diskriminierung in Schule und Bildung zuneh-
men – neben dem Arbeitsplatz war 2018 der 
Lebensbereich Bildung/Schule/Kita der am 
häufigsten von Diskriminierung und Rassismus 
betroffene.4 Selten wird dabei aber der Rechts-
weg beschritten, da die Probleme klassen- oder 
schulintern gelöst werden.  
 
Auch ein Problem an Schweizer Gymnasien? 
Man könnte aus den Befunden der Extremis-
musstudie ableiten, dass eher Jugendliche in 
der Volksschule und in der Berufsschule emp-
fänglich für extreme Ideologien sind. Ist Rechts-
extremismus an Schweizer Gymnasien also gar 
kein Thema? Ja und nein: Effektiv stellen 
rechtsextreme Tendenzen bei Schüler/-innen 
an Schweizer Gymnasien kein virulentes Prob-
lem dar. Andererseits soll der Umgang mit ge-
sellschaftlichen Entwicklungen und Phänome-
nen wie den rechtsextrem motivierten An-
schlägen in Christchurch und in den USA, der 
Ku-Klux-Klan-Kluft als Fasnachtsverkleidung, 
Hate speech im Internet, dem zunehmenden 
Rechtspopulismus in Europa, antisemitischer 
Grabschändung in Frankreich, Herabsetzung 
des politischen Gegners durch die Darstellung 
als Schädling etc. auch mit Lernenden an Gym-
nasien sorgfältig reflektiert und diskutiert wer-
den. 

Verbreitung_extremistischer_Einstellungen_und_Verhal-
tensweisen.pdf Befragt wurden in der Gelegenheitsstich-
probe 8317 Jugendliche.  
3 „Rassistische Diskriminierung in der Schweiz“, Bericht 
der Fachstelle Rassismusbekämpfung, 2016. 
4 Eidgenössische Kommission gegen Rassismus, Rassis-
musvorfälle aus der Beratungspraxis. Januar bis Dezem-
ber 2018. Bern 2019. 



Bulletin	2019	VSGS	|	SSPH	|	USSH		 Seite 24 
 

Warum im gymnasialen Geschichtsunterricht 
thematisieren? 
An der Kasse wird die Warteschlange immer 
länger, weil eine dunkelhäutige Frau umständ-
lich nach ihren Münzen kramt. Sie hat endlich 
alle Münzen beisammen und die Kassierin zählt 
nach. Das dauert – am hinteren Ende der 
Schlange macht sich Unmut breit: „Typisch 
Asylbewerber!“ Es gibt Zustimmung. 
Szenen wie dieser sind wir alle schon einmal im 
Alltag begegnet. Sie kommen oft überraschend 
aus der Mitte des Alltags und man fühlt sich 
überrumpelt. Oft bleibt man als unfreiwilliger 
Zuhörer oder Zuhörerin ratlos zurück. Auch 
sonst redegewandte Menschen fühlen sich in 
einer solchen Situation blockiert, Verunsiche-
rung macht sich breit – vielleicht sogar Angst. 
Was bleibt, ist das schale Gefühl, versagt zu ha-
ben.5 Wann beginnt Rassismus? Wie gefährlich 
ist Rassismus? Wie kann ich Zivilcourage üben 
und in solchen Situationen adäquat reagieren?  

 
5 Hufer, Peter-Klaus, Argumente am Stammtisch. Schwal-
bach 2016. 
6 Eser Davolio, Miryam, Fortschritt trotz fehlender Ver-
bindlichkeit, S. 42, in: Schule, Tangram 37, Bulletin der 
EKR Juni 2016.  
7 Rahmenlehrplan für die Maturitätsschulen, 1994. 

Stigmatisierung, Diskriminierung und Rassis-
mus aufzugreifen und zu thematisieren, stellt 
gerade im Geschichtsunterricht am Gymna-
sium eine grosse Chance dar, einen Beitrag zur 
Auseinandersetzung mit diesen heiklen The-
men zu leisten, um die Jugendlichen und un-
sere Gesellschaft fit für den Umgang mit sol-
chen „Pulverfässern“ zu machen.6 Der Auftrag 
des gymnasialen Geschichtsunterrichts ist es, 
den Jugendlichen den Zugang zu Begriffen wie 
Macht und Kontrolle sowie die Teilnahme als 
Bürger/-innen am politischen Geschehen zu er-
möglichen.7 Somit trägt der Geschichtsunter-
richt Wesentliches zur politischen Mündigkeit 
der Jugendlichen bei. Der Mensch ist ein ge-
schichtliches Wesen, das nur handlungsfähig 
bleibt, wenn es die Vergangenheit einer Sache 
kennt.8 Historische und somit auch politische 
Bildungsarbeit bedeutet einen Ort zur gegen-
seitigen Verständigung rund um Erfahrungen 
mit Rassismus und Rechtsextremismus zu 
schaffen. Dabei lernen sie zu verstehen, welche 

8 Lehrplan17 für den gymnasialen Bildungsgang 
https://www.erz.be.ch/erz/de/index/mittelschule/mit-
telschule/gymnasium/lehrplan_maturitaetsausbil-
dung.asse-
tref/dam/documents/ERZ/MBA/de/AMS/GYM%20LP%2
017%20neu/ams_gym_lehrplan%2017%20neu_gesamt-
dokument.pdf 

Abb. 1 Rechtsextreme Tendenzen sind bei Schüler/innen an Schweizer Gymnasien kein grösseres Problem. 
(Foto: Mischa Marti) 
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Prozesse und Mechanismen hinter Rechtsext-
remismus, Rechtspopulismus und rechter Pro-
paganda stehen.  
Sie lernen zu differenzieren, dass Rechtspopu-
lismus ein politisches Stilmittel ist, wo oft ver-
meintlich einfache Lösungen für komplexe ge-
sellschaftliche Probleme angeboten werden, 
um dabei insbesondere sogenannte Moderni-
sierungsverlierer als Wähler zu gewinnen. Da-
bei inszenieren sich die Vertreter dieser Par-
teien als „Stimme des Volkes“ und grenzen sich 
von den „herrschenden Eliten“ ab. Gerade 
Menschen, welche einen gefühlten oder tat-
sächlichen Verlust des sozialen Status erlitten 
haben, sind erwiesenermassen anfällig für 
rechte Thesen von autoritären Persönlichkei-
ten. Die Jugendlichen lernen im Geschichtsun-
terricht solche Mechanismen aufzudecken und 
sich kritisch mit Extremismus als demokratie-
feindliche Bestrebung sowie radikalen politi-
schen Auffassungen, welche zu einer pluralisti-
schen Gesellschaftsordnung gehören, zu befas-
sen.9 Sie erkennen, wie Ängste und Vorurteile 

 
9 Rechtsextremismus hat viele Gesichter: 
https://www.klicksafe.de/rechtsextremismus/  
10 Hier empfiehlt es sich, die Homepage der Bundeszen-
trale für politische Bildung (Deutschland) zu 

beispielsweise von rechtspopulistischer Seite 
manipulativ eingesetzt werden, üben Wer-
tediskussionen in der Klasse zu führen und eine 
Streitkultur zu schaffen, damit sich die Jugend-
lichen aufgeklärt und gestärkt sowohl online 
als auch offline couragiert für Demokratie, sich 
und ihre Mitmenschen einsetzen können. 
 
Wie im Unterricht umsetzen? 
Zu Beginn des Unterrichts gilt es einerseits, den 
Begriff „Extremismus“ zu klären sowie aktuelle 
rechtspopulistische Entwicklungen zu analysie-
ren und dabei aufzudecken, mit welchen Me-
chanismen sie arbeiten.10 Bei der Debatte um 
rechtspopulistische Strömungen in Europa ist 
es zentral, auch den Bezug zur Schweiz herzu-
stellen. Denn laut Damir Skenderovic, Profes-
sor für Zeitgeschichte an der Universität Fri-
bourg, geht teilweise vergessen, dass die 
Schweiz zur Avantgarde des europäischen 
Rechtspopulismus gehört. Die SVP ist in der 
Forschungsliteratur wie auch in den internatio-

konsultieren. Dort ist eine Vielzahl anregender Unter-
richtsmaterialien zu finden. https://www.bpb.de/ sowie 
weiterführende Informationen unter: www.rechtsextre-
mismus.ch  

Abb. 2 Um der Demokratie Kraft und Bestätigung zu geben, müssen die Jugendlichen als Personen vom Umfeld Aner-
kennung erfahren, die eigene Selbstwirksamkeit spüren und in ihrer Verantwortungsbereitschaft gestärkt werden. 

(Foto: Mischa Marti) 
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nalen Medien das Lehrbeispiel für den Auf-
schwung des Rechtspopulismus. „Diese Exterri-
torialisierung und Ausblendung ist gepaart mit 
einer erheblichen Geschichtsvergessenheit, 
wenn es um die Rolle der Schweiz als Avant-
garde des Rechtspopulismus in der Nachkriegs-
geschichte geht.“11 Er bezeichnet es als gera-
dezu amnesisch, dass in der schweizerischen 
Deutungs- und Erinnerungswelt der Blick auf 
die hiesigen Ausprägungen des Rechtspopulis-
mus fehlen, obwohl bereits seit den 1960er 
Jahren insgesamt sieben rechtspopulistische 
Parteien Sitz im Nationalrat hatten. Mehr als in 
jedem anderen europäischen Land.12  
Fake News, Propaganda und strategische Des-
information ist besonders von rechtspopulisti-
scher Seite eine oft gebrauchte Methode, um 
Macht zu demonstrieren und die Gruppen-

 
11 Skenderovic, Damir, Die Schweiz als Avantgarde des 
europäischen Rechtspopulismus unter https://geschich-
tedergegenwart.ch/die-schweiz-als-avantgarde-des-eu-
ropaeischen-rechtspopulismus/ 
12 Ebd. 
13 Jaster, Romy, Lanius, David, Die Wahrheit schafft sich 
ab. Wie Fake News Politik machen. Stuttgart 2019. 

identität durch Zweifel zu stärken. Der Presse-
sprecher der AfD Christian Lüth meinte gegen-
über dem ARD Faktenfinder: „Wenn die Mes-
sage stimmt, ist uns eigentlich egal, woher das 
Ganze kommt oder wie es erstellt wurde. Dann 
ist es auch nicht so tragisch, dass es Fake ist.“13  
Nebst der Thematisierung des rechtspopulisti-
schen Spektrums und der Schulung des kriti-
schen Geistes lohnt es sich auch, mit Linksext-
remismus und religiös motivierten Extremis-
musformen zu beschäftigen.14 Dadurch er-
reicht man gemeinsam mit den Jugendlichen 
einen fundierten Blick auf verschiedene Aus-
prägungen von Extremismus und lernt zu diffe-
renzieren. 
Gemäss dem politischen Philosophen Roger 
Scruton geht es beim Begriff „Extremismus“ ei-
nerseits um politische Ziele und Ideen, die den 

14 Ein spannendes Dokument: Kanton St. Gallen, Freiheit, 
Gewalt, Respekt, Polarisierung, Toleranz. St. Gallen 2017. 
(https://www.sichergsund.ch/filead-
min/kundendaten/Hefte/Radikalisierung_und_Extrem-
ismus/02_Dokumente/2018__Beratungsstellen.pdf) 

Weiter im Kontext 
 
Interaktives Forumtheater „act-back“ 
Das mit dem Dr. Kurt Bigler-Preis ausgezeichnete Stück „Nazitäter im Fokus“ stellt am Holocaust 
beteiligte Figuren in den Fokus. Die pädagogisch und historisch geschulten und erfahrenen Schau-
spieler gehen gemeinsam mit den Lernenden der Frage nach, welche Situationen und Prozesse „ge-
wöhnliche“ Menschen zu monströsen Tätern machen.  
www.forumtheater-act-back.ch  
Weitere geeignete Bildungsaktivitäten ausserschulischer Akteure finden Sie unter www.educa-
tion21.ch/de/schulpraxis/ausserschulisch  

Themendossier 
Praxisorientierte Bündelung verschiedener Bildungsangebote, mit welchen sich der Unterricht in-
novativ und lebendig gestalten lässt. Verfügbar ist das Dossier „Migration/Flucht“, „Rassismusprä-
vention“ erscheint im Herbst 2019. 
www.education21.ch/de/themendossier  

Herausgepickt: „Wagah“ 
Der tiefsinnig komische Film zeigt den alltäglichen Wahnsinn vor grölendem Publikum am einzigen 
indisch-pakistanischen Grenzübergang. Er eignet sich besonders als Einstieg zu den Themen Natio-
nalismus, Rechtsextremismus, Patriotismus und lässt niemanden unberührt (Dauer 13 Minuten, mit 
didaktischen Impulsen für den Unterricht zum Download). 
https://catalogue.education21.ch/de/wagah 

Lernmedien 
Weitere hinsichtlich Methodik, Didaktik und Inhalt geprüfte Lernmedien zu den Themen Demokra-
tie, kulturelle Vielfalt, politische Teilhabe, Migration, etc. finden Sie unter 
https://catalogue.education21.ch/de 
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fundamentalen Werten und Überzeugungen 
einer humanistisch und demokratisch gepräg-
ten Gesellschaft diametral entgegenstehen. 
Andererseits ist damit auch eine Methode be-
schrieben, die politische Akteure einsetzen, um 
ihre Ziele durchzusetzen. Wer Mittel nutzt, 
welche das Leben und die Freiheit anderer be-
einträchtigen oder aufs Spiel setzen, ist laut 
Scruton ein Extremist. So wird beispielsweise 
der Umweltschutz in der Bevölkerung als ein 
erstrebenswertes Ziel erachtet. Wer im Namen 
des Umweltschutzes aber zu illegalen Mitteln 
und Gewalt greift, etwa durch Anschläge auf 
Fabriken oder Entführung von Industriemagna-
ten, ist ein Extremist.15 Die wissenschaftliche 
Diskussion um den Begriff „Extremismus“ ist 
auch auf Gymnasialstufe spannend zu führen, 
denn für viele Forscher gibt es die Unterschei-
dung zwischen „kognitiven Extremisten“ – also 
Menschen, deren Ziel- und Wertevorstellung 
dem zeitgenössischen gesellschaftlichen Kon-
sens drastisch widersprechen – und „gewaltbe-
reiten Extremisten“.16  
Die Demokratie als Lebensform basiert auf der 
Kooperation sozial verantwortlicher Indivi-
duen. Um der Demokratie Kraft und Bestäti-
gung zu geben, müssen die Jugendlichen als 
Personen vom Umfeld Anerkennung erfahren, 
die eigene Selbstwirksamkeit spüren und in ih-
rer Verantwortungsbereitschaft gestärkt wer-
den, welche die Grundlagen ihres sozialen Han-
delns und Tugenden des Engagements in der 
Zivilgesellschaft sind.17 Bei Diskriminierung, 
Rassismus und Extremismus wird diese Ent-
wicklung direkt gefährdet. 
Werden diese Problemfelder nun im Unterricht 
thematisiert, geht es nicht nur um die kritische 
Beleuchtung ideologischer Konstrukte, son-
dern vielmehr auch um Erfahrungen und Emo-
tionen der Jugendlichen. Dies gilt es bei der Un-
terrichtsplanung aktiv zu berücksichtigen. Ein 
situativer Zugang erlaubt es, Emotionen der Ju-
gendlichen bewusst einzubeziehen, das Thema 
im Unterricht zu verorten sowie gemeinsam 
Handlungsoptionen zu diskutieren, zu erarbei-
ten und zu reflektieren.18 

 
15 Neumann, Peter, Bundeszentrale für politische Bil-
dung, APuZ 29-31/2013.  
16 Vidino, Lorenzo, Countering Radicalization in Amercia, 
Lessons from Europe, United State Institute for Peace 
Special Report, 2010.  
17 Edelstein, Wolfgang et. al., Praxisbuch Demokratiepä-
dagogik. Basel 2009.  

An einem Familienfest erzählt jemand einen Ju-
denwitz – alle lachen. Wie reagierst du?  
Das Spiel „Was ist Zivilcourage? Das 4-Ecken-
Spiel“ des Vereins „Gesicht Zeigen!“ ist ein er-
probtes Spiel, um sich mit der eigenen Haltung 
auseinanderzusetzen, die eigenen Werte zu 
hinterfragen, den eigenen Standpunkt zu fin-
den, diesen zu begründen und eine Diskussion 
untereinander zu führen, wie Zivilcourage aus-
sieht. Der Verein „Gesicht Zeigen!“ setzt sich in 
Deutschland aktiv gegen Rassismus, Antisemi-
tismus und rechte Gewalt an Schulen und in 
der Gesellschaft ein.19 Die Spiele des Vereins 
werden in Deutschland in kleinstädtischen und 
ländlichen Gegenden erfolgreich gegen Rechts-
extremismus eingesetzt. 
Eine weitere Inspiration zur politischen Bildung 
im Geschichtsunterricht bieten die 100 Zeich-
nungen und Fotos von „Ansichtssache(n)“. Sie 
zeigen, was zur Demokratie gehört und ma-
chen verständlich, welche Bedeutung sie für 
ein selbstbestimmtes Leben und konstruktives 
Miteinander haben. Die Bildmotive dienen als 
Diskussionsimpulse, um sich über Spannungs-
felder und Konflikte in einer demokratischen, 
heterogenen Gesellschaft zu unterhalten. Die 
Bilder sind als Gegenteil-Paare konzipiert und 
helfen den Jugendlichen, sich über ihre Vorstel-
lungen von Demokratie und Rechtsstaat sowie 
den Unterschied zur Diktatur klarer zu werden. 
Die Auseinandersetzung mit den verschiede-
nen Interpretationen der Bilder unterstützt 
den Perspektivenwechsel und fördert die Re-
flexion der eigenen Wertvorstellungen.20  
Zum spielerischen Erleben von Ausgrenzung, 
Spannungen, sozialer Segregation und kulturel-
ler Diversität ist die Unterrichtsmethode „One 
step forward“ geeignet. Darin erhalten die Ju-
gendlichen Rollenkärtchen, anhand derer sie 
Fragen zum Alltag beantworten. Sie erleben 
eindrücklich, wie sich unterschiedliche Voraus-
setzungen und Chancen auf ihren Lebensweg 
auswirken. Es geht dabei um Sensibilisierung 
von Diskriminierung, Entwicklung von 

18 Eckmann, Monique, Gemeinsam – Getrennt – Ver-
knüpft, S. 47, in: Schule, Tangram 37, Bulletin der EKR 
Juni 2016.  
19 Im Lernmedienkatalog von éducation21 zu finden: 
https://catalogue.education21.ch/de/was-ist-zivilcou-
rage 
20 Im Lernmedienkatalog von éducation21 zu finden: 
https://catalogue.education21.ch/de/ansichtssachen 
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Empathie und die Auseinandersetzung mit Vor-
urteilen.21 
Die Volksschulen und die Gymnasien sind ein 
Spiegel unserer Gesellschaft. Wir brauchen ein 
friedliches und respektvolles Miteinander, wo 
man sich füreinander einsetzt und partizipativ 
lernt und arbeitet. Die Schule schafft das Fun-
dament für einen demokratischen Habitus, der 
über die Schule hinaus Bestand haben soll.22 
Dabei wird auch die Zusammenarbeit mit aus-
serschulischen Akteuren als besonders wert-
voll angesehen, da diese eine spezifische Ex-
pertise mitbringen.23 Damit sich die Jugendli-
chen aktiv eine Meinung bilden, ihre eigenen 
Anliegen einbringen und begründet vertreten 
können – sich mit dem Verhältnis von Macht 
und Recht auseinandersetzen, grundlegende 
Werte und Normen beleuchten und mögliche 
Lösungen für Konflikte finden.24  
„Ich fand es sehr wertvoll und spannend, dass 
wir dieses Thema (Extremismus) angeschaut 
haben, denn oft getrauen sich die Lehrer nicht, 

das mit uns Jugendlichen anzuschauen – das 
finde ich voll schade!“ (Rückmeldung einer 
Gymnasiastin)  
Nur wenn die Jugendlichen von heute in einer 
demokratischen Schulkultur leben, haben die 
Demokratie und die Menschenrechte als 
Grundwerte unserer Gesellschaft auch für die 
künftigen Generationen Bestand. 
 
Hinweis: 
Alle in diesem Artikel empfohlenen Lernme-
dien wurden von den Autoren selbst im gymna-
sialen Geschichtsunterricht erfolgreich geprüft. 
 
 
Silvana Werren unterrichtet Geschichte und 
Geografie am Gymnasium in Thun und arbeitet 
als Projektverantwortliche bei der Stiftung 
éducation21. 
Mischa Marti ist Historiker und Primarlehrer. 
Er arbeitet als Projektverantwortlicher bei der 
Stiftung éducation21. 

 
21 Die Unterrichtsmethode ist zu finden in der Broschüre 
des interkulturellen Zentrums „ICH – DU – WIR“ Unter-
richtsvorschläge und Projekte für die schulische und 
grenzüberschreitende Auseinandersetzung mit Diversi-
tät, Wien, 2012. http://www.viel-fal-
ter.org/images/doku/broschuere_ich_du_wir_web.pdf 
22 Edelstein, Wolfgang et. al., Praxisbuch Demokratiepä-
dagogik. Basel 2009.  

23 Hochqualitative Bildungsangebote von ausserschuli-
schen Akteuren, die einen Beitrag zu Bildung für Nach-
haltige Entwicklung leisten, sind in der Datenband von 
éducation21 zu finden: https://www.educa-
tion21.ch/de/schulpraxis/ausserschulisch 
24 Politik, Demokratie und Menschenrechte als Zugang zu 
einer Bildung für Nachhaltige Entwicklung. 
https://www.education21.ch/de/themen/politik-demo-
kratie-und-menschenrechte 
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Wie umgehen mit extremistischen Schüleräusserungen? 
Ein methodischer Beitrag aus der deutschen Politikdidaktik 
 
Ulrich Schnakenberg  
 
Elfjährige, denen beim Thema Griechische 
Kolonisation in der Antike als erstes einfällt, 
dass es „auch heute wieder zu viele Auslän-
der gibt“; Onlineplattformen, auf denen ver-
meintlich „linke“ Lehrer „gemeldet“ werden 
sollen; jüdische Schüler, die für die aktuelle 
israelische Politik haftbar gemacht und von 
Gleichaltrigen bedroht und beleidigt werden: 
Die wachsende politische Spaltung hat die 
Schule erreicht. Wie umgehen mit extremisti-
schen Schüleräusserungen? 
 
Kein Zweifel, in den letzten drei, vier Jahren 
zeigte sich, dass die gewachsene Spaltung 
westlicher Gesellschaften immer öfter in den 
schulischen Bereich überschwappt.  
Entsprechend häufiger berichten Kollegen von 
heftigen Diskussionen im Geschichts- und Poli-
tikunterricht, wenn es um Fragen wie Einwan-
derung, Islam, Religion, Terroranschläge und 
Flüchtlinge geht. Dabei sind die hitzigen Diskus-
sionen selbst nicht das Problem. Im Gegenteil 
wäre es eher problematisch, wenn gesell-
schaftliche Kontroversen im Unterricht nicht 
diskutiert, sondern übertüncht, kleingeredet o-
der relativiert würden. Wenn jedoch die Aussa-
gen einzelner Schüler die Grenzen der Verfas-
sung und der Menschenwürde deutlich über-
schreiten, muss die Lehrkraft einschreiten und 
ebenso klar wie unmissverständlich handeln. 
Rechtspopulisten, Rechts- und Linksradikale 
sowie radikale Islamisten rekrutieren ganz ge-
zielt Jugendliche, die, erfolgreich indoktriniert, 
ihre extremistischen Weltbilder mit in die 
Schule bringen. Vorurteile gegenüber Auslän-
dern, Ablehnung und manchmal sogar Hass 
scheinen auch unter Schülern wieder auf dem 
Vormarsch. Die Angebote, die rechtspopulisti-
sche und rechtsextreme Parteien jungen Men-
schen machen, stellen für die westliche Demo-
kratie die wohl grösste Gefahr da. 
Extremistische Haltungen finden sich jedoch 
nicht nur bei „weissen“ Schülern, sondern auch 
bei Jugendlichen mit Migrationshintergrund. 
So verweigerten an zahlreichen französischen 
Schulen einzelne Schüler und ganze Klassen 
wiederholt die nach den Terroranschlägen der 

letzten Jahre angeordneten Schweigeminuten. 
Statt „Je suis Charlie“ sympathisierten Heran-
wachsende mit den Attentätern: „Je suis Kou-
achi.“ Aus anderen westeuropäischen Staaten 
gab es ähnliche Berichte, wenn auch nicht in 
der Häufigkeit wie in Frankreich. Angesichts 
dieser aktuellen Herausforderungen ist der 
Linksextremismus zuletzt etwas aus dem Blick 
geraten. Harmlos sind Forderungen nach Ent-
eignungen genau so wenig wie Gewaltaufrufe 
etwa angesichts von internationalen Politiker-
treffen oder Demonstrationen „gegen rechts“. 
Auch hier gilt es, Schülerverhalten und -äusse-
rungen genau zu beobachten und sensibel zu 
reagieren. 
 
Unmittelbare Reaktion auf extremistische 
Schüleräusserungen: vier Optionen  
Sensibel und zugleich klar und unmissverständ-
lich auf extremistische Schüleräusserungen 
egal aus welcher Ecke zu reagieren: das erwar-
tet die Gesellschaft zu Recht von Erziehern und 
Pädagogen, insbesondere aber von Geschichts- 
und Politiklehrern. Wie aber gehe ich konkret 
mit extremistischen Äusserungen um? Grund-
sätzlich bieten sich hier – abgesehen von 
Mischformen – vier Möglichkeiten des Handels 
an: 

1. Man ignoriert die Äusserung des Schü-
lers und fährt mit dem Unterricht fort. 

2. Man weist den entsprechenden Schü-
ler zurecht und erklärt, warum seine 
Äusserung nicht akzeptabel ist. 

3. Man verweist den Schüler aus dem 
Unterricht und meldet den Vorfall der 
Schulleitung. 

4. Man versucht mit dem Schüler unter 
Einbeziehung der Mitschüler ins Ge-
spräch zu kommen.  

 
Unsicherheit, Angst oder auch eine falsche Pri-
oritätensetzung können dazu führen, dass sich 
Kollegen in manchen Fällen wider besseres 
Wissen für Möglichkeit 1 entscheiden. Bedeu-
tend öfter findet vermutlich Option 2 Anwen-
dung. Deutliches Widersprechen und Hinweise 
auf die Verfassungswerte sind wichtig, allein 
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schon als Signal an die übrigen Schüler der 
Klasse, dass solche Aussagen nicht einfach hin-
genommen werden; die Intervention des Leh-
rers müsste aber darüber hinaus kombiniert 
werden mit Option 4, um nachhaltig Wirkung 
zu entfalten.  
Eine Verhaltensänderung oder auch nur echtes 
Nachdenken wird man auch mit Option 3 allein 
nicht erreichen. Ein Verweis des Schülers aus 
dem Klassenraum legt die Kontroverse lediglich 
oberflächlich bei, während sie unterhalb der 
Oberfläche weiter schwelt. Bleibt Möglichkeit 
4, die im Folgenden etwas genauer betrachtet 
werden soll. 
Zunächst einmal geht es darum herauszufin-
den, was der Schüler eigentlich meint, was er 
weiss und was er denkt. Kein Lehrer hat Lust, 
sich Verschwörungstheorien, ausländerfeindli-
che Parolen, konfrontative Religionsbekundun-
gen oder antisemitische Klischees anzuhören. 
Niemand will extremistischem Gedankengut in 
seinem (Geschichts-)Unterricht eine Plattform 
bieten. Und doch führt wohl kein Weg daran 
vorbei, dem Schüler eine gewisse (kurze) Zeit 
zuzuhören. Wenn also ein oder auch mehrere 
Schüler z. B. Angst vor „Überfremdung“ äus-
sern, darf man eine solche Debatte nicht von 
vornherein abwürgen.  
Andererseits darf man verschwörungstheoreti-
schen und verfassungsfeindlichen Äusserun-
gen aber auch nicht zu viel Raum geben, der 
Schüler fühlte sich sonst in seiner Haltung be-
stätigt. Für ihn, aber auch für den Rest der 
Klasse ist es wichtig zu zeigen, dass bestimmte 
Aussagen nicht vom Recht auf freie Meinungs-
äusserung gedeckt sind. Spätestens wenn 
Menschen oder Menschengruppen in ihrer 
Würde verletzt werden, muss der Lehrer klar 
deutlich machen: das ist nicht akzeptabel. 
Wenn aber das Problem nicht angesprochen 
wird, können wir darauf im Unterrichtsge-
spräch (und in den Planungen der Folgestun-
den) nicht adäquat reagieren. Stattdessen 
wundern wir uns vielleicht über ihren Wider-
willen, zu bestimmten sensiblen Themen Stel-
lung zu beziehen. 
In einem zweiten Schritt wäre es interessant zu 
erfahren, woher der Schüler seine „Informatio-
nen“ hat. Mit einer entsprechenden Frage nach 
seinen Quellen signalisiert die Lehrkraft zu-
gleich den Mitschülern, dass Fragen nach em-
pirischer und narrativer Triftigkeit nicht allein 
theoretische Anforderungen sind, die die 

Schüler in der schriftlichen Analyse historischer 
Quellen zu erfüllen haben, sondern durchaus 
auch im Alltag von Bedeutung sind.  
Im Zuge der Prüfung der normativen Triftigkeit 
sollte dann in der Klasse gemeinsam überlegt 
und diskutiert werden, ob die gemachte(n) 
Aussage(n) mit den Menschen- und Bürger-
rechten bzw. mit den Verfassungswerten ins-
gesamt vereinbar sind. Unter Umständen muss 
der Lehrer an dieser Stelle auch – am besten 
möglichst sachlich-nüchtern und eher beiläufig 
– auf eventuelle Straftatbestände wie Volks-
verhetzung, Anstiftung zur Gewalt oder Ähnli-
ches hinweisen. Im besten Fall kommt der Wi-
derspruch jedoch aus den Reihen der Schüler 
selbst. Sollte dieser ausbleiben, etwa weil sich 
niemand traut, dem Klassenkameraden zu wi-
dersprechen, so muss der Lehrer diesen Part 
selbst ausfüllen; nicht zuletzt auch, um allen im 
Raum zu signalisieren, dass extremistische Po-
sitionen im Schutzraum Schule nicht akzeptiert 
werden. 
Eskaliert die Debatte so sehr, dass eine Rück-
kehr zur sachlichen Diskussion nicht mehr mög-
lich erscheint, kommt Option drei zum Zuge: 
der Schüler wird zur Abkühlung auf den Flur ge-
beten. Hat er sich nach dem Klingeln wieder be-
ruhigt, sollte umgehend das Gespräch mit ihm 
gesucht werden. Hier wäre es wichtig heraus-
zufinden, ob es sich bei seiner Äusserung um 
eine eher unpolitische Provokation handelte  
oder ob sich dahinter ein verfestigtes extremis-
tisches Weltbild verbirgt. In diesem Fall sind 
eine Einschaltung der Schulleitung sowie ein 
Gespräch mit den Eltern dringend angezeigt. 
 
Beachtung und korrekte Interpretation des 
Beutelsbacher Konsens 
Parallel zu diesen Gesprächen und eventuellen 
disziplinarischen Massnahmen sollte man das 
strittige Thema im eigenen Unterricht ebenfalls 
noch einmal aufgreifen – natürlich weniger in 
Form von Option 2, sondern eher orientiert an 
Option 4. Hierbei ist – wie generell im Ge-
schichts- und Politikunterricht – auf die Einhal-
tung des Überwältigungsverbots und des Kon-
troversitätsgebots im Sinne des Beutelsbacher 
Konsenses zu achten.  
In einem derart schwierigen Fall erscheint es 
sinnvoll, die eigene Argumentationsstruktur, 
Impulse, Aufgabenstellungen, Art und Einsatz 
von Medien und Texten noch gewissenhafter 
als sonst zu planen. Will man den Argumenten 
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des Schülers etwas Überzeugendes entgegen-
setzen, ist zudem fachliche Sicherheit von be-
sonderer Bedeutung. Oft bietet es sich zudem 
an, dass umstrittene Thema aus unterschiedli-
chen Perspektiven zu beleuchten. Eventuell 
könnte man sogar eine Quelle oder Darstellung 
heranziehen, die ähnlich wie der „extremisti-
sche“ Schüler argumentiert – um diese an-
schliessend sachlich-fair und mithilfe überzeu-
gender Argumente zu dekonstruieren. Denkbar 
wäre auch, den Schülern zentrale Passagen des 
Beutelsbacher Konsenses vorzulegen – und 
ihnen so transparent zu machen, an welchen 
Leitlinien sich Geschichts- und Politikunterricht 
orientiert: am Überwältigungsverbot, am Kon-
troversitätsgebot und an der Schülerorientie-
rung. (Zum Beutelsbacher Konsens siehe auch 
den Artikel von Jan Scheller, S. 33.) 
Ein demokratischer Geschichtsunterricht, der 
sich dem Beutelsbacher Konsens verpflichtet 
fühlt, verbietet es somit, die Schüler auf eine 
bestimmtes Wertesystem oder eine politische 
Weltanschauung festzulegen. Demokratische 
Werteerziehung verlangt kontroverse Debat-
ten und die Auseinandersetzung mit den unter-
schiedlichsten Sichtweisen. Ein Frage- oder Dis-
kussionsverbot – beispielsweise, ob die Todes-
strafe wieder eingeführt werden sollte – darf es 
nicht geben. Andererseits führt kein Weg an 
der Erkenntnis vorbei, dass „eine totale 
Wertoffenheit im Sinne einer gänzlichen Priva-
tisierung und Individualisierung von Wertvor-
stellungen nicht nur unrealistisch, sondern ge-
radezu selbstmörderisch“ ist. (Gerd Hepp,  
Werterziehung, S. 105.) Deutlich werden sollte 
im Unterrichtsgespräch zudem, dass Multiper-
spektivität da ihre Grenzen hat, wo gegen wis-
senschaftliche Standards verstossen wird und 
auch in der Demokratie nicht alle Sichtweisen 
gleichberechtigt nebeneinanderstehen (Wer-
terelativismus versus wehrhafte Demokratie). 
 
Längerfristige Präventionsstrategien 
Hitzige Unterrichtsdebatten, die durch rassisti-
sche, rechtsextreme oder anderweitig verfas-
sungsfeindliche Schülerbeiträge ausgelöst wer-
den, entstehen in den allermeisten Fällen 
spontan. Verlauf der Diskussion, Gesprächslen-
kung und -strategien sind daher kaum planbar. 
Jede Stunde, jedes Gespräch verläuft anders. In 
der konkreten Situation muss die Lehrkraft im 
Bruchteil einer Sekunde entscheiden, wie eine 
angemessene Reaktion auf problematische 

Schüleraussagen im Einzelfall aussehen 
könnte. 
So wichtig es ist, in derartigen Situationen aus 
dem Stegreif möglichst professionell zu han-
deln, so wenig dürfen langfristige Präventions-
strategien aus den Augen verloren werden. Ins-
gesamt verbinden derzeit zu wenige Schüler 
positive Emotionen mit der westlichen Demo-
kratie. Dem freiheitlichen Staat kann es aber 
nicht egal sein, welche Position Lernende zu 
den Menschenrechten und der liberalen De-
mokratie haben. Denn schliesslich sollen aus 
ihnen ja später einmal die viel beschworenen 
„mündigen Bürger“ hervorgehen, die den de-
mokratischen Verfassungsstaat gegen seine 
Feinde verteidigen und weiterentwickeln. 
Die Demokratie im Unterricht zu „verkaufen“ 
und zu verteidigen – „nicht nur gelegentlich 
und exemplarisch, sondern fundamental und 
[…] letztlich systembegründend“, wie der Poli-
tikwissenschaftler Richard Meng kürzlich 
schrieb –, diese normative Vorgabe der Richt-
linien und Lehrpläne muss (wieder) in den Mit-
telpunkt des Politik- und Geschichtsunterrichts 
rücken. Denn dass es sich bei der liberalen De-
mokratie zwar nicht um das beste, aber doch 
das bestmögliche aller bisher erprobten politi-
schen System handelt, gerät im Kleinklein des 
Unterrichtsalltags und angesichts übervoller 
Lehrpläne zu leicht in Vergessenheit – insbe-
sondere dann, wenn zu Hause nur mit Verach-
tung über „die“ Politiker und „die“ Politik ge-
sprochen wird. 
Kontroversen um Zuwanderung, autoritäre 
Entwicklungen, populistische Tendenzen oder 
„neuen“ Antisemitismus soll dabei keineswegs 
ausgewichen werden. Im Gegenteil, wir sollten 
solche Auseinandersetzungen geradezu su-
chen.  
Gerade dort, wo der Widerstand am grössten 
ist, müssen entsprechende Debatten im Unter-
richt geführt werden. Angesichts der gewalti-
gen innen- wie aussenpolitischen Herausforde-
rungen, denen sich das westliche Gesell-
schaftsmodell aktuell gegenübergestellt sieht, 
muss es unser aller Ziel sein, dass die hiesigen 
Bildungseinrichtungen tatsächlich (wieder) zu 
„Schulen der Republik“ werden. Die traditio-
nelle rein technisch-nüchterne, ausschliesslich 
rationale und oft überkritische Vermittlung der 
Geschichte der westlichen Demokratie, ihre 
Leistungen und Versäumnisse, Stärken und 
Schwächen, ist deshalb überholt. Wenn es um 
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zentrale Verfassungswerte geht, dürfen wir 
Lehrer nicht „neutral“ sein.  
Souveränes Auftreten vor der Klasse, eine gute 
Beziehung zu den Schülern, sichere Fachkennt-
nisse, Interesse an aktuellen politischen Ent-
wicklungen (und den unterschiedlichen Positi-
onen hierzu), die eigene Auseinandersetzung 
mit den wichtigsten Verfassungswerten 
(„Grundrechtsklarheit“) helfen im Umgang mit 
extremistischen Schüleräusserungen ebenso 
wie das gedankliche Durchspielen der oben 
aufgeführten vier Optionen spontaner Reak-

tion. Eine wirklich nachhaltige Extremismusbe-
kämpfung kommt ohne ein überzeugendes Ein-
treten des Lehrers für die Werte der Aufklärung 
und der offenen Gesellschaft im Sinne einer 
langfristig angelegten Präventionsstrategie je-
doch nicht aus. 
 
 
Ulrich Schnakenberg unterrichtet Geschichte 
und Sozialwissenschaften am Gymnasium in 
den Filder Benden in Moers (D) und ist Fachlei-
ter am Studienseminar Oberhausen. 

 
 
Weiterführende Literatur: 
Grundrechtsklarheit, Wertevermittlung, Demokratieerziehung. Eine Handreichung für hessische Lehr-
kräfte, hrg. v. Hessisches Kultusministerium, Wiesbaden 2019. Online: https://kultusministerium.hes-
sen.de/sites/default/files/media/hkm-grundrechtsklarheit_internet_komplett2.pdf  
Gerd Hepp, „Werterziehung im politischen Unterricht. Anmerkungen zu ihrer Notwendigkeit, Reich-
weite und zur aktuellen Legitimitätsproblematik“, in: Soziologie, Politik, Geschichte in der Lehrerbil-
dung, hg. v. Uwe Uffelmann, Weinheim 1990, S. 99-114. 
Richard Meng, „Am Leben vorbei?“, in: POLIS 3/2017. S. 24f. 
Ulrich Schnakenberg, „Ich will nicht, dass Deutschland noch mehr Flüchtlinge aufnimmt.“ – Die Be-
handlung der Flüchtlingskrise im Politikunterricht im Spannungsfeld von Emotionen, Empathieförde-
rung und Beutelsbacher Konsens, in: Politisches Lernen 34, 3-4 (2016), S. 23-27.  
Ulrich Schnakenberg, „Schaffen wir das wirklich? Wie kontrovers Politiklehrer ein strittiges Thema wie 
die Flüchtlingskrise behandeln dürfen“, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 1. Dezember 2016, S. 8. 
Ulrich Schnakenberg, „Schon in der Schule die Schere im Kopf", in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 
16. Mai 2019. 
Bjorn Wansink, „Des professeurs (d’histoire) confrontés à des dénégations aux Pays-Bas“, in: Revue 
internationale d’éducation de Sèvres, 77, 2018, S. 49-58. 
Hans-Georg Wehling, „Konsens à la Beutelsbach“, in: Siegfried Schiele/Herbert Schneider (Hrsg.): Das 
Konsensproblem in der politischen Bildung. Stuttgart 1977, S. 179f.  
Klaus Waldmann, „Kann wertfrei über Demokratie informiert und diskutiert werden?“, in: Journal für 
politische Bildung, 2/2019, S. 26-31. 
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Rechtspopulistische und rechtsextreme Texte im Unterricht 
Ein Analyseansatz auf der Grundlage von Jörn Rüsens Triftigkeitsprüfung 
 
Jan Scheller 
 
Politische Bildung verfolgt u. a. das Ziel, kri-
tisch denkende und mündige Bürger*innen 
auszubilden. Schüler*innen sollen darüber 
hinaus demokratische Werte kennen und 
schätzen lernen sowie zu verteidigen wissen. 
Vor diesem Hintergrund steht die Frage im 
Raum, ob und wie mit demokratiefeindlichen 
Positionen im Geschichts- und Politikunter-
richt umgegangen werden soll. Der vorlie-
gende Beitrag erörtert zunächst das Für und 
Wider des Einsatzes demokratiefeindlicher 
Texte im Unterricht. Anschliessend will er am 
konkreten Beispiel zeigen, wie rechtspopulis-
tische und -extreme Argumentationen im Un-
terricht analysiert werden können. Das – auch 
für andere Texte nutzbare – Analyseinstru-
ment wird knapp theoretisch vorgestellt und 
dann ausführlich am konkreten Beispiel mit 
Arbeitsaufträgen angewendet. 
 
Sollten rechtspopulistische und -extreme Ma-
terialien überhaupt im Unterricht eingesetzt 
werden? Die Antworten zu dieser Frage fallen 
in Schule und Wissenschaft divers aus. Dage-
gen sind diejenigen, die befürchten, dass durch 
wiederholtes Thematisieren eine Normalisie-
rung und Enttabuisierung rechter Argumentati-
onen droht und die Grenzen des Sagbaren im-
mer weiter verschoben werden. Schüler*innen 
sollen gar nicht erst Gefallen an solchen Ideen 
finden. Andere meinen, dass angesichts der 
Präsenz rechtspopulistischer Argumente im ge-
sellschaftlichen Diskurs die Vorerfahrungen der 
Schüler*innen aufgegriffen und entlarvt wer-
den müssten. Die Auseinandersetzung mit de-
mokratiefeindlichen Positionen sei vonnöten, 
um sie als solche identifizieren zu können. 
 
Der Beutelsbacher Konsens 
Politische Bildung birgt das Risiko, Schüler*in-
nen zu indoktrinieren und zu manipulieren. Um 
dem vorzubeugen, wurden 1976 im Rahmen 
des Beutelsbacher Konsenses Verhaltensmaxi-
men für Lehrpersonen formuliert. Der Beutels-
bacher Konsens geniesst bis heute im deutsch-
sprachigen Raum eine hohe Anerkennung. 
 

Seine Maximen sind  
• das Kontroversitätsgebot: bei der Be-

handlung kontroverser Themen müs-
sen im Unterricht auch kontroverse 
Argumente zur Sprache kommen.  

• das Überwältigungsverbot: Schüler*in-
nen müssen jederzeit in der Lage sein, 
selbstständig eigene Urteile entwi-
ckeln zu können. Daher darf ihnen von 
der Lehrperson nicht lediglich eine 
Meinung präsentiert bzw. die Mei-
nung der Lehrperson als alternativlos 
dargestellt werden.  

• die Schülerorientierung: Schüler*in-
nen müssen in die Lage versetzt wer-
den, politische Situationen analysieren 
und beeinflussen zu können. 

 
Die Bestimmungen des Beutelsbacher Konsen-
ses können zu zwei Missverständnissen führen, 
die im Folgenden ausgeräumt werden sollen. 
Zum einen bedeutet das Prinzip der Kontrover-
sität nicht, alle im gesellschaftlichen Diskurs 
vertretenen Ansichten (inkl. Verschwörungs-
theorien) zu einem Thema im Unterricht be-
rücksichtigen zu müssen. Das Spannungsver-
hältnis zwischen Kontroversitätsgebot und not-
wendiger didaktischer Reduktion erlaubt den 
Lehrpersonen, eine Auswahl zu treffen. Wich-
tig ist lediglich, vor allem bei gesellschaftlich 
umstrittenen Themen die Schüler*innen mit 
mehr als einer Position zu konfrontieren.  
Zum anderen wurde aus dem Überwältigungs-
verbot der Fehlschluss abgeleitet, Lehrperso-
nen dürften im Unterricht ihre eigene politi-
sche Meinung nicht äussern. Dem ist nicht so, 
nur muss die Lehrperson auch andere Meinun-
gen in den Unterricht transportieren, und sie 
darf die Schüler*innen nicht einseitig im Sinne 
ihrer politischen Ansichten beeinflussen. Die 
Schüler*innen müssen jederzeit auch andere 
Meinungen vertreten dürfen und dürfen nicht 
durch Notendruck o. ä. gezwungen werden, die 
politische Meinung der Lehrperson zu über-
nehmen. 
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Dabei gilt für Lehrpersonen und Schüler*innen 
jedoch die Einschränkung, dass demokratie-
feindliche Positionen als solche zu kennzeich-
nen sind und darüber hinaus deutlich zu ma-
chen ist, dass diese nicht tolerabel sind. Nicht 
zu billigen sind Meinungsäusserungen, die 
Merkmale einer Demokratie grundsätzlich ne-
gieren, wie z.B. freie und geheime Wahlen, das 
Mehrheitsprinzip, unabhängige Medien, Ge-
waltenteilung, Rechtsstaatlichkeit sowie den 
Schutz von Grund- und Menschenrechten wie 
z.B. den Gleichheitsgrundsatz, Meinungsfrei-
heit sowie den Schutz von Minderheiten. Im 
Sinne der Verteidigung dieser Werte sollten 
Schüler*innen befähigt werden zu erkennen, 
wann diese verletzt werden. 
 
Das Analyseinstrument: Jörn Rüsens Triftig-
keitsprüfung 
In Geschichte und Politischer Bildung sind 
Texte in den seltensten Fällen weder eindeutig 
wahr noch eindeutig unwahr. Einzelne Positio-
nen schlicht als „wahr“ oder „unwahr“ zu be-
zeichnen, suggeriert ein endgültiges, objekti-
ves Urteil, obwohl es doch darauf ankommt, 
Positionen hinsichtlich der ihnen zugrunde lie-
genden Argumente und Wertvorstellungen zu 
erschliessen und einzuschätzen. Daraus ergibt 
sich bei der Analyse von Texten die Notwendig-
keit, andere Kriterien für ihre Beurteilung zu 
finden. In den gesellschaftswissenschaftlichen 
Schulfächern bietet sich dafür das Konzept der 
Triftigkeiten an. Es stammt von Jörn Rüsen und 
soll in diesem Kontext dabei helfen zu klären, 
wie plausibel die Argumentation eines Textes 
ist. Man kann – für Politische Bildung leicht 
adaptiert – auf drei verschiedenen Ebenen die 
Glaubwürdigkeit eines Textes beurteilen: 

• Auf der Ebene der narrativen Triftig-
keit geht es darum, wie logisch der 
Text sprachlich aufgebaut ist, also ob 
es widersprüchliche, unklare oder un-
logische Bestandteile innerhalb eines 
Textes gibt, z. B. einzelne Argumente 
nicht zur Gesamtthese des Textes pas-
sen. 

• Auf der Ebene der empirischen Triftig-
keit geht es darum, wie gut die Argu-
mente durch überprüfbare Zahlen, 
Daten, Fakten o. ä. belegt sind. 

• Auf der Ebene der normativen Triftig-
keit geht es darum, auf welchen Wert-
vorstellungen die Argumentation des 

Textes fusst. Idealerweise legt dies der 
Text von selbst offen, allerdings 
kommt dies in den wenigsten Texten 
vor. Triftig wäre eine Argumentation 
dann, wenn sie mit den in der Gesell-
schaft überwiegend vorherrschenden 
Werten, also in unserem Fall mit de-
mokratischen Werten wie Grund- und 
Menschenrechten, in Einklang steht. 

 
Zusammengefasst sind diese drei Triftigkeiten 
Hilfsmittel dafür zu beurteilen, wie plausibel 
die Argumentation eines Textes ist. Im Sinne ei-
nes pluralistisch-demokratischen Systems sind 
Argumentationen in den seltensten Fällen „ab-
solut plausibel“ bzw. „in keiner Weise plausi-
bel“, viel öfter werden Argumentationen „eher 
plausibel“ oder „eher nicht plausibel“ sein. Im 
Hinblick auf die Arbeit mit rechtspopulistischen 
bzw. -extremen Texten bietet das Set der Trif-
tigkeiten die Möglichkeit, ganz konkret aufzu-
zeigen, inwiefern eine Argumentation nicht 
plausibel ist. Wie auch das folgende Beispiel 
weisen rechtspopulistische bzw. -extreme 
Texte nämlich oft eine hohe narrative Triftig-
keit auf und wirken so beim ersten Lesen 
durchaus überzeugend. Erst bei näherer Ana-
lyse der empirischen und normativen Triftigkeit 
fällt auf, dass die Texte unplausibel sind, aber 
über die sprachliche Ebene eine Kohärenz und 
Plausibilität der Argumentation vortäuschen. 
 
Konkretes Beispiel für den Unterricht: Die 
Analyse eines Textes aus der Parteizeitung 
„Schweizer Demokrat“ 
Wie die Prüfung der Triftigkeiten im Schulun-
terricht erfolgen kann, wird im Folgenden an-
hand eines Artikels aus der SD-Parteizeitschrift 
„Schweizer Demokrat“ aus dem Jahr 2012 de-
monstriert. Der Beitrag wurde von der zustän-
digen Strafverfolgungsbehörde hinsichtlich Art. 
261bis StGB (Herabsetzung oder Diskriminie-
rung) geprüft. Sie hat entschieden, dass kein 
Verfahren eröffnet wird (http://www.ekr.ad-
min.ch/dienstleistungen/d524/2012-
024N.html). Dies steht einer normativen Trif-
tigkeitsprüfung im Unterricht jedoch nicht im 
Wege, da eine Triftigkeitsprüfung in Wissen-
schaft und Unterricht zu anderen Ergebnissen 
führen kann als die juristische Prüfung eines 
Sachverhaltes. Oder in anderen Worten: nicht 
alles Gesagte und Geschriebene, was mit den 
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allgemeinen Grund- und Menschenrechten 
nicht in Einklang steht, ist auch strafbar. 
 
Benötigtes Vorwissen 
Die Schüler*innen benötigen zur Bewältigung 
der Aufgaben folgendes Vorwissen: 
- Sie kennen die Bestandteile eines Arguments 
(These, Begründung, Erläuterung) und können 
sie in Fallbeispielen identifizieren und 
- Sie kennen die Grund- und Menschenrechte 
und können Aussagen dahingehend prüfen, ob 
sie mit ihnen vereinbar sind. 
 
Aufgabenstellungen und Lektionsverlauf 
Zu Beginn erschliessen die Schüler*innen 
Struktur und Inhalt des Textes. Dazu erfassen 
sie die Gliederung des Textes und die Abfolge 
der einzelnen Argumente, und sie formulieren 
eine Kernthese des gesamten Textes. Sie kön-
nen z. B. die unterschiedlichen Argumente im 
Text mit unterschiedlichen Farben markieren 
oder die einzelnen Bestandteile der Argumen-
tation unterschiedlich zu unterstreichen. 
Nun wird die narrative (Aufgabe 2), empirische 
(Aufgabe 3) und normative Triftigkeit (Aufgabe 
4) geprüft. Die Reihenfolge der Aufgaben 2-4 
kann beliebig verändert werden. Auch eine ar-
beitsteilige Beantwortung ist möglich, die Lehr-
person sollte in diesem Falle nur darauf achten, 

dass ein Lernender beim nächsten Mal eine an-
dere Triftigkeitsprüfung durchführt. Die Stich-
punkte unter den Aufgaben 2-4 stellen jeweils 
Scaffolds (Hilfen) für die Schüler*innen dar, um 
den komplexen Arbeitsauftrag lösen zu kön-
nen. Je nach Leistungsvoraussetzungen der 
Lernenden kann die Lehrperson diese Hilfen 
noch ausführlicher gestalten oder gar weglas-
sen. Die Stichpunkte stellen allerdings keine 
abhakbare Liste an Kriterien dar, d. h. ein Text 
gilt nicht automatisch als „empirisch nicht trif-
tig“, wenn drei der vier Unterpunkte mit „nein“ 
beantwortet werden. 
 
Bei Aufgabe 5 werden die Schüler*innen dazu 
aufgefordert, ihre Analyseergebnisse zur narra-
tiven, empirischen und normativen Triftigkeit 
des Textes zu bündeln, indem sie beurteilen, in-
wiefern der Text insgesamt plausibel ist. Hier 
wird neben einer Zusammenfassung der we-
sentlichen Analyseergebnisse aus den Aufga-
ben 2-4 ein dazu passendes Fazit (triftig, eher 
triftig, eher nicht triftig, nicht triftig) erwartet. 
 
 
Jan Scheller ist Geschichts- und Geographieleh-
rer und wissenschaftlicher Assistent am Zen-
trum für Politische Bildung und Geschichtsdi-
daktik am Zentrum für Demokratie Aarau. 

 
Aufgaben 

1.) Gliedere den Text anhand seiner Argumentationsstruktur. Unterscheide dabei zwischen 
These, Begründung und Erläuterung. Formuliere anschliessend die Kernthese des Autors. 

2.) Prüfe, inwiefern der Text aus sprachlicher Sicht logisch und nachvollziehbar ist. Mögliche Kri-
terien sind: 

a. Enthält der Text Gedankensprünge? 
b. Enthält der Text Sätze oder Absätze, die inhaltlich nicht zum übrigen Text passen? 
c. Enthält der Text widersprüchliche Aussagen? 

3.) Prüfe, inwiefern der Text aus inhaltlicher Sicht überzeugend begründet und belegt ist. Mögli-
che Kriterien sind: 

a. Werden die Thesen im Text begründet? 
b. Sind die Begründungen durch nachprüfbare Zahlen/Daten/Fakten belegt? 
c. Passen die Zahlen/Daten/Fakten zur aufgestellten These? 
d. Wird auf Gegenargumente bzw. der These widersprechende Zahlen/Daten/Fakten 

eingegangen? 
4.) Prüfe, inwiefern der Text auf demokratischen Wertvorstellungen beruht. Demokratische 

Wertvorstellungen sind: 
a. Recht auf geheime und freie Wahlen 
b. Recht auf Gewaltenteilung 
c. Recht auf Rechtsstaatlichkeit 
d. Einhaltung der Grund- und Menschenrechte 

5.) Formuliere ein abschliessendes Urteil hinsichtlich der Frage, inwiefern die Argumentation 
triftig (= plausibel) ist. 
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Weiterführende Literatur: 
Bramann, Christoph: Populismus in politischen Manifestationen erkennen – Ein Unterrichtskonzept für 
die Sekundarstufe I, in: Forum Politische Bildung (Hrsg.): Informationen zur politischen Bildung (Nr. 43, 
2018), online verfügbar unter: http://www.politischebildung.com/pdfs/fpb-43-medien.pdf. 
Unterrichtskonzept, welches sich explizit mit dem Erkennen populistischer Textelemente beschäftigt. 

Köster, Manuel: Alternative Fakten? Die sprachliche Konstruktion des Faktizitätsanspruchs rechtspo-
pulistischer historischer Narrative, in: Zeitschrift für Geschichtsdidaktik 17 (2018), S. 72–86. 
Artikel, welcher aufzeigt, wie in rechtspopulistischen Geschichtsdarstellungen „Fakten“ und „Wahrheit“ 
konstruiert wird. 

Rüsen, Jörn: Historik: Theorie der Geschichtswissenschaft. Köln u. a. 2013. 
Das Konzept der Triftigkeiten wird auf den Seiten 57-62 ausgeführt. 

Material 
Artikel von Valentin J. Oehen (alt Nationalrat) in der Parteizeitung der Schweizer Demokraten, 2012. 
(gekürzt) 
 
1 Hat der Drang zur Selbstvernichtung etwas mit mangelnder Intelligenz (IQ) zu tun? 

Es gibt wissenschaftliche Untersuchungen, die beweisen, dass Völker mit einem tiefen IQ zu 
kriminellem Verhalten und zu existenzgefährdenden Verhaltensweisen neigen. – Wenn z.B. 
die serbischen Roma mit einem Intelligenzquotienten von nur 70 in unserer Gesellschaft  

5 kaum integrierbar sind und in aller Regel als „arbeitslose Analphabeten“ in der organisierten 
Kriminalität ihr „Brot“ verdienen, so erstaunt das eigentlich niemanden. 
Oder wenn die nigerianischen Asylbewerber aus einem Volk mit einem IQ von 67 vor allem 
als Drogendealer auffallen, so erweisen sich diese als hemmungslose Vernichter begabterer 
Volksgenossen – vor allem aber ihrer existenz-sichernden Geldgeber.  

10 Wenn die Schweizer – mit einem IQ von über 100 einen Trend zur Selbstzerstörung entwi-
ckeln, so fragt man sich unwillkürlich, ob der oben erwähnte Bezug tatsächlich stimmen 
möge. 
Seit den 50er-Jahren wird die Basis unseres Lebens – das Kulturland und die unberührte Na-
tur hemmungslos zubetoniert. 

15 Zur Finanzierung des schleichenden Selbstmordes verhökert man den Boden skrupellos nicht 
nur an die eigenen Landsleute, sondern auch an Ausländer jeglicher Provenienz. Sie müssen 
bloss über eine gut gefüllte Börse verfügen oder zumindest gerissene Vortäuscher grossen 
Reichtums irgendwo auf der Welt sein. 
Als vor 50 Jahren die Nationale Aktion gegründet wurde und sie in ihrem ersten programma- 

20 tischen Papier auf den Unsinn des wilden Wirtschaftswachstums und der massiven Einwan-
derung aufmerksam machte, wurde sie vor allem von bürgerlicher Seite aufs Massivste ge-
prügelt. Und nun hat einer ihrer Exponenten, der inzwischen verstorbene Prof. E. Stäuble, 
am 14. November 2008 folgende Erklärung veröffentlicht (Zitat): 
Bis im Jahre 2030 wächst die Bevölkerung der Schweiz um über neun Prozent auf 8,4 Millio- 

25 nen Einwohner. – Mit der Zunahme der Bevölkerung wächst auch der Bedarf an Wohnungen, 
damit der Bedarf an Bauland. In der Schweiz wird in jeder Sekunde ein Quadratmeter Land 
verbraucht. 8,4 Millionen Einwohner, das bedeutet auch einen Mehrverbrauch an Energie 
von 22 Milliarden Kilowattstunden, 300’000 Autos mehr, 210'000 Tonnen mehr Siedlungsab-
fall pro Jahr. 

30 Wie wird das einmal enden? Ewig kann doch das so nicht weitergehen. Die Aufnahmefähig-
keit unseres Landes hat doch ihre Grenzen. […] 
Schon 1969 warnte der damalige UNO-Generalsekretär U Thant, zur Lösung der aus dem 
Dauerwachstum (Bevölkerung, Ressourcenverbrauch, Umweltverschmutzung usw.) resultie-
renden Probleme stünde nach seiner Schätzung noch ein Jahrzehnt zur Verfügung. Dann aber  

35 würden die Probleme unlösbar sein. 
Schweizer Demokrat, Nr. 4 (2012), S. 3, http://www.schweizer-demokraten.ch/parteizeitung/2012.shtml 
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Unterrichtsideen 

Die Fieberkurve der Überfremdung 
Ausländerstatistik in der politischen Kommunikation der Schweiz im 20. Jahrhundert 
 
Kijan Espahangizi 
 
Zielgruppe: Sekundarstufe II 
Methoden: Klassengespräch, Quellenarbeit, Einzel- und Partnerarbeit 
Lektionenzahl: 2 
 
Rund ein Viertel der permanenten Wohnbevöl-
kerung der Schweiz sind heute Ausländerinnen 
und Ausländer. Es gibt kaum eine migrations-
politische Debatte in der Schweiz, in der nicht 
irgendwann der Ausländeranteil ins Feld ge-
führt wird. Sei es von denjenigen, die diese sta-
tistische Angabe zum Ausgang nehmen, um 
Ausschlussmechanismen wie etwa zu hohe Ein-
bürgerungshürden zu kritisieren. Oder aber 
von denjenigen, die an der Zahl eine unerhörte 
Überfremdung der Schweiz festmachen wol-
len. Häufig bleibt es nicht nur bei der Nennung 
einer Zahl. Auch die Kurve, mit der die Entwick-
lung des Ausländeranteils in der Zeit grafisch 
darstellt wird, gehört zum festen Inventar der 
politischen Ikonografie der Schweiz. Dabei mo-
bilisiert ihr Verlauf, etwa der deutliche Anstieg 
seit dem Zweiten Weltkrieg von 5 % auf über 
25 %, historisch eingespielte und immer wieder 
politisch abrufbare Gefühlsregungen bzw. af-
fektive Reaktionen wie Angst, Sorge, Empö-
rung, Wut. 
Die grafische Darstellung des Ausländeranteils 
findet sich nicht nur in Werbematerial für Ab-
stimmungskampagnen, sondern zuweilen auch 
in Lehrbüchern für den Geschichtsunterricht 
(Material 1 und 2).25 Die Kurve wird hier jedoch 
nicht als interpretationsbedürftige historische 
Darstellungsform präsentiert, sondern als il-
lustrative Info-Grafik zum besseren Verständ-
nis der Geschichte ausländerpolitischer Debat-
ten. Als liesse sich allein aus dem Verlauf des 
Ausländeranteils – etwa beim starken Anstieg 
in den 1950er und 1960er Jahren – gleichsam 
natürlich die „Hitze“ der Überfremdungsdebat-
ten in der schweizerischen Öffentlichkeit ablei-
ten, wie bei einer Fieberkurve.  

 
25 Helmut Meyer u.a.: Die Schweiz und ihre Geschichte. 
Zürich 1998, S. 347. 
26 Damir Skenderovic und Gianni D'Amato: Mit dem 
Fremden politisieren. Rechtspopulistische Parteien und 

Ein derart reproduzierender Umgang mit der 
Ausländerstatistik übersieht, dass es sich hier 
nicht um eine neutrale Informationsquelle han-
delt. Die ikonische Darstellung der Ausländer-
kurve ist vielmehr selbst ein Aktivposten in der 
Geschichte Schweizerischer Ausländerpolitik, 
der die gesellschaftliche Vorstellung von 
„Überfremdung“ und nicht zuletzt auch Regie-
rungshandeln über hundert Jahre lang mitge-
prägt hat. Die grafische Darstellungsform ent-
wickelte sich parallel zum Begriff der Über-
fremdung – ein Schweizerdeutscher Neologis-
mus des frühen 20. Jahrhunderts – und bot da-
bei ein visuelles Medium, durch das die ab-
strakte Grösse „Überfremdung“ quantifizier-
bar, aber eben auch anschaulich wurde.  
Nach dem Zweiten Weltkrieg war die „Fieber-
kurve der Überfremdung“ in der politischen 
Kommunikation bereits verankert und funktio-
nierte ohne weitere Erläuterung intuitiv. Dies 
lässt sich in den hitzigen Debatten rund um das 
„Problem der ausländischen Arbeitskräfte“ be-
obachten. Die Referenz auf den wachsenden 
Ausländeranteil spielte ab den 1960er Jahren 
eine zentrale Rolle nicht nur für den Aufstieg 
der rechtspopulistischen Antieinwanderungs-
bewegung,26 allen voran der Nationalen Aktion 
gegen die Überfremdung von Volk und Heimat, 
kurz NA (Material 5), sondern damit zusam-
menhängend auch für die Einführung der soge-
nannten „Stabilisierungspolitik“ durch den 
Bundesrat (Material 6). Was stabilisiert werden 
sollte, war eben jener Ausländeranteil, der ab 
Ende der 1960er Jahre mit neuen statistischen 
Methoden und Datenbanken wie dem Anfang 
der 1970er Jahre eingeführten Zentralen Aus-
länderregister ZAR noch genauer bestimmt 

Migrationspolitik in der Schweiz seit den 1960er Jahren. 
Zürich 2008. 
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wurde. Nach der nur knapp gescheiterten Ab-
stimmung zur Initiative gegen Überfremdung 
der NA von 1970, deren Ziel es war, den Aus-
länderanteil in den Kantonen (bis auf Genf) auf 
10 % zu begrenzen, wurden diese Bemühungen 
weiter verstärkt. Die sogenannte Schwarzen-
bach-Initiative hatte in der Folge einen prägen-
den Einfluss auf die Schweizer Ausländerpolitik 
und jährt sich – für den Geschichtsunterricht 
nicht uninteressant – 2020 zum 50. Mal. 
Die Auseinandersetzung mit der Ausländersta-
tistik im Geschichtsunterricht bietet daher eine 
gute Möglichkeit, historische Entwicklung und 
Fortwirken des Schweizer Überfremdungsdis-
kurses vom frühen 20. Jahrhundert bis heute 
aus einer medien- und kulturhistorischen Sicht 
zu vergegenwärtigen und kritisch zu reflektie-
ren. Die SuS lernen dabei, dass die in der heuti-
gen politischen Kommunikation so natürlich 
wirkende Verknüpfung zwischen der Darstel-
lung des statistischen Sachverhalts „Ausländer-
anteil in der Schweizer Bevölkerung“ und der 
Bedrohungswahrnehmung durch Überfrem-
dung historisch gemacht ist. Diese historische 
Erkenntnis hat das Potenzial, einen Reflexions-
raum zu eröffnen, in dem die SuS der Frage 
nachgehen können, ob ggfs. auch andere Asso-
ziationen von Bildern, Narrativen, Grafiken und 
Affekten in der migrationspolitischen Kommu-
nikation denkbar und sinnvoll wären. 
 
Verlauf der Unterrichtssequenz 
 
1. Einstieg 
Die Unterrichtssequenz geht in einem ersten 
Schritt von heutigen Migrationsdebatten bzw. 
der typischen engen Verbindung zwischen Bil-
dern und Affekten aus. Sie knüpft damit direkt 
an die kognitive und sinnliche Erfahrungswelt 
der SuS an. Als Einstieg dient ein Wahlwerbe-
Flyer der SVP von 2015 (Material 7), bei dem 
die Ausländer-Kurve eine zentrale Rolle spielt. 
Durch Farbgebung und die Textelemente wird 
die statistische Darstellung in eine eindeutige 
politische Gesamtbotschaft eingefügt.  
Nach einem zunächst nur wenige Sekunden 
dauernden Anblick der Darstellung werden die 
SuS gebeten, ihre ersten Eindrücke und speziell 
auch Affekte zu dem Flyer im Klassengespräch 
zu sammeln. Die SuS verstehen die 

 
27 Grundlegend zur Geschichte des Überfremdungsdis-
kurses in der Schweiz: Patrick Kury: Über Fremde reden. 

Verknüpfung zwischen ansteigender Auslän-
derkurve, wachsender Überfremdung und na-
tionaler Bedrohung erfahrungsgemäss intuitiv.  
 
2. Problematisierung 
Bei der anschliessenden, eingehenderen Ana-
lyse der vielen Bildelemente und deren durch-
aus komplexem Zusammenspiel stellt sich die 
Frage, warum der Flyer offensichtlich auf den 
ersten Blick funktioniert. Die Hinzunahme einer 
zweiten Quelle (Material 3 und 4) aus dem frü-
hen 20. Jahrhundert, der Entstehungszeit des 
Überfremdungsdiskurses, geht einer mögli-
chen historischen Erklärung hierfür nach: Heu-
tige politische Ikonografien ziehen ihre Stärke 
daraus, dass sie über lange Zeiträume erprobt 
und eingespielt sind, mit der politischen Sozia-
lisation von jeder Generation neu angeeignet 
und daher auch unbewusst entschlüsselt wer-
den können, mental und affektiv.  
 
3. Erarbeitung I 
Genau hundert Jahre vor dem SVP-Wahlflyer 
von 2015 erschien die Streitschrift Unsere 
Fremdenfrage des damaligen Zürcher Armen-
sekretärs Carl A. Schmid, einem der Väter des 
Schweizer Überfremdungsdiskurses.27 Schon 
1915 wurde das damals noch junge Konzept 
der Überfremdung nicht nur durch Worte ver-
mittelt, sondern auch durch die grafische Dar-
stellung des Ausländeranteils, in absoluten und 
relativen Zahlen. Die quellenkritische Zusam-
menschau von Bild und Text ermöglicht den 
SuS, dem Überfremdungsdiskurs „im Werden“ 
zuzuschauen. Narrative, Zahlen und Grafiken 
werden hier zu einem neuen Bedrohungssze-
nario verwoben, das auf einen Begriff gebracht 
wird: Überfremdung. 
Es gibt viele Möglichkeiten und unterschiedli-
che Quellen, um der Fieberkurve der Über-
fremdung im Kontext der Fremdarbeiter-De-
batten der 1950er bis 1970er Jahre und der 
zweiten „Schwarzenbach-Initiative“ bei der Ar-
beit zuzuschauen, von Pamphleten der NA bis 
hin zu Stellungnahmen des Bundesrates.  
 
4. Erarbeitung II 
Für eine weitere medienhistorisch ergiebige 
Quellenarbeit bietet sich eine Sendung des CH 
Magazins im Schweizer Fernsehen vom 8. Juni 

Überfremdungsdiskurs und Ausgrenzung in der Schweiz 
1900–1945. Zürich 2003. 
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1982 an.28 Die Rückschau auf „20 Jahre Über-
fremdungsdebatte“ folgt narrativ auch hier be-
zeichnenderweise der Entwicklung des Auslän-
deranteils. Die kurze Sendung gliedert die his-
torische Erzählung zu den zwei Dekaden in Ab-
schnitte, die jeweils durch eine Stimme aus 
dem Off mit einer Jahreszahl eingeleitet wer-
den, gefolgt von der Anzahl der Ausländer in 
dem Jahr, der zahlenmässigen Zu- bzw. Ab-
nahme zum vorherigen Abschnitt sowie der 
Entwicklung des politischen Klimas. Beispiels-
weise: „1965. Es befinden sich 810'000 Auslän-
der im Land. In drei Jahren 123'000 mehr. Auf 
der Welle der Angst vieler Schweizer vor der 
massiv steigenden Zahl der Fremdarbeiter rei-
ten die Zürcher Demokraten voran.“ Die narra-
tiven Zäsuren, die durch diese formelhaften 
Übergänge zwischen den einzelnen Zeitab-
schnitten der historischen Erzählung markiert 
sind, werden durch ein wiederkehrendes Car-
toon-artiges Bild (Material 8) visuell betont: 
Vier Männer mit dunklen Haaren und Schnurr-
bärten – für ZeitgenossInnen klar als Ausländer 
entzifferbar – stehen vor einem Alpenszenario 
mit einer den Himmel im Hintergrund ausfül-
lenden Schweizerfahne. Die jeweils auf diese 
kurzen Übergangssequenzen folgenden Detail-
Darstellungen der politischen Entwicklungen 
werden dann jedoch durch dokumentarische 
Quellen und historische Filmaufnahmen unter-
legt und illustriert. 
Die Fieberkurve der Überfremdung kommt in 
der Sendung von 1982 nicht grafisch zur Dar-
stellung, sondern in der Struktur der Erzählung. 
Um sich dies vor Augen führen zu können, er-
halten die SuS den Auftrag, die narrative Fie-
berkurve mit Hilfe einer vorbereiteten Tabelle 
(Material 9) zu visualisieren – durch das Eintra-
gen von Kreuzen, mit denen sie festhalten kön-
nen, wie sie die Entwicklung der in der Sendung 
dargestellten „Hitze“ der Überfremdungsde-
batten wahrnehmen.  
Das enge Zusammenspiel von Ikonografie, Nar-
rativen, Zahlen und Affekten in der politischen 

Kommunikation der Überfremdung wird für die 
SuS durch die eigenhändige Übersetzung von 
Wort in Bild besonders augenfällig. Zugleich 
stärkt der praktische Nachvollzug der Herstel-
lung der Fieberkurve durch die SuS das Be-
wusstsein für die historische Gemachtheit die-
ser Assemblage politischer Kommunikation, 
und darauf aufbauend potenziell auch das Be-
wusstsein für die Möglichkeit, andere, alterna-
tive Bedeutungsassoziationen herzustellen – 
um die es im letzten Teil der Unterrichtsse-
quenz geht. 
 
5. Transfer 
Die Lektion schliesst mit einem Experiment in 
kontrafaktischer Geschichte. Die SuS schlüpfen 
in die Rolle von politischen spin doctors, die im 
Vorfeld der Schwarzenbach-Initiative für eine 
positivere Haltung zu Einwanderung werben 
sollen. Die Aufgabe ist, die Ausländerstatistik 
mit anderen Informationen zu neuen politi-
schen Botschaften verknüpfen. Dazu erhalten 
sie eine Auswahl statistischer Kurven, die den 
Anstieg des Ausländeranteils in der Nachkriegs-
zeit in ein anderes Licht rücken: zum Beispiel 
der Anstieg des Bruttoinlandsprodukts, der Le-
benserwartung, von Konsum- und Freizeitakti-
vitäten in der Schweiz der Nachkriegszeit. Der-
artige statistische Darstellungen zum Entste-
hen der Wohlstandsgesellschaft in der Nach-
kriegszeit finden sich in allen gängigen Ge-
schichtslehrbüchern für Mittelschulen. In Part-
nerarbeit bereiten die SuS je einen kurzen pitch 
für eine fiktive Pressekonferenz vor, in dem sie 
diese Elemente zu neuen Erzählungen verbin-
den, die die historisch etablierte und heute so 
natürlich wirkende feste Verdrahtung von stei-
gendem Ausländeranteil und Bedrohungssze-
nario durch Überfremdung kontrastieren. 
 
 
Kijan Espahangizi ist Historiker und Geschäfts-
führer des Zentrums „Geschichte des Wissens“ 
an der ETH und Universität Zürich. 

 

 
28 Zugriff und Bestellung über das SRF Medienarchiv 
FARO. 
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Material 1 
Grafik zur Entwicklung der ausländischen Wohn-
bevölkerung in der Schweiz. 
Aus: Helmut Meyer, Die Schweiz in ihrer Ge-
schichte. Zürich 1998, S. 347. 
 

 

Material 2 
Textauszug über Konflikte im Zusammenhang 
mit der Einwanderung 
Aus: Helmut Meyer, Die Schweiz in ihrer Ge-
schichte. Zürich 1998, S. 347 f. 
 
Max Frischs Wort „Man rief Arbeitskräfte, und es 
kamen Menschen“ weist darauf hin, dass die sozi-
alen Aspekte der Masseneinwanderung zunächst 
ganz ungenügend erkannt wurden. Sich an die 
schweizerischen Sitten und Sprachen zu gewöh-
nen und dennoch ein Stück der eigenen kulturel-
len Identität zu bewahren, war für die Einwande-
rer schwierig, meist umso schwieriger, je weiter 
her sie kamen. Auch für ihre Kinder – die „zweite 
Ausländergeneration“ – war es oft schwer, sich 
zwischen den Erwartungen der Schule und der Ar-
beitgeber, der Lebensweise der gleichaltrigen 
Schweizer und den Traditionen und Regeln des El-
ternhauses zurechtzufinden. In grossen Teilen der 
Schweizer Bevölkerung führte die Masseneinwan-
derung zu Abwehrreflexen und Ausländerfeind-
lichkeit; man fürchtete die Infragestellung schwei-
zerischer Werte – sei es nun durch ausländische 
Kinder in den Schulen oder durch ausländische 
Kriminelle –, aber auch die Konkurrenz um Ar-
beitsplatz und Wohnraum. Diese Tendenzen ent-
luden sich in Initiativen zur Verhinderung der 
„Überfremdung“ und im Wachstum einwande-
rungsfeindlicher Parteien. 
 

Material 3 
Grafik zur „Zunahme der Ausländer im Verhält-
nis zur Gesamtbevölkerungszahl» 
Aus: Carl A. Schmid: Unsere Fremdenfrage. Zü-
rich 1915, Abbildung aus dem Anhang. 
 

 
 

Material 4 
Textauszug über die Bedrohung durch Einwande-
rung Anfang des 20. Jahrhunderts 
Aus: Carl A. Schmid: Unsere Fremdenfrage. Zürich 
1915, S. 10 f. 
 
Wenn wir den Dingen ungehindert freien Lauf las-
sen, so wird anno 1920 jeder fünfte und Anno 
1930 jeder dritte Einwohner der Schweiz ein Aus-
länder sein. Anno 1963 würde die Bevölkerung 
der Schweiz zur Hälfte aus Ausländern bestehen. 
Die Zahlen bedeuten nicht mehr und nicht weni-
ger, als dass die Lage, in der sich unser Vaterland 
befindet und die Zukunft, der es entgegen geht, 
beispiellos ernst ist. 
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Material 5 
Flugblatt der Nationalen Aktion (NA) zu den Nationalratswahlen vom 30./31. Oktober 1971 
 

 
(Foto: Sozialarchiv, 38.82 QS: 1971) 

 
Material 6 
Broschüre „Mitenand“ des Bundesrates, 1981 
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Material 7 
Inserat der Schweizerischen Volkspartei (SVP), 2015 
 

 
 
 
Material 8 
Filmstill aus „20 Jahre Überfremdung“. Eine Sendung des CH Magazins des Schweizer Fernsehens, 
1982 
 

 
 
 
Material 9 Beispieltabelle 
 

 

1980     1985                 1995                 2005                 2014                             2030

Gebürtige 
Schweizer

Ausländer

Eingebürgerte
seit 1980

Q
ue

lle
: S

EM
, B

FS

5,4
Mio.

4,0
Mio.

10,0
    Mio.

Zunahme der Bevölkerung in der Schweiz von 1985–2030

6,4
Mio.

7,0
Mio.

7,5
Mio.

8,2
Mio.

6,3
Mio.

5,2 Mio.

10 Millionen Einwohner 
in unserer Schweiz!  
Wollen wir das wirklich?

JETZT WÄHLEN GEHEN!

SETZEN SIE EIN ZEICHEN GEGEN ASYLMISSBRAUCH 

UND MASSLOSE ZUWANDERUNG!

Fragen zu den Wahlen?

Gratis Hotline: 

0800 002 444
SVP wählen.

Frei bleiben! 
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Unterrichtsideen 

Darf man in der Schweiz den Hitlergruss zeigen? 
Ein Themendossier 
 
Martin Pryde 
 
Zielgruppe: Sekundarstufe II 
Methoden: Plenumsdiskussion, Lektüre, Schreibauftrag 
Lektionenzahl: ca. 2 
 
Fälle, welche mit der Anti-Rassismus-Strafnorm 
in Konflikt geraten, werden in der Schweiz re-
gelmässig diskutiert. Sei es das Verhalten einer 
Privatperson im öffentlichen Raum, seien es 
Wahlplakate oder Äusserungen von Politikern, 
welche als diskriminierend eingestuft werden: 
Beispiele gibt es genügend. Für den Unterricht 
problematisch ist, dass meist gar nicht geklärt 
wird, was in der Schweiz juristisch relevant ist. 
Wie das Verhältnis zwischen Meinungsäusse-
rungsfreiheit und Diskriminierungsverbot kon-
kret juristisch festgeschrieben wurde, bleibt 
meist ausgespart und die Meinungen bilden 
sich in der Regel entlang der Bruchlinien der ei-
genen politischen Parteipräferenzen. 
Deshalb wird hier zu Beginn anhand eines et-
was länger zurückliegenden Falles den Schü-
ler*innen ein Zugang zur Strafnorm zu eröffnet. 
Ausgangspunkt bildet der Gesetzestext. Die 
Schüler*innen sollen in einem ersten Schritt in 
die Rolle der Richter*innen schlüpfen und ur-
teilen, ob – resp. unter welchen Bedingungen – 
der Hitlergruss in der Öffentlichkeit erlaubt 
sein könnte oder nicht.  
Anschliessend eröffnet das Urteil des Bundes-
gerichts eine Diskussion über Möglichkeiten 
und Grenzen der Anwendung der Strafnorm. 
Das Urteil zeigt gleichzeitig auch exemplarisch, 
wie in der Schweiz Gesetzestexte von Gerich-
ten interpretiert werden und als Präzedenzfälle 
dann für die Rechtsprechung wegweisend wer-
den. Da das Urteil des Bundesgerichtes in der 
Regel nicht deckungsgleich mit den Urteilen 
der Schüler*innen ist, soll danach anhand von 
Zeitungsartikeln aufgezeigt werden, in 

welchem Spannungsfeld sich die Rechtspre-
chung befindet. Zum Schluss sollen die Schü-
ler*innen fähig sein, ein differenziertes, eige-
nes Urteil zu fällen und sich dabei der juristi-
schen Grundlage sowie der gesellschaftspoliti-
schen Konsequenzen der eigenen Haltung be-
wusst sein.  
Wenn man die Thematik vertiefen will, kann 
man problemlos auf die unterschiedlichen An-
klagen aufgrund der Anti-Rassismus-Strafnorm 
eingehen und aufzeigen, in welchen Fällen es 
zu einer Verurteilung kam und in welchen 
nicht. Insbesondere Abstimmungsplakate von 
Parteien lassen sich gut als Diskussionsgrund-
lage einsetzen. Ebenso kann man die laufende 
Diskussion um die Erweiterung der Strafnorm 
auf andere Gruppen diskutieren, so wie es ak-
tuell im Parlament geschieht. 
Eine weitere sehr interessante Vertiefungs-
möglichkeit ist, die Schüler*innen legiferieren 
und eine Neuformulierung des Gesetzestextes 
versuchen zu lassen. Gültig wäre der neue Text 
aber erst dann, wenn eine Mehrheit der Klasse 
in einer Schlussabstimmung mit der neuen Ver-
sion einverstanden wäre. Dies stellt die Schü-
ler*innen vor die schwierige Frage, welche Per-
sonengruppen Teil der Strafnorm sein sollen, 
wie eng oder wie weit die Tatbestände gefasst 
werden sollen und wie abschliessend eine 
mehrheitsfähige Position erreicht werden 
kann. 
 
Martin Pryde unterrichtet Geschichte an der 
Kantonsschule Schaffhausen und ist Präsident 
des VSGS.
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Die Ausgangslage 
 
Material 1 
Auszug aus einem Urteil des Bundesgerichts 
Die Partei National Orientierter Schweizer (PNOS) führte am 8. August 2010 auf dem Rütli eine Veran-
staltung durch. Beim gemeinsamen Aufsagen des Rütlischwurs aus Friedrich Schillers „Wilhelm Tell“ 
machte ein Teilnehmer während etwa 20 Sekunden den Hitlergruss. Neben den rund 150 rechtsextre-
men Besucherinnen und Besuchern der Veranstaltung waren zur fraglichen Zeit auch einige unbetei-
ligte Wanderer und Spaziergänger anwesend. 

http://www.bger.ch/ Urteilsreferenz 6B_697/2013 (Stand 1.10.2019) 
 
 

Das Gesetz 
 
Material 2 
Strafnorm gegen Rassendiskriminierung 
Die Strafnorm gegen Rassendiskriminierung schützt die Würde und den Wert des Menschen. Artikel 
261bis des Schweizerischen Strafgesetzbuches (StGB) und Art. 171c des Schweizerischen Militärstraf-
gesetzbuches (MStG) stellen Handlungen unter Strafe, mit denen Menschen wegen ihrer Hautfarbe 
oder wegen ihres ethnisch-kulturellen Hintergrundes explizit oder implizit das gleichberechtigte Da-
sein abgesprochen oder ihnen gar das Existenzrecht verweigert wird. Die Handlungen sind aber nur 
dann verboten, wenn sie in der Öffentlichkeit begangen werden, d.h. unter den anwesenden Personen 
keine persönliche Beziehung bzw. Vertrauensverhältnis besteht. Die Schaffung der Strafnorm gegen 
Rassendiskriminierung gehörte gemäss den Artikeln 2 und 4 RDK zu den Pflichten der Schweiz.  
 
Hier der genaue Wortlaut der Strafnorm:  

• Wer öffentlich gegen eine Person oder eine Gruppe von Personen wegen ihrer Rasse, Ethnie 
oder Religion zu Hass oder Diskriminierung aufruft, 

• wer öffentlich Ideologien verbreitet, die auf die systematische Herabsetzung oder Verleum-
dung der Angehörigen einer Rasse, Ethnie oder Religion gerichtet sind, 

• wer mit dem gleichen Ziel Propagandaaktionen organisiert, fördert oder daran teilnimmt, 
• wer öffentlich durch Wort, Schrift, Bild, Gebärden, Tätlichkeiten oder in anderer Weise eine 

Person oder eine Gruppe von Personen wegen ihrer Rasse, Ethnie oder Religion in einer gegen 
die Menschenwürde verstossenden Weise herabsetzt oder diskriminiert oder aus einem dieser 
Gründe Völkermord oder andere Verbrechen gegen die Menschlichkeit leugnet, gröblich ver-
harmlost oder zu rechtfertigen sucht, 

• wer eine von ihm angebotene Leistung, die für die Allgemeinheit bestimmt ist, einer Person 
oder einer Gruppe von Personen wegen ihrer Rasse, Ethnie oder Religion verweigert, 

• wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft. 
http://www.ekr.admin.ch/themen/d154.html (Stand 1.10.2019). 

 
Arbeitsauftrag 

• Lesen Sie die Ausgangslage sowie die Strafnorm gegen Rassendiskriminierung. Urteilen Sie als 
Richter*in, ob der Hitlergruss in diesem Kontext strafbar war, und begründen Sie ihr Urteil 
konkret mit dem Gesetzestext. 
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Das Urteil 
 
Material 3 
Urteil des Bundesgerichts vom 28. April 2014 (6B_697/2013) 
 
Öffentlicher Hitlergruss nicht in jedem Fall strafbar 
Die öffentliche Verwendung des Hitlergrusses ist keine strafrechtliche Rassendiskriminierung, wenn da-
mit lediglich die eigene nationalsozialistische Gesinnung bekundet werden soll. Strafbar macht sich 
erst, wer mit der Geste bei Dritten Werbung für den Nationalsozialismus betreiben will. Das Bundesge-
richt hebt die Verurteilung eines Teilnehmers der rechtsextremen Rütli-Veranstaltung von 2010 auf. 
 
[…] Das Obergericht des Kantons Uri sprach den Betroffenen 2013 zweitinstanzlich der Rassendiskri-
minierung schuldig (nach Artikel 261bis Absatz 2 des Strafgesetzbuches). Die Strafrechtliche Abteilung 
des Bundesgerichts heisst die Beschwerde des Mannes gut und hebt seine Verurteilung auf. Gemäss 
Gesetz stellt das Verbreiten einer rassistischen Ideologie wie des Nationalsozialismus eine strafbare 
Rassendiskriminierung dar. Mit „Verbreiten“ ist dabei Werbung oder Propaganda gemeint. Wer den 
Hitlergruss in der Öffentlichkeit lediglich verwendet, um damit gegenüber Gleichgesinnten oder unbe-
teiligten Dritten seine eigene rechtsextreme Haltung zu bekunden, macht sich deshalb noch nicht straf-
bar. Erforderlich ist vielmehr, dass mit der Geste Drittpersonen werbend zu Gunsten des Nationalsozi-
alismus beeinflusst werden sollen. In diesem Sinne äusserte sich auch der Bundesrat (Bericht des Bun-
desrates vom 30. Juni 2010 zur Abschreibung der Motion 04.3224 betreffend ein Verbot der öffentli-
chen Verwendung rassistischer Symbole). Ob mit dem öffentlichen Hitlergruss im Einzelfall nur die ei-
gene Haltung kundgetan oder für den Nationalsozialismus geworben wird, ist aufgrund der konkreten 
Umstände zu entscheiden. Im vorliegenden Fall kommt das Bundesgericht zum Schluss, dass die Ge-
bärde des Betroffenen nicht dazu bestimmt war, bei Drittpersonen Propaganda zu betreiben und sie 
für die Ideologie des Nationalsozialismus zu gewinnen. 

http://www.bger.ch/  Urteilsreferenz 6B_697/2013 (Stand 1.10.2019). 
 
Arbeitsauftrag 

• Lesen Sie das Urteil des Bundesgerichtes. Nehmen Sie Stellung. Stimmen Sie eher den ersten 
Instanzen oder dem Bundesgericht zu? Begründen Sie Ihre Meinung und nehmen Sie dabei 
Bezug auf den Gesetzestext. 
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Das Medienecho zum Urteil 
 
Material 4.1 
Die politische Dimension der Strafnorm: Artikel im Tages-Anzeiger, 21. Mai 2014. Auszug 
 
Wann der Hitlergruss erlaubt ist 
Ein Mann machte an einer Veranstaltung der Partei National Orientierter Schweizer (Pnos) den Hit-
lergruss. Das Obergericht des Kantons Uri verurteilte ihn zu einer Geldstrafe – zu Unrecht. 
Das Urteil des Bundesgerichts zum Hitlergruss auf dem Rütli mache die Geste nicht akzeptabel. Mit 
diesen Worten reagierte die Präsidentin der Eidg. Kommission gegen Rassismus (EKR), Martine Brun-
schwig Graf, auf das jüngste Urteil zur Antirassismusstrafnorm. „Das Urteil bedeutet nur, dass es juris-
tisch keine Handhabe gegen den Hitlergruss gibt“, sagte Brunschwig Graf […]. 
 
Keine Ausweitung der Norm 
Die Frage, ob die Öffentlichkeit beteiligt war oder nicht, sei der Knackpunkt der Antirassis-
musstrafnorm, sagte Brunschwig Graf. Sie glaube aber nicht, dass die Schweizerinnen und Schweizer 
derzeit einverstanden damit wären, die Strafnorm auch auf den nicht-öffentlichen Bereich auszudeh-
nen. Angesichts von Bestrebungen im Parlament, die Antirassismusstrafnorm abzuschaffen, sei es viel-
mehr angezeigt, die Bevölkerung vom Nutzen der Norm zu überzeugen. […] 
 
Sorgfältig eingesetzte Strafnorm 
„Die erste Priorität der Kommission gegen Rassismus ist, dass die Antirassismusstrafnorm bestehen 
bleibt“, sagte Brunschwig Graf. Das Urteil des Bundesgerichts beweise, dass die Strafnorm mit Bedacht 
angewendet werde und die Meinungsäusserungsfreiheit dabei Gewicht habe. „Das Urteil ist der Be-
weis, dass die Strafnorm nicht überstrapaziert wird.“ Aus Sicht der EKR sei dieser Beweis unangenehm 
und enttäuschend, aber nicht überraschend. Denn bereits in früheren Urteilen habe das Bundesgericht 
die Strafnorm restriktiv ausgelegt, sagte die Kommissionspräsidentin. Das Volk hatte die Antiras-
simusstrafnorm 1994 mit 54,6 Prozent Ja-Stimmen angenommen. Dies, nachdem rechtsnationale 
Kreise dagegen das Referendum ergriffen hatten. (bru/sda) 

http://www.tagesanzeiger.ch/schweiz/standard/Wann-der-Hitlergruss-erlaubt-ist/story/11250832 (Stand 1.10.2019). 
 
 
Material 4.2 
Meinungsfreiheit und Strafnorm: Kommentar im Tages-Anzeiger, 23. Mai 2014. 
 
Im Zweifel gegen die Nazis 
Das Bundesgericht erlaubt den öffentlichen Hitlergruss. Das hat absurde Konsequenzen. 
Die ausländische Presse staunt: Auf dem Rütli, der wichtigsten Schweizer Wiese, darf man den Arm 
zum Hitlergruss heben. Das höchste Gericht hat dies so bestimmt. Auch im Inland herrscht Unverständ-
nis. Der „Blick“ nennt das Urteil eine „Schande für die Schweiz“. Experten sagen, es „spiele Rechts-
extremen in die Hände“. Tschechien, Deutschland und Österreich werten den Hitlergruss als Straftat. 
Das Schweizer Parlament hat 2011 darauf verzichtet, rechtsextreme Zeichen einzeln zu ächten. Man 
befürchtete „lächerliche Prozesse“. So gilt weiterhin die Antirassismusstrafnorm. Sie verbietet rassis-
tische Symbole in der Öffentlichkeit nur dann, wenn man mit ihnen für die entsprechende Ideologie 
wirbt. Dies hat der mittlerweile 66-jährige Angeklagte laut Bundesgericht nicht getan. Mit dem Hitler-
gruss habe er lediglich seine Haltung ausgedrückt. Diese Begründung blendet den Ort des Geschehens 
aus. Die 150 Sympathisanten der Partei National Orientierter Schweizer (Pnos) hätten in einer abgele-
genen Scheune alte Nationalhymnen johlen können. Niemand hätte sie beachtet. Doch ein Treffen 
unter Gleichgesinnten reichte ihnen nicht. Sie zogen auf jene Wiese, wo General Guisan die Schweizer 
Armee 1940 gegen Nazideutschland eingeschworen hatte. So versuchte die Pnos, die Schweizer Ge-
schichte neu zu besetzen. Der Kern der Rütli-Kundgebung bestand darin, in aller Öffentlichkeit braune 
Gedanken zu verbreiten. Ein solches Propagandaumfeld machte den Hitlergruss zu einer Geste, die 
Zuschauer nur als Überzeugungsversuch verstehen konnten.  



Bulletin	2019	VSGS	|	SSPH	|	USSH		 Seite 47 
 

Mehr als ein Symbol 
Das Urteil hat zudem verstörende Konsequenzen. Seiner Logik zufolge darf jeder mit durchgestrecktem 
Arm durch Zürich spazieren und Passanten ein „Heil Hitler“ zurufen. Damit tut man angeblich nur das 
persönliche Weltbild kund – wie wenn man ein FCZ-Trikot trägt, Che-Guevara-Shirts anzieht, das Kreuz 
schlägt oder mit Springerstiefeln herummarschiert. Nur: Solche Symbole lassen die Passanten gleich-
gültig, auf den Hitlergruss hingegen würden viele empört reagieren. Zu Recht. Springerstiefel, Kreuz 
oder Che-Guevara-Prints erlauben unterschiedlichste Deutungen. Der Hitlergruss begleitete den Ge-
nozid an Abermillionen. Wer ihn öffentlich vorführt, gibt Juden, Ausländern oder Andersdenkenden zu 
verstehen: Ihr seid unerwünscht, man sollte euch alle vernichten. Der Nationalsozialismus hat die Be-
deutung des durchgestreckten Arms für lange Zeit festgeschrieben. Er fordert zum Massenmord auf, 
macht Werbung für ein Schwerverbrechen. Brutaler und unmissverständlicher kann ein Symbol nicht 
sein. Die Urner Gerichte haben den Pnos-Mann wegen seines Hitlergrusses verurteilt. Die Busse: 800 
Franken. Diese Strafe haben die Lausanner Richter ohne Not aufgehoben. In mehreren jüngeren Urtei-
len setzte das Bundesgericht die Gesinnungsfreiheit über den Antirassismusparagrafen. So stufte es 
Wörter wie „Sauschwabe“ oder „Drecksschweizer“ als nicht rassistisch ein. Der Hitlergruss geht viel 
weiter als solch alltägliche Beschimpfungen. Die Gewähr, ihn überall zeigen zu dürfen, vermittelt 
Rechtsextremen ein falsches Signal. Das Signal, dass ihre intolerante Lehre Toleranz verdient. 

https://www.tagesanzeiger.ch/schweiz/standard/Im-Zweifel-gegen-die-Nazis/story/26629483 (Stand 1.10. 2019). 
 
Arbeitsaufträge 

• Lesen Sie die beiden Artikel unter Material 4.1 und 4.2. Welche Probleme mit der Antirassis-
musstrafnorm werden genannt? 

• Beurteilen Sie den Fall des Hitlergrusses abschliessend aus eigener Perspektive. Soll dieser in 
der Schweiz juristisch verboten sein oder nicht? Begründen Sie Ihre Meinung und gehen Sie 
auf die Konsequenzen der eigenen Position ein. 

 
 

 
Abb. 1 Nie wieder: Der Hitlergruss begleitete den 
Einmarsch der Wehrmacht in Prag, März 1939. 

(Foto: akg-Images / Universal Images Group) 
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Standpunkte: Fiktive Quellen 

Zur didaktischen Produktivität eines Oxymorons 
 
Philippe Weber 
 
Eine „fiktive Quelle“ ist ein Oxymoron, ein Widerspruch in sich, zumal die Quelle sich dadurch aus-
zeichnet, dass sie im Gegensatz zur Darstellung eben nicht von der Historikerin, vom Historiker erfun-
den ist.29 Die Unterscheidung zwischen Quelle und Darstellung ist für das historische Arbeiten so 
grundlegend, dass die Aufforderung an Lernende, eine Quelle selber herzustellen und diese zu inter-
pretieren, einem GAU in jenem Kraftwerk gleichkommt, in dem unter methodisch kontrollierten Be-
dingungen historische Erkenntnis freigesetzt werden soll. Einen Brief aus dem Ersten Weltkrieg schrei-
ben, einen Zeitungskommentar unmittelbar nach dem Fall der Berliner Mauer erfinden, im Namen 
Robespierres eine Rede über die Menschenrechte verfassen oder mit Handy und Kostümen eine Pho-
tographie aus dem 19. Jahrhundert herstellen? Und dann noch den Betrug verschleiern, indem die 
eigens hergestellte „Quelle“ einer Kritik und einer Interpretation unterzogen wird! 

Aller Fragen und Einwände zum Trotz zeigt meine eigene praktische Erfahrung, dass Aufgaben zur 
Produktion „fiktiver Quellen“ über ein ungewöhnliches Lernpotenzial verfügen. Eine ehemalige Schü-
lerin, die mittlerweile Geschichte studiert, erinnerte sich auf meine Nachfrage hin folgendermassen: 
„Ich erlangte ein Verständnis für die Subjektivität und selektive Natur von Quellen sowie deren Inter-
pretation. Durch die Produktion von eigenen Quellen erlangte ich somit also ein tieferes Verständnis 
für die Mechanik der Quellenarbeit selbst.“ 

Was ist von dieser Darstellung (oder ist es eine Quelle?) zu halten? Vielleicht lohnt es sich für ein 
besseres Verständnis der behaupteten Lernprozesse, den strahlenden Begriff der „Quelle“ zu entmys-
tifizieren. Eine „Quelle“ ist ein Objekt der Gegenwart, dem wir dank Fragen und Geschichten die Funk-
tion einer Spur zuschreiben können, die uns zu Erkenntnissen über vergangene Zeiten führen kann 
(dass der narrative Kontext dieser Zuschreibung die im Historismus erfundene Unterscheidung von 
Quellen und Darstellungen brüchig macht, wurde in den letzten Jahrzehnten mehrfach in der Ge-
schichtswissenschaft hervorgehoben30). Mit diesem Zugang wird aus dem Fetisch „Quelle“, dessen ver-
meintlicher Originalzustand nicht verändert geschweige denn ex post hergestellt werden darf, ein Ob-
jekt, in dem die Hand und der Geist der Forschenden mit den Spuren der Vergangenheit auf unent-
wirrbare Weise verflochten sind. Vergangene Zeiten haben in der Quelle Spuren hinterlassen, die die 
Forschenden zugleich entdecken und erfinden. Die Historikerinnen und Historiker erfinden mit der 
Quelle eine Empirie, mit der sie dank Quellenkritik und Quelleninterpretation entdecken, wie vergan-
gene Ereignisse und Entwicklungen ihre Spuren in der Gegenwart hinterlassen haben, um so Erkennt-
nisse über eben diese Ereignisse und Entwicklungen zu gewinnen. 

Wer nun eine Quelle über vergangene Zeiten produziert (haben Sie es schon einmal gemacht?), 
geht den umgekehrten Weg der Quellenkritik und der Quelleninterpretation: Die Lernenden gehen 
von ihren Erkenntnissen über historische Ereignisse und Entwicklungen aus und rekonstruieren, wie 
sich diese in einem empirisch wahrnehmbaren Objekt als Spuren hätten einschreiben können. Wenn 
im Anschluss an die Produktion einer solch „fiktiven Quelle“ eine „Quellen“-Kritik und -Interpretation 
folgt, so geht es im Gegensatz zur Auseinandersetzung mit einer tatsächlichen Quelle kaum um Er-
kenntnisfortschritte (obwohl man vielleicht bei der anschliessenden quellenkritischen Reflexion über-
rascht eigene Erkenntnisse und Unzulänglichkeiten erkennen kann). Primär geht es darum, die Er-
kenntnisse, die der Produktion der „fiktiven Quelle“ zugrunde lagen, zu erläutern. Der umgekehrte 
Weg wird sozusagen erneut umgekehrt. Oder in den Worten der erwähnten Schülerin: Man müsse die 

 
29 Ich danke Danny Schlumpf und Jenny Furter für wichtigere Hinweise zu diesem Artkel. 
30 Vgl. Achim Landwehr: Die anwesende Abwesenheit der Vergangenheit. Essay zur Geschichtstheorie, Frankfurt 
am Main 2006; im geschichtsdidaktischen Kontext vgl. die Intervention der Basler Historikerin Alexandra Binnen-
kade: „Was ist eine Quelle? Ein geschichtsdidaktisches Plädoyer“, in: Zeitschrift für Didaktik der Gesellschaftswis-
senschaften, 5 (2014), S. 128-140. 
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Fakten in die Sprache der Quelle übersetzen und die so „verschleierten Fakten […] während der Inter-
pretation zum Vorschein bringen“. 

Was kann mit einer solchen Übungsanlage gelernt werden? Erstens kann gerade mit der Umkeh-
rung des Wegs der Quellenkritik und der Quelleninterpretation erkannt werden, wie historische Er-
kenntnisse gemacht werden und empirisch fundiert sind („Mechanik der Quellenarbeit“). Zweitens 
sind nebst methodischen Erkenntnissen auch inhaltliche Lernfortschritte über die behandelten The-
men möglich. Diese wird insbesondere dann provoziert, wenn die Aufgaben historisch passende Quel-
lengattungen einfordern und in diese einführen. Wenn zudem relevante Darstellungen und Quellen 
zur Verfügung gestellt oder recherchiert werden, kann das passieren, was vielleicht der produktivste 
Effekt einer Aufgabe sein kann: die Produktion von Neugier, das Interesse für die Fremdheit der Ver-
gangenheit. „Der Wunsch nach Authentizität“, so die Schülerin, „motivierte mich sofort zu intensiver 
Recherche.“ 

Ob solche Effekte immer passieren, dürfen wir mit Blick auf unseren Unterrichtsalltag bezweifeln. 
Allerdings sind auch Defizite eine Lernchance, sofern sie erkannt werden. Der Vergleich der „fiktiven 
Quellen“ mit tatsächlichen Quellen kann den Lernenden aufzeigen, inwiefern ihre historischen Vor-
stellungen falsch sind. Und der Vergleich ihrer Produkte mit „fiktiven Quellen“ aus der populären Ge-
schichtskultur in Belletristik, Filmen oder Games ermöglicht die Kompetenzerfahrung, dass der tat-
sächliche GAU sich nicht im Schulzimmer ereignet.31 
 
Philippe Weber unterrichtet Geschichte an der Kantonsschule Zug und ist Dozent für Geschichtsdidak-
tik an der Universität Zürich. 
 
 
 
 
Standpunkte: Fiktive Quellen 

Fiktive Quellen vermitteln keine Distanzerfahrung 
 
Valentin Schönherr 
 
Philippe Webers Konzept der fiktiven Quellen fasziniert. Was muss das für ein Glück sein für alle, die 
Geschichte unterrichten: Schüler/innen schreiben einen Text, als sei er von einem Zeitgenossen der, 
sagen wir, Russischen Revolution verfasst, und erkennen dabei ihre Wissenslücken, die sie sogleich 
schliessen wollen. Sie haben Freude bei ihrem Tun, weil sie sich mit einer historischen Person identifi-
zieren können. Und sie lernen gleich noch eine Menge über reale Quellen und ihre theoretischen und 
praktischen Tücken. Der geschichtsdidaktische Stein der Weisen? Oder nicht doch der „GAU in jenem 
Kraftwerk …, in dem unter methodisch kontrollierten Bedingungen historische Erkenntnis freigesetzt 
werden soll“, wie es Philippe Weber in ein wunderbares Bild gefasst hat? Weder noch. 

Zwischen einer beliebigen Person und jeder anderen gibt es eine Distanz, ein Nicht-Wissen, das sich 
zwar verringern, aber nicht ganz überwinden lässt. Diese alltägliche Erfahrung findet sich in besonde-
rem und verstärktem Masse gegenüber der Geschichte wieder und zeigt sich an jeder Quelle, die uns 
in die Finger kommt. Neben Aussagen, die wir verstehen können oder die unser Wissen und Verstehen 
erweitern, gibt es einen Rest an Unbekanntem. Dieser Rest setzt sich nicht nur aus Namen, Anspielun-
gen, in der Bedeutung gewandelten Begriffen usw. zusammen, sondern es geht auch um den unaus-
lotbaren Kosmos an Lebenserfahrung, Motivation, Beziehung, der in jedem Menschen steckt. 

Um dies gegenüber historischen Personen zu erfahren, muss man sich gar nicht in Katharina die 
Grosse oder Winston Churchill hineinzuversetzen versuchen – schon ein Zürcher Stadtbewohner der 
1950er Jahre ist uns in der Komplexität seiner Lebensumstände heute nicht mehr zugänglich, ge-
schweige denn ein Sowjetfunktionär in einer Kolchose oder eine Schweizer Rotkreuzschwester in 

 
31 Vgl. als Praxisbeispiel Philippe Weber: „Eine neue Ordnung! Aber welche? Reden der Französischen Revolution 
weiterschreiben“, in: Geschichte lernen, H. 187, 2019. 
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einem Wehrmachtslazarett. Wenn Schüler/innen eine fiktive Quelle im Namen einer solchen Person 
schreiben, können sie zwar viel Gelerntes anwenden und Empathie entwickeln. Aber ihre Distanz zu 
dieser Person ist paradoxerweise eher zu klein als zu gross, denn sie schreiben (zu) viel von sich selbst 
in die Quelle hinein. 

Die Distanzerfahrung beim Umgang mit echten Quellen machen wir im Geschichtsunterricht in der 
Regel nebenbei, aber für das historische Lernen ist sie etwas Fundamentales. Letztlich geht es ja um 
die Erkenntnis, dass sich die Zeit nicht zurückdrehen lässt, wir nie ein zweites Mal in denselben Fluss 
steigen können und die Frage, wie es wirklich gewesen ist, unbeantwortet bleiben muss. Dies ist alles 
andere als banal, und sie gilt, wie gesagt, für die historische Distanz nur in stärkerem Masse als für die 
nichthistorisch-gegenwärtige. Wenn ich auf einer Exkursion an einem Schützengraben aus dem Ersten 
Weltkrieg stehe, kann ich detailliert zu schildern versuchen, was sich hier abgespielt hat. Die Perspek-
tive eines Soldaten aber ist mir verschlossen, und es gebietet mir der Respekt, nicht zu behaupten, ich 
wüsste, wie man sich unter Trommelfeuer fühlt. Einen Afghanistan-Heimkehrer könnte ich immerhin 
noch interviewen. 

Die Erkenntnis der historischen Distanz lässt sich sicherlich auch beim Schreiben fiktiver Quellen 
machen, sofern dieses Problem auch reflektiert wird. Ich vermute aber, dass ein zu routinemässiger 
Einsatz dieser Methode die historische Distanz ebenso verwischen kann, wie ein erheblicher Teil der 
Schüler/innen den Überblick verliert. Was für angehende Geschichtsstudent/innen eine willkommene 
Herausforderung darstellen mag, dürfte Schwächere eher überfordern. Auch wir als Lehrer/innen sind 
stark gefordert: Die Aufgabenstellung muss skrupulös genau stimmen, und passendes Material ist 
zwingend. Nicht leichter wird es dadurch, dass in Zeiten, wo Verschwörungstheorien an Verbreitung 
gewinnen und Alternative Fakten die Geister umnebeln, an der klaren Unterscheidung zwischen fikti-
ven und echten Quellen festgehalten werden muss. Eine grosse Aufgabe für alle Seiten. 

Zwei Alternativen scheinen mir gangbar. Zum einen die gute alte kreative Textarbeit – ein Bericht 
über eine Athener Volksversammlung, eine Antwort auf eine bekannte Rede, der Tagebucheintrag ei-
ner Suffragette. Ziel der Übung ist die Festigung und Anwendung von Wissen und die Motivierung 
durch Wissenslücken und Empathie. Beides hat seine volle Berechtigung, und doch ist für alle klar, dass 
es sich um eine Übung handelt, die nicht suggeriert, man habe eine Quelle geschaffen. Die eigene Welt 
der Schüler/innen kann durch die Aufgabenstellung (Vergleich mit heute) bewusst einbezogen und 
somit die Distanz betont werden. 

Zum anderen: Wie wäre es, wenn die Schüler/innen eigene, echte Quellen schaffen? Eine Repor-
tage frühmorgens aus der benachbarten Bäckerei, ein Interview mit der eigenen Grossmutter, das Pro-
tokoll einer Stadtführung, eine Erhebung über die eigene Mediennutzung – an selbstgemachten ech-
ten Quellen lässt sich hervorragend lernen, wie Quellen entstehen. Sie können ohne methodische Rolle 
rückwärts interpretiert werden. Und es gibt gleich ein paar Quellen mehr, mit denen spätere Ge-
schichtsklassen arbeiten können. 
 
Valentin Schönherr unterrichtet Geschichte an der Kantonsschule MNG Rämibühl in Zürich und ist 
Redakteur des VSGS-Bulletins. 
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Standpunkte 

Sinnlose Quellen in Geschichtslehrbüchern 
 
Martin Pryde 
 
Für viele von uns Historiker*innen ist oder war das Archiv so etwas wie die Brutstätte, in welcher wir 
geboren wurden. Ein sagenhafter Ort, meist irgendwo unterirdisch und schlecht beleuchtet (von der 
Belüftung ganz zu schweigen), welcher Berge von mehr oder weniger bearbeiteten Quellen in Karton-
schachteln und Regalen in schier endlosen Laufmetern beherbergte. Wer von uns kennt nicht die Ver-
zweiflung bei dem Übermass der Quellen, die Neugier bei der ersten Durchsicht und den Reichtum, 
der aus all den Quellen an Relevantem und Nebensächlichem im eigenen Kopfe entstand. Quellen 
standen und stehen im Zentrum der Geschichte als Fachwissenschaft und wir als Lehrpersonen erzäh-
len wohl nicht viel mehr als quellenbasierte Geschichten mit didaktischer Absicht. Aus dieser Grund-
erfahrung ergibt sich die Frage, wie uns diese Quellen nach Jahren des Studiums in den Geschichts-
lehrbüchern wieder begegnen.  

Wenn man die Lehrbücher durchblättert, kann man schnell beruhigt sein. Überall sind schön abge-
druckte Quellen; Schriftquellen in lockerem Wechsel mit Bildquellen, bei den neueren Lehrmitteln häu-
fig auch der Verweis auf Filme. Graphisch gut hervorgehoben zeigen die Geschichtslehrmittel den Stel-
lenwert, welche Quellen für unser Fach angeblich haben. Bei der Lektüre der einen oder anderen 
Quelle stellt man schnell fest, dass eigentlich alle Auslassungen haben und sie in der Regel in sehr gut 
verdaulicher Sprache verfasst sind.  

Diese Reduktion auf das Wesentliche hätte sich wohl bei den Quellen im Archiv so manch einer von 
uns sehnlichst gewünscht, geht doch dadurch schier unendlich viel Zeit verloren. Gerechtfertigt scheint 
dies ja dadurch, dass die Quellen an das Niveau der Schüler*innen angepasst werden müssen und von 
der Länge her für den Unterricht sinnvoll in einer gewissen Zeit bearbeitbar sein sollten. So sehr ich 
diese Rahmenbedingungen auch verstehe, so sehr bemängle ich die daraus resultierende Struktur. 

Diese ist in den Geschichtslehrbüchern meist folgende: Es wird ein kurzer Überblickstext abge-
druckt, gefolgt von ein oder zwei Quellen inkl. Arbeitsaufträge, danach geht es wieder mit dem Über-
blickstext weiter. Dies zieht sich durch, unterbrochen allenfalls von Rechercheaufträgen, Diskussions- 
oder Vertiefungsvorschlägen. Das Hauptgewicht liegt dabei auf dem Überblickstext – dieser soll haupt-
sächlich das relevante Wissen vermitteln und die Zusammenhänge für die Schüler*innen aufzeigen. Er 
bildet sozusagen die gute alte Meistererzählung, welche die SuS in etwa nacherzählen können sollten.  

Wie ein kleiner Wurmfortsatz folgen dann die einzelnen Quellen, welche (der Notwendigkeit sei 
Dank) sehr stark darauf reduziert sind, den Haupttext zu illustrieren. Da der Überblickstext das We-
sentliche vorgibt, sind die Quellen auf diesen hin kastriert und exakt auf diesen zugeschnitten. Sie ha-
ben keinen nennenswerten eigenen Wert und verdeutlichen in der Regel nur Aspekte, welche im Über-
blickstext schon genannt sind. Verschärfend kommt hinzu, dass in vielen Geschichtsbüchern die Quel-
len noch mit einem Einleitungstext versehen sind. Darin werden die Lernenden häufig auf die wichtigs-
ten Aspekte hingewiesen; sei es das Datum, den relevanten Inhalt oder andere spezielle Eigenschaften 
der Quellen. Für die neugierigen Schüler*Innen gibt es durch dieses Setting eigentlich kaum mehr et-
was zu entdecken, sondern die Quellen in den Geschichtsbüchern verkommen durch diese Reduktion 
zu einem homöopathisch verdünnten Inhalt des Übersichtstextes. 

In der Regel besteht dadurch kein relevanter Unterschied mehr zwischen dem Überblickstext und 
den Quellen, da Widersprüche weggeglättet sind und Quellen und Darstellung zu einer Einheit ver-
schränkt sind. Für die Schüler*innen sind die Geschichtsbücher eine mehr oder weniger opake Welt 
einer Meistererzählung, welche sie bis zur Matur so gut es geht brav nacherzählen können sollten. Den 
Lernenden wird dabei kaum je transparent gemacht, auf welcher Grundlage und mit welchen Interes-
sen der Überblickstext geschrieben wurde. Manchmal nur werden Texte aus alten Geschichtsbüchern 
abgedruckt, vorzugsweise als Quellen aus dem Ost-West-Konflikt, ohne dabei aber nach der Kontin-
genz der eigenen Erzählung zu fragen oder diese auch nur ansatzweise zu thematisieren. 

Vergleicht man die Quellen in den Schulbüchern mit den Quellen im Archiv, dann haben wir in den 
Schulbüchern viel zu eng geführte, bis zum Übermass vereinfachte Quellen vor uns, welchen die 
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schillernde Vielfältigkeit und die Vielschichtigkeit fehlen. Dadurch nehmen wir aber den Quellen auch 
die Chance, Widerspruch zu leisten, den Überblickstext zu relativieren und die Lernenden herauszu-
fordern. Denn gerade die Widersprüchlichkeit würde erst herausfordern, eine Interpretation zu finden, 
welche diese erklären kann. 

Durch die Orientierung an den Bedürfnissen der Verständlichkeit und der Behandelbarkeit in kurzen 
Unterrichtssequenzen verarmen unsere Quellen unglaublich. Dies hat aber gespiegelt auch eine Aus-
wirkung auf die Schüler*innen. Schliesslich sollten sie am Ende ihrer Schulzeit nicht primär befähigt 
werden, eine einzelne (richtige) Geschichte zu erzählen, sondern sie sollten als Kompetenz konkurrie-
rende Geschichten, unterschiedliche Quellentypen und Argumentationsstrukturen erkennen und be-
urteilen können. Um dies zu erreichen, wären aber auch weniger vorverdaute Quellen in den Ge-
schichtsbüchern, mehr kontroverses Material und weniger „objektive“ Wahrheit in den Geschichtsbü-
chern angesagt. Dies würde helfen, die Schüler*innen auf eine Gegenwart vorzubereiten, in der Fake 
News nicht mehr einfach nur ein Witz, sondern eine herausfordernde Realität geworden sind. Die 
Schüler*innen leben seit jeher schon in einer Umwelt, in der unterschiedliche Geschichten, Deutungen 
und Interessen massgeblich sind. Geben wir ihnen doch das Handwerk, diese verstehen und analysie-
ren zu können und bemächtigen wir sie, ihre eigene Geschichte zu erzählen. Das Handwerk dazu haben 
wir ja. 
 
Martin Pryde unterrichtet Geschichte an der Kantonsschule Schaffhausen und ist Präsident des VSGS. 
 
 
 
 
 
 
Sind Sie nicht einverstanden? Ist damit noch nicht alles gesagt?  

Dann diskutieren Sie doch gern mit. Schreiben Sie uns Ihre Einwände und Ergänzungen  
unter info@histomat.ch, damit wir sie auf der VSGS-Homepage www.histomat.ch bekannt 
machen können. 

Ihr VSGS-Vorstand 
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K. Schlögel: Das sowjetische Jahrhundert 
 
Eine Rezension von Martin Aust 
 
In seinem monumentalen Werk über das sow-
jetische Jahrhundert hat Karl Schlögel sich der 
grossen Aufgabe gestellt, eine untergegangene 
Welt archäologisch zu dokumentieren. Der Ar-
chäologe gräbt, wo er steht, und fördert dabei 
unterschiedlichste Überlieferungen an den 
Tag, die sich im Moment der Ausgrabung noch 
nicht in ein kohärentes Narrativ fügen. Das 
lässt sich auch von Schlögels sowjetischem 
Jahrhundert sagen, ist die Spannweite der 
Funde doch enorm. Von den Kommandohöhen 
sowjetischer Macht und ihrer Repräsentation 
bis hinab in die kleinsten Verästelungen des 
sowjetischen Alltags in Wohnungen und Lagern 
reichen die Beobachtungen, die Karl Schlögel 
zu Tage fördert. Zwischen diesen beiden Polen 
entfaltet er das ganze Panorama materieller 
Kultur der Sowjetunion, liest er die Zeichen und 
Symbole der sowjetischen Welt.  
Zwei Karten auf den inneren Einbänden des Bu-
ches visualisieren diese Bandbreite. Im vorde-
ren inneren Einband ist eine sowjetische Karte 
von 1931 reproduziert, die das offizielle ge-
schönte Bild von den Erfolgen der Industriali-
sierung des ersten Fünfjahresplans wiedergibt. 
Die Karte im hinteren inneren Einband bietet 
einen Überblick über die Geographie der sow-
jetischen Lager von 1929 bis 1961. Die beiden 
Karten rufen jene Janusköpfigkeit der Sowjet-
union in Erinnerung, der Schlögel sich bereits in 
seinem Buch Terror und Traum über den gros-
sen Terror in Moskau 1937 gewidmet hat: das 
unvermittelte Nebeneinander von kühner Auf-
bruchsvision und abgründig erschütternder 
Gewalt und Terrorherrschaft.32 Im Buch Terror 
und Traum, das den kurzen Zeitausschnitt des 
Grossen Terrors von 1936 bis 1938 zum Gegen-
stand hat, folgt die Montage der Kapitel einem 
stringenten Schema. Wie eine Kamera fuhr 
Schlögel in diesem Buch durch das Moskau des 
Jahres 1937 und montierte die eingefangenen 
Bilder in seiner Darstellung als Schuss und Ge-
genschuss von Terror und Traum. Die Archäo-
logie der Sowjetunion durchschreitet ein in 
Raum und Zeit erheblich grösseres Feld. 

 
32 Karl Schlögel, Terror und Traum. Moskau 1937. Mün-
chen 2008. 

Dementsprechend stellt sich die Gliederung 
des Buches wie eine Schatzkiste dar, in der die 
ausgegrabenen Befunde noch scheinbar unsor-
tiert nebeneinander liegen. 
Dabei entfaltet sich dem Lesepublikum die 
Sowjetunion in einer Darstellung, die alle Sinne 
anspricht. Was in der Sowjetunion zu sehen, 
hören, fühlen, riechen und schmecken war, 
entfaltet Schlögel bei seinen Alltagsexkursio-
nen in den Kreml‘, die Kommunalwohnungen, 
den Gulag, die Gefängnisse, Gemeinschaftskü-
chen, Konzertsäle, Museumsräume und Gross-
baustellen des Sozialismus. Ausser als Archäo-
loge zeigt Schlögel sich auch in diesem Buch in 
der Rolle des Reisenden und Flaneurs. Nicht 
nur die Infrastrukturen des Verkehrs und die 
Stadträume sind Gegenstand des Buches.  
Schlögel nimmt die Leserschaft immer wieder 
im wahren Sinn des Wortes mit auf seine Er-
kundungen von Orten und Plätzen, referiert 
und diskutiert seine Beobachtungen. Darin 
liegt eine grosse und gewohnte Stärke seiner 
Bücher. In Zeiten zunehmender Bürokratisie-
rung von Verbundforschung enthält das Buch 
damit auch einen versteckten hochschulpoliti-
schen Imperativ. Mit diesem opus magnum er-
innert Karl Schlögel uns eindringlich daran, wie 
fruchtbar wissenschaftliches Reisen und die 
über Jahrzehnte gepflegte Arbeit an individuel-
len Arbeitsschwerpunkten in den Geistes- und 
Kulturwissenschaften sind. Während Geistes-
grössen des 18. Jahrhunderts wie Leibniz über 
Asien und Russland schrieben, ohne je dort ge-
wesen zu sein, oder wie Kant gleich vollkom-
men stationär an einem Ort wie Königsberg ar-
beiteten, brachte das 19. Jahrhundert den rei-
senden und erkundenden Forscher und Autor 
hervor. Konnten es sich anfangs allein ausge-
wiesene Kapazitäten wie Alexander von Hum-
boldt erlauben, weite Forschungsreisen zu un-
ternehmen und ihre Ergebnisse in Monogra-
phien zu dokumentieren, so breitete sich diese 
Praxis wissenschaftlichen Arbeitens im Lauf des 
19. Jahrhunderts auch in den universitär veror-
teten Disziplinen aus. Karl Schlögel steht mit 
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dem sowjetischen Jahrhundert in dieser Wis-
senschaftstradition und führt uns eindringlich 
vor Augen, dass Mobilität und vor allem Zeit 
zum Schreiben die wichtigsten Ressourcen wis-
senschaftlichen Arbeitens in den Geistes- und 
Kulturwissenschaften sind. 
 

 
Karl Schlögel: Das sowjetische Jahrhundert. C.H.Beck  
Verlag, München 2017, 912 Seiten. 
 
Es bleibt nicht aus, dass ein solch riesiges Werk 
auch Ansatzpunkte zur Kritik bietet. Karl Schlö-
gels Imperiumsbegriff ist eher metaphorisch 
als analytisch. Die politischen und ökonomi-
schen Fragen der Imperiengeschichte, die Sow-
jetunion als Vielvölkerreich, die Vielgestaltig-
keit der 15 Unionsrepubliken und ihre autono-
men Untergliederungen, schliesslich die sowje-
tisch-imperiale Beherrschung des ostmitteleu-
ropäischen Vorfeldes nach dem Zweiten Welt-
krieg – all diese Aspekte der Imperienge-
schichte stehen nicht im Mittelpunkt des Bu-
ches.  
Zeitlich liegt der Schwerpunkt auf der jungen 
Sowjetunion und dem Stalinismus. Die Lebens-
welt der letzten sowjetischen Generation, die 
Alexei Yurchak eindringlich beschrieben hat, ist 
weniger präsent in Schlögels Archäologie.33 Das 
ist jedoch auch dem Forschungsstand geschul-
det. Die chronologischen Schwerpunkte des 
Buches reflektieren den Gang der Forschung, 
die erst in jüngster Zeit verstärkt in die Epoche 

 
33 Alexei Yurchak, Everything was forever, until it was no 
more. The last Soviet generation. Princeton, NJ 2005. 

des Spätsozialismus eindringt. Anders gewen-
det legt das Buch somit auch die Desiderata of-
fen. Die Gesellschafts-, Alltags- und Kulturge-
schichte der sowjetischen und postsowjeti-
schen Regionen im Halbjahrhundert von ca. 
1970 bis heute steht auf der Agenda der Ge-
schichtsschreibung. 
Im letzten Kapitel seines Buches unternimmt 
Schlögel ein Gedankenexperiment. Er stellt sich 
vor, wie es wäre, wenn die auch heute noch 
vom FSB genutzte Geheimdienstzentrale Lub-
janka im Herzen Moskaus in ein Museum der 
Sowjetzivilisation umgewandelt würde. Es ist 
nicht anzunehmen, dass diese Vision in Putins 
Russland Aussichten auf Realisierung besitzt. 
Doch zugleich hat es seinen Reiz, sich im Kon-
junktiv mit dem Projekt zu befassen. In Schlö-
gels Vision fliessen funktionale und idealisti-
sche Überlegungen zusammen. Idealistisch 
stellte ein solches Museum den Sieg der Men-
schen und des Alltags über das kommunisti-
sche Herrschafts- und Unterdrückungsregime 
dar. Funktional liegt ein starkes Argument für 
das Projekt im Erfordernis, dass ein solches 
Museum zentral gelegen sein und sehr viel 
Raum bieten müsste – Voraussetzungen, die 
die Lubjanka erfüllt.  
Was Karl Schlögel über die imaginierten Besu-
cher in diesem Museum schreibt, gilt gleicher-
massen für die Leserschaft seines Buches: „Der 
Besucher muss nicht einem linear, logisch oder 
gar teleologisch angelegten Parcours folgen, 
sondern kann auch vom Ende oder von der 
Seite her seinen Rundgang beginnen.“ (S. 842–
843) Es bleibt die Frage, ob ein solches zentra-
les Museum nicht an seinem enzyklopädischen 
Anspruch scheitern müsste und die Besuche-
rinnen und Besucher zudem mit seinem er-
schlagend riesigen Angebot überfordern 
würde. Vielleicht ist der Musealisierung der 
Sowjetzivilisation doch mehr gedient mit den 
zahlreichen lokalen Museen, die bereits exis-
tieren, wie etwa dem Kirov-Museum in St. Pe-
tersburg, in dem zahlreiche Exponate aus den 
1930er Jahren und die erhaltenen Interieurs 
der Familie Kirov einen lebendigen und vor al-
lem fassbaren Eindruck des Lebens der sowje-
tischen Machtelite im Stalinismus vermitteln. 
Karl Schlögel hat ein Buch geschrieben, das zur 
Standardlektüre im Studium der osteuropä-
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ischen Geschichte gehören sollte. Seinen 
Zweck wird es sicherlich auch als Nachschlage-
werk und Schatzkiste erfüllen, aus der sich die 
Reichtümer der Erforschung der sowjetischen 
Zivilisation von Fall zu Fall und je nach Interes-
senlage heben lassen. In den 1920er Jahren hat 
René Fülöp Miller die Sowjetunion bereist und 
die neue revolutionäre Kultur in seinem dicken 
Buch Geist und Gesicht des Bolschewismus do-
kumentiert.34 Karl Schlögel ist Fülöp Miller ge-
folgt und hat fast ein Jahrhundert später die 
Formen beschrieben, in die das in den 1920er 
Jahren begonnene sowjetische Experiment in 

seiner Kultur und in seinen Alltagswelten ge-
ronnen ist. 
 
Diese Rezension erschien zuerst in: H-Soz-Kult, 
13.09.2019, www.hsozkult.de/publicationre-
view/id/reb-27017. Wir danken dem Rezen-
senten Martin Aust und der Redaktion von H-
Soz-Kult für die freundliche Zustimmung zum 
Nachdruck.  
Martin Aust ist Professor für Osteuropäische 
Geschichte am Institut für Geschichtswissen-
schaft der Rheinischen Friedrich-Wilhelms-Uni-
versität Bonn.

Finale und Ouvertüre 
Ein hervorragendes Lese-Buch zum „letzten Jahr der DDR“ 
 
Eine Rezension von Valentin Schönherr 
 
Das Ende der DDR gehört nicht gerade zu den 
blinden Flecken in unserer Geschichtswahr-
nehmung. Vieles aus dieser Zeit ist längst fest 
im historischen Kanon verankert: Von der Lo-
sung „Wir sind das Volk“ über den Mauerfall bis 
zum Beitritt der DDR zur Bundesrepublik 
Deutschland am 3. Oktober 1990, vom Runden 
Tisch über die Stasi-Unterlagen-Behörde und 
die Treuhandanstalt bis hin zur Zustimmung 
der vier Siegermächte zur deutschen Einheit im 
Zwei-Plus-Vier-Vertrag – dazu bräuchte es ei-
gentlich kein neues überblicksartiges Buch. 
Dennoch ist „Finale. Das letzte Jahr der DDR“ 
von Christoph Links und Hannes Bahrmann et-
was Besonderes und sehr zu empfehlen. 
Die Autoren waren zu DDR-Zeiten Journalisten, 
Christoph Links auch Verlagsmitarbeiter. Als 
dieser am 1. Dezember 1989 – kaum dass dies 
überhaupt rechtlich möglich war – seinen eige-
nen unabhängigen Verlag gründete, war eines 
ihrer ersten gemeinsamen Buchprojekte die 
„Chronik der Wende“, die seither in mehreren 
Auflagen und Neubearbeitungen erschien, fast 
schon ein Klassiker. Nach dreissig Jahren nun 
haben sie sich noch einmal an die Arbeit ge-
macht und in „Finale“ Monat für Monat – von 
Oktober 1989 bis Oktober 1990 – diejenigen 

 
34 René Fülöp Miller, Geist und Gesicht des Bolsche-
wismus. Darstellung und Kritik des kulturellen Le-
bens in Sowjet-Rußland, Zürich 1926. 

Aspekte zu erfassen versucht, die auch aus 
heutiger Sicht noch relevant sind.  
Der Schwerpunkt liegt dabei auf der politischen 
und wirtschaftlichen Geschichte, andere Felder 
werden exemplarisch gestreift. Diese Entschei-
dung wirkt auf den ersten Moment konserva-
tiv, aber das Ergebnis überzeugt, da gerade in 
einer so fundamentalen Umbruchzeit wie 
1989/90 nichts wirklich verstanden werden 
kann, würde man die Politik, das Regierungs- 
und Oppositionshandeln, zu wenig beachten. 
Das Buch ist als Collage aufgebaut. Jeder Mo-
nat wird von einer Chronologie eingeleitet, da-
rauf folgen kurze darstellende Texte der Auto-
ren, einige (leider schlecht nachgewiesene) 
Textquellen und Fotografien. In viele Monats-
kapitel sind biografische Skizzen eingearbeitet 
– über Erich Honecker, Gregor Gysi, Lothar de 
Maizière zum Beispiel –, einige Themen wie die 
Mauer, das Gesundheitswesen, die Reparatio-
nen und Enteignungen oder die DDR-Währung 
werden in Form historischer Rückblicke darge-
stellt, die nicht selten bis 1945 zurückreichen. 
Kritische Momente wie die Besetzung der 
Stasi-Zentrale in Berlin am 15. Januar 1990, die 
Einführung der D-Mark am 1. Juli 1990 oder die 
Regelung der Eigentumsfragen im Einigungs-
vertrag werden aus unterschiedlichen 
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Blickwinkeln behandelt, individuelle Positionen 
und bilanzierende Darlegungen wechseln sich 
ab. Da alles gut aufeinander abgestimmt ist, 
verliert man wider Erwarten nicht den Über-
blick, und an manchen Stellen wird es richtig 
spannend. 
Vor allem bei der Wirtschaftspolitik. So erfah-
ren wir vom „Schürer-Papier“: DDR-Planungs-
chef Gerhard Schürer wurde von Honeckers 
Nachfolger Egon Krenz im Oktober 1989 beauf-
tragt, die wirtschaftliche Lage zu analysieren. 
Das Ergebnis kam schnell und war schockie-
rend, denn Schürer wies nach, dass die Zah-
lungsunfähigkeit des Landes unmittelbar be-
vorstehe. Die Firmen der DDR waren so gründ-
lich auf Verschleiss gefahren worden, dass der 
Erhalt der Leistungsfähigkeit Unsummen ver-
schlungen hätte – die drohende Minderung der 
Leistungsfähigkeit aber hätte die noch beste-
henden Devisenquellen versiegen lassen. Bei 
einem Staatsbankrott werde sich die DDR dem 
IWF unterwerfen müssen, so Schürer. Die Wir-
kung dieses Papiers auf die Entscheidungen der 
DDR-Führung in den Wende-Monaten ist wohl 
kaum zu überschätzen. Es war klar, dass man 
verloren hatte und es im Grunde nichts mehr 
zu verteidigen gab. 
 

 
Christoph Links, Hannes Bahrmann: Finale. Das letzte Jahr 
der DDR. Christoph Links Verlag, Berlin 2019, 318 Seiten. 
 
Das Thema der wirtschaftlichen Leistungsfähig-
keit zieht sich durch. Hätten die noch funktio-
nierenden Betriebe erhalten werden können? 
Wohl nur auf dem Wege der Abschottung. Die 

allerdings war im Laufe des Jahres 1990 eine Il-
lusion – Hunderttausende DDR-Bürger hatten 
sich auf den Weg in den Westen gemacht und 
so mit den Füssen über die Frage abgestimmt, 
ob die DDR als eigenständiges Währungs- und 
Wirtschaftsgebiet erhalten bleiben solle. 
„Kommt die D-Mark, bleiben wir. Kommt sie 
nicht, geh’n wir zu ihr.“ Diese Losung der Leipzi-
ger Montagsdemonstrationen brachte die Sa-
che auf den Punkt. Und auch wofür die Men-
schen die neue harte Währung ausgeben wol-
len, konnte man ihnen nicht vorschreiben. Al-
lein auf dem Automarkt sackte der Absatz der 
DDR-Hersteller völlig weg, weil jeder ein 
„Westauto“ wollte. Den Zusammenbruch der 
DDR-Wirtschaft einfach „dem Westen“ anzu-
lasten, greift viel zu kurz. 
Nicht zuletzt erfüllt „Finale“ die Ansprüche an 
ein anregendes Lesebuch. Denn zwischen den 
„Haupt- und Staatssachen“ ist auch über ver-
meintlich und tatsächlich Zweitrangiges viel zu 
erfahren. Wer wissen will, wer für die riesigen 
Naturschutzflächen auf der Gebiet der ehema-
ligen DDR verantwortlich ist, wie man in der 
späten DDR eine abrissreife Wohnung erst be-
setzte und danach legalisierte, warum die DDR-
Rüstungsindustrie mit dem Sturmgewehr 940 
fast einen „Bestseller“ zustande gebracht hätte 
und wie das letzte Spiel der DDR-Fussballnatio-
nalmannschaft ausging – der wird hier fündig. 
Am Ende eines jeden Monatskapitels finden 
sich übrigens auch ein paar DDR-Witze. Man-
che sind schon ein bisschen oft nachgedruckt 
worden, aber immer noch gut („In der DDR gibt 
es Leute, die Witze erzählen. Es gibt Leute, die 
Witze sammeln und Witze erzählen. Und es 
gibt Leute, die Leute sammeln, die Witze erzäh-
len.“), andere haben heute einen ganz eigenen 
Reiz („Sagt der Wessi zum Ossi: ‚Wir sind ein 
Volk!‘, lächelt der Ossi: ‚Wir auch.‘“). 
Kein Witz ist, dass der Titel „Finale“ auch zum 
Verlag und seinem Verleger selbst passt. Ende 
2018 ist der bis dahin selbständige Verlag an 
die Aufbau Verlagsgruppe verkauft worden, die 
die Marke aber unter diesem Namen und mit 
ihrem spezifischen Programmprofil weiter-
führt. Bis 2020 noch wird der Gründer Chris-
toph Links als Geschäftsführer tätig sein. Damit 
geht eine Ära zu Ende. Denn der Verlag hat mit 
seinen unzähligen Sach- und Fachbüchern ganz 
wesentlich dazu beigetragen, dass über die Ge-
schichte und Gesellschaft der DDR sehr, sehr 
viel bekannt ist. 
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Bringing history to life – Danzig 2019 
Die 26. Jahreskonferenz des europäischen Geschichtslehrerverbands EUROCLIO 
 
 
Das Motto der Jahrestagung war gut gewählt. 
„Bringing history to life“ passt zum Grundan-
satz von Euroclio: Zum einen solche Fragen ins 
Zentrum zu rücken, die für LehrerInnen aus al-
len europäischen Ländern relevant sind (denn 
mit dem „Lebendigmachen“ des Geschichts-
stoffs haben wir offenbar alle zu kämpfen), 
aber auch konkret auf den jeweiligen Tagungs-
ort Bezug zu nehmen.  
Danzig bot sich in diesem Jahr an, weil hier vor 
70 Jahren der Zweite Weltkrieg begann. Aber 
gerade hier ist die polnische PiS-Regierung und 
das von ihr kontrollierte Institut für Nationales 
Gedenken IPN daran, die polnische Geschichts-
vermittlung markant umzukrempeln (siehe 
auch den Artikel von Sebastian Bott in diesem 
Bulletin). Dies zeigte sich bei den geführten Er-
kundungen im Weltkriegs- und im Solidarność-
Museum ebenso wie auf der Westerplatte, wo 
derzeit die Vorbereitungen für den Wiederauf-
bau der im Krieg umkämpften Gebäude laufen 
und demnächst eine neue Stufe im polnisch-
nationalistischen Reenactment gezündet wer-
den wird. 
In zahlreichen Workshops, in den formellen 
und vor allem den informellen Diskussionen 

haben sich scheinbar wie von selbst die ver-
schiedenen Aspekte des Tagungsthemas her-
ausgeschält. Konkrete, authentische Quellen 
sind für viele Kolleg/innen das Mittel der Wahl, 
damit sich die Schüler/innen historische Vor-
gänge besser vorstellen können, seien es Ge-
genstände von der mazedonischen Front von 
1915–1918 oder Fotos aus dem Jugoslawien-
krieg. Aber auch die Mündlichkeit stand hoch 
im Kurs – etwa mittels Oral History oder kont-
roverser Diskussionsmethodik. 
Das letzte Wort hatte in Danzig ein polnischer 
Kollege, der seinen Workshop mit der Bot-
schaft beendete: „History teaching is more im-
portant than ever before. So get out there and 
do it brilliantly.“ Einen Satz wie diesen mit Kol-
leginnen und Kollegen aus ganz Europa disku-
tieren zu können, das ist Teil des ganz beson-
deren Reizes, der die Euroclio-Jahrestagungen 
ausmacht. 
 
Die nächste Tagung findet vom 31. März bis 4. 
April 2020 in Belgrad statt. Anmelden kann 
man sich schon jetzt unter www.euroclio.eu. 
 
Valentin Schönherr 

 

 
Noch sind Archäologen am Werk, bald erstehen die alten Gebäude neu: Westerplatte im April 2019. 
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Verein Schweizerischer Geschichtslehrerinnen und -lehrer 
Société Suisse des Professeurs d’Histoire 

Società Svizzera delle/degli Insegnanti di Storia 
 
 
Generalversammlung des Vereins Schweizerischer Geschichtslehrerinnen und -lehrer 
Jüdisches Museum Hohenems, Hohenems (A), 23. November 2018, 18.00–20.00 Uhr 
 
Anwesend:  
Markus Holenstein, Sebastian Lamm, Valentin Schönherr, Daniela Zunzer (Vorstand des VSGS) 
sowie Sebastian Bott, Christiane Derrer, Andina Egli, Barbara Heuberger, Antonia Schmidlin,  
Xaver Schneggenburger, Barbara Sulser 
 
Entschuldigt: 
Martin Pryde (Präsident des VSGS) 
 
Statt des abwesenden Vereinspräsidenten Martin Pryde leitet die frühere Präsidentin Daniela Zunzer die General-
versammlung. 
 
1. Genehmigung der Traktandenliste 
einstimmig 
 
2. Protokoll der GV vom 22. September 2017 in Poschiavo 
einstimmig genehmigt. 
 
3. Jahresbericht des Vorstands 2017/18 
Es wird um genauere Informationen über die Euroclio-Jahrestagung vom April 2018 in Marseille gebeten. Daniela 
Zunzer erwähnt den Abschied des bisherigen Direktors der Euroclio-Geschäftsstelle in Den Haag, Jonathan Even 
Zohar, und die kommissarische Amtsübernahme durch Steven Stegers. Valentin Schönherr berichtet von einem 
derzeit laufenden Euroclio-Projekt, das Quellen aus europäischen Ländern über die Russische Revolution zusam-
menträgt und bei dem Steven Stegers bereits die organisatorische Leitung übernommen hat. 
Daniela Zunzer weist in diesem Zusammenhang auf eine Keynote Speech von Jonathan Even Zohar am 19. Januar 
2019 im Zentrum für Demokratie der FHNW in Aarau hin, deren Besuch sich sicherlich lohnt. 
Der Jahresbericht wird einstimmig genehmigt. 
 
4. Rechnung 2017/18 und Budget 2018/19 
Die Finanzen des VSGS sind solid. Die Ausgaben überstiegen die Einnahmen. Der Saldo betrug am 16.9.2018   
42’191.51 Fr. 
Vereinskassier Sebastian Lamm erwähnt, dass der bereits in den vergangenen beiden Jahren budgetierte, aber 
nicht abgeholte Betrag von 5'000.00 Fr. für die Quellensammlung Notz nun ausbezahlt werden konnte. 
Der Beitrag für Euroclio fällt wegen des Wechselkurses um einige Franken günstiger aus als budgetiert. 
Das Bulletin ist 2018 mit 3'100.00 etwas teurer als budgetiert (2'500.00), da es neu vierfarbig gedruckt wurde. 
Die Ausgaben für das Jahr 2018/19 bewegen sich in derselben Grössenordnung wie für das Jahr 2017/18. 
Da 2017 und 2018 die GV mit einer Vereinsexkursion kombiniert wurde, wodurch für den Verein Kosten entstehen, 
kommt die Frage auf, ob dies auch in künftigen Jahren so gehandhabt werden soll. Es wird darauf hingewiesen, 
dass im Vergleich zu früheren Generalversammlungen, bei denen der Vorstand mehr oder weniger unter sich war, 
in Poschiavo 2017 vier Nicht-Vorstands-Mitglieder dabei waren, 2018 sind es bereits sieben. Dies wird als positiver 
Effekt gewertet. Auch auf inhaltlicher Ebene wird diese Variante sehr begrüsst und soll fortgesetzt werden. Vor-
schläge für künftige GV-Exkursionen sind La Chaux-de-Fonds, Walserwege, Rathausen (LU), Genf, Reichenau (D) 
sowie das Dreiländereck bei Basel. 
Die Jahresrechnung wird auf Antrag des Revisors Tomás Martín vom 19. November 2018 einstimmig genehmigt, 
Kassier Sebastian Lamm wird verdankt. 
 
5. Bulletin 
Die Arbeit am Bulletin 2018 wird verdankt. Die Anwesenden beurteilen die Qualität als hoch. Die neu eingeführten 
Rubriken „Standpunkte“ und „Rezensionen“ finden Zustimmung und sollen weitergeführt werden. 
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Es wird angeregt, das Bulletin stärker mit dem Newsletter zu verknüpfen, z. B. indem dort auf die Bulletin-Unter-
richtsideen hingewiesen und mit diesen verlinkt wird. 
Das Bulletin wurde in diesem Jahr erstmals auf den Innenseiten vierfarbig gedruckt. Obwohl dies deutlich teurer 
ist, ist der Qualitätszuwachs so erheblich, dass dies beibehalten werden soll. 
2018 wurden ca. 30 Exemplare mehr gedruckt als bisher, um sie zur Werbung neuer Mitglieder einzusetzen. Va-
lentin Schönherr wird beauftragt, Fachdidaktik-Dozierende anzuschreiben und sie darum zu bitten, die Bulletins 
gezielt an Studierende zu verteilen. Dazu soll noch ein motivierendes Anschreiben des Vereinspräsidenten verfasst 
und mitverteilt werden. 
Thomas Notz, Fachdidaktiker an der Universität Bern, hat mitgeteilt, er würde gern eine Replik auf Peter Gautschis 
„Standpunkt“ zur Frage „Was ist guter Geschichtsunterricht?“ schreiben. Eine Veröffentlichung dieser Replik erst 
im Bulletin 2019 wird verworfen. Statt dessen soll die Replik auf der Homepage veröffentlicht werden und der 
nächste Newsletter auf diesen Text verlinken. 
 
6. Mitteilungen aus der Präsidentenkonferenz 
Der VSG wird Ende November an der Delegiertenversammlung einen neuen Präsidenten wählen (wahrscheinlich 
Lucius Hartmann). Leider kann aus terminlichen Gründen niemand von uns teilnehmen. 
Der VSG treibt die Revision des Rahmenlehrplans (RLP) voran und hat ein entsprechendes Positionspapier aus-
gearbeitet. (Diese Revision ist erwünscht, insbesondere zur Verhinderung einer allfälligen MAR-Revision.) Der 
VSG soll von Beginn an mit dabei sein und sich einbringen können. Wie genau sich der VSG den zukünftigen RLP 
vorstellt (Form und Inhalt), soll an der DV in Neuchâtel kommende Woche besprochen werden. Für uns wird dies 
im kommenden Jahr sicher heissen, dass wir uns zum Fach Geschichte äussern und eine entsprechende Rück-
meldung schreiben können. 
Der VSG sieht Probleme mit den Mitgliedern. In der Regel sind es eher ältere Mitglieder, jüngere Lehrpersonen 
treten nur selten bei. Der VSG erarbeitet eine Strategie, wie dies verhindert werden kann, und versucht nun test-
weise in Zürich, mit verschiedenen Fachdidaktiker/innen zusammenzuarbeiten und ein Werbekampagne für den 
Verein sowie für die Fachverbände aufzugleisen. 
 
7. Weiterbildungen 2019 
Daniela Zunzer beurteilt die Organisation von und Werbung für Weiterbildungen als schwierig, seit die WBZ (jetzt 
ZEM CES) dies nicht mehr leistet. 
Markus Holenstein plant eine Reihe von Weiterbildungen: 
- Brasilien (Ende März 2019, mit Prof. W. Bernecker, Uni Erlangen/Nürnberg) 
- Geschichte des Mittelmeerraums seit dem 19. Jahrhundert (Herbst 2019, mit Prof.  M. Borutta, Uni Konstanz) 
- Moderne Demokratieprobleme (Herbst 2019, angefragt wird das Politologische Institut der Universität Zürich) 
 
8. Mitgliederwerbung VSGS 
Es wurde alles Wesentliche bereits in Zusammenhang mit den Traktanden 5 und 6 besprochen. 
 
9. Varia 
- Antrag Christiane Derrer (Historia) 
Von Christiane Derrer, Präsidentin von HISTORIA, liegt der Antrag vor, dass der VSGS für die Preisverleihung 
2019 1'000.00 Fr. beisteuert. (Die gesamte Preissumme wird 3'000.00 Fr. betragen.) Beispielsweise könnten davon 
je 500.00 Fr. für zwei erste Preise in verschiedenen Kategorien übernommen werden. 
Kassier Sebastian Lamm gibt zu bedenken, dass laut Satzung die Unterstützung von Mitgliedern des VSGS – also 
Lehrpersonen – vorgesehen ist, das Preisgeld aber an Schüler/innen geht. Dem wird entgegengehalten, dass die-
ser Bestimmung zwar nicht direkt, aber auf jeden Fall indirekt Rechnung getragen wird. 
Daniela Zunzer äussert den Wunsch, dass bei einer Zustimmung zum Antrag bei der Preisverleihung erwähnt 
werden müsse, dass der Preis vom VSGS gestiftet wurde. Falls organisatorisch möglich, solle der VSGS-Präsident 
selbst den Preis überreichen. Christiane Derrer akzeptiert dies bereitwillig. 
In der Abstimmung wird der Antrag mit 10 Ja-Stimmen ohne Gegenstimme bei 1 Enthaltung gutgeheissen. 
 
25. November 2018 
Valentin Schönherr, Protokoll 
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VSGS Verein Schweizerischer GeschichtslehrerInnen

Erfolgsrechnung 2019 (per 21.09.2019)

Ausgaben Einnahmen

Saldovortrag 2018 42'191.51

Bulletin 2018 3'148.80
Euroclio 553.00
Histomat 155.00
Beitrag Historia/ Zuschüsse 1490.39
VSGs-Mitgliederbeiträge /SGG 6'505.00
HV 2018 1'399.64
Vorstand (Sitzungen, Spesen) 913.10
Kontoführung 39.00 0.00

7'698.93 48'696.51

Saldovortrag 19 40'997.58

Ertragsminus 2019 -1'193.93

Voraussichtliche  Kosten bis Ende Dez. 2019
  

Bulletin 2019  3'000.00
GV 2019 Raummiete, Spesen 1'500.00
Euroclio 280.00

 

  

voraussichtl. Ertragsminus 2019 -5'973.93

St. Gallen, 21. September 2019

Kassier VSGS (Sebastian Lamm)
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Generalversammlung des Vereins Schweizerischer Geschichtslehrerinnen und -lehrer 
Assemblée annuelle de la Société Suisse des Professeurs d’Histoire 

Assemblea annuale della Società Svizzera delle/degli Insegnanti di Storia 
 
 
 
Zürich, 2019 
 
Jahresbericht des Vorstandes 2018/19 
 
 

1. Mitglieder 
 
Der Mitgliederbestand des VSGS ist mit 262 Mitgliedern (Stand September 2019) im Vergleich zu 
den Vorjahren zwar leicht zurückgegangen, bleibt aber insgesamt relativ stabil.  
 
 
2. Vorstand  
 
Der Vorstand des VSGS setzte sich im Vereinsjahr 2018/19 aus Sebastian Lamm, Daniela Zunzer, 
Markus Holenstein, Valentin Schönherr und Martin Pryde zusammen. Der Vorstand hat sich im Jahr 
2018/19 am 23.11.18 (GV), am 8.3.19, am 13.5.19 sowie ein letztes Mal am 9.9.19 getroffen. Da 
Martin Pryde in diesem Jahr verletzungsbedingt einen langen Ausfall hatte, schlägt der Vorstand vor, 
einen Vizepräsidenten durch die GV bestimmen zu lassen. Valentin Schönherr stellt sich dankens-
werterweise zur Verfügung. Aufgrund der starken Auslastung ist der Vorstand ständig auf der Suche 
nach neuen Mitgliedern, doch gestaltet sich diese Suche schwierig.  
 
 

3. Aktivitäten und Ausblick  
 
Newsletter 

Im Vereinsjahr 2018/19 verschickte der Vorstand vier Newsletter in elektronischer Form an alle Mit-
glieder mit Informationen zu aktuellen Weiterbildungen, Veranstaltungen sowie Hinweisen zu ver-
schiedenen Materialien.  
 

Bulletin 
Im Oktober 2019 verschickten wir das jährlich erscheinende Bulletin – wie schon im letzten Jahr – in 
Papierform. Das letztjährige Bulletin stiess auf sehr gute Rückmeldungen, weshalb die Struktur im 
Wesentlichen beibehalten wurde. Valentin Schönherr konnte dabei viele Autor*innen für die Beiträge 
gewinnen, so dass sich ein sehr interessantes Bulletin ergab. Das Bulletin fokussierte dabei auf das 
Thema Rechtsextremismus/Rechtspopulismus und beleuchtete die Thematik aus unterschiedlichen 
Perspektiven.  

 
Euroclio 

An der Euroclio-Jahrestagung vom 4.-7. April 2019 in Gdansk war der Vorstand des VSGS durch 
Valentin Schönherr vertreten.  
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Weiterbildungen 
Die Ausschreibungen funktionieren soweit gut. Daniela Zunzer und Markus Holenstein betreuen die 
Ausschreibungen für unseren Verein vorbildlich und schreiben selbst auch aktiv sehr interessante 
Kurse aus. Auf die Weiterbildungen wird jeweils im Newsletter hingewiesen.  
 

VSG 
Der Vorstand nimmt jeweils an den Sitzungen des Präsidententreffens des Dachverbandes VSG teil. 
In diesem Jahr konnte sich der VSG (und über diesen der VSGS) zum Bericht der EDK/WBF zur 
Weiterentwicklung der gymnasialen Maturität äussern. Der darin aufgegleiste Prozess wird in den 
kommenden Jahren für die Gymnasien prägend werden. 
 

Expertenkommission ‘Politische Bildung’ 
Die EDK und das SBFI haben aufgrund einer Motion des Ständerates Caroni eine Expertenkommis-
sion zum Thema PB ins Leben gerufen. Im Hinblick auf die Weiterentwicklung der gymnasialen Ma-
turität wurden dabei exemplarisch 5 Thesen inkl. Erläuterungen erarbeitet, welche für eine zukünftige 
RLP-Revision massgebend sein sollen. Martin Pryde und als Vertretung Valentin Schönherr nahmen 
an den insgesamt 4 Sitzungen teil und konnten sich gut einbringen. Da die Thesen durch die EDK 
noch nicht veröffentlicht worden sind, werden sie den Mitgliedern zu einem späteren Zeitpunkt be-
kannt gemacht. 
 

Situation RLP FMS 
Der neue RLP auf der Stufe FMS ist seit 1. 8. 2019 in Kraft. Der Umgang mit dem neuen RLP ist 
dabei in den unterschiedlichen Kantonen und an den einzelnen Schulen sehr unterschiedlich. Da sich 
mittelfristig aber abzeichnet, dass von vielen Schulen der Stoffplan entsprechend überarbeitet und 
angepasst werden muss, versucht der VSGS, zusammen mit Fachdidaktikern ein Dokument zu er-
stellen, welches bei der Überarbeitung helfen soll. Im Hinblick auf die Überarbeitung des gymnasialen 
RLPs soll dadurch auch eine längerfristige Diskussion angestrebt werden, was das Fach Geschichte 
leistet und wie es sich im Fächerkanon positionieren soll. 
 

Anfragen 
Verschiedene Personen und Institutionen haben sich mit der Bitte an uns gewandt, auf neues Material 
aufmerksam zu machen. Wo immer das mit unserem Vereinszweck kompatibel war, sind wir dieser 
Bitte nachgekommen.  
 

Vereinsexkursion 
Da die letztjährige Exkursion inkl. GV in Hohenems bei den anwesenden Mitgliedern auf sehr positi-
ves Echo stiess, schreibt der Vorstand auch in diesem Jahr eine kleine Exkursion aus. Die zweitägige 
Exkursion am 15.-16.  November 2019 nach La Chaux-de-Fonds soll es ermöglichen, die oben ge-
schilderte Situation des Faches Geschichte in verschiedenen Gesprächen zu vertiefen. Der VSGS 
unterstützt dabei die Teilnahme seiner Mitglieder an dieser Exkursion durch die Übernahme der Kos-
ten des kulturellen Programmes. Alle Mitglieder werden per Mail auf dieses Angebot hingewiesen. 
Als Werbung für den Verein wird die Ausschreibung zusätzlich an weitere GeschichtslehrerInnen 
versandt, die nicht im Verein sind. 

 
 
Gez. Martin Pryde 
Präsident VSGS  
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Generalversammlung des Vereins Schweizerischer Geschichtslehrerinnen und -lehrer 
Assemblée annuelle de la Société Suisse des Professeurs d’Histoire 

Assemblea annuale della Società Svizzera delle/degli Insegnanti di Storia 
 

 
 

Zürich, September 2019 
 
Generalversammlung vom 15. November 2019 
 
Ort:  Maison Blanche, La Chaux-de-Fonds 
Zeit:  18:00 Uhr bis ca. 20.15 Uhr 
 
 
Traktanden 
 
1. Genehmigung der Traktandenliste 
 
2. Protokoll der GV vom 23. 11. 2018 in Hohenems (liegt bei) 

 
3. Rechnung 2018/19 und Budget 2019/20 (liegt bei) 
 
4. Jahresbericht des Vorstands 2018/19 (liegt bei) 

 
5. Wahl Vize-Präsident/in 
 
6. Bulletin 

 
7. Bedeutung der MAR/RLP-(Teil-)Revision für das Fach Geschichte 

 
8. Weiterbildungen/Exkursionen 
 
9. Mitgliederwerbung VSGS 

 
10. Varia 

 
gez. Martin Pryde 
Präsident VSGS 
 


